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Zum Wohl der Beschäftigten
2006 hat der Jahresbericht der Bundesregierung über „Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit“ zum ersten Mal dokumentiert: 
Die Quoten der Arbeitsunfähigkeit liegen in pädagogischen Beru­
fen über dem Durchschnitt der Beschäftigten aller Branchen. In 
der arbeitswissenschaftlichen  Diskussion war indes schon länger 
erforscht: Der auf Gegenseitigkeit angelegte Bildungs- und Erzie­
hungsprozess birgt beachtliche Konflikt- und Störungsrisiken auf 
der Arbeits- und Beziehungsebene. Diese interaktive Beziehung 
verlangt von Lehrkräften wie von Erzieherinnen und Erziehern 
eine hohe Konzentration im Arbeitsalltag und die Bereitschaft, 
auf nicht selten schnell wechselnde Situationen sowie auf unter­
schiedliche Fähigkeiten, Probleme und Mentalitäten der Kinder 
und Jugendlichen einzugehen.
Lehrkräfte sind zudem in eine hierarchische Organisation einge­
bunden. Die äußeren beruflichen Rahmenbedingungen werden 
mitunter durch große Klassen, schlecht gepflegte Arbeitsstätten 
und eine gesundheitsferne Bau- und Raumplanung bestimmt. 
Ähnliches trifft auch auf die Kitas zu. Obgleich durch Raumakus­
tik in Kooperation mit den Unfallkassen gesundheitsgefährden­
der Lärm in Klassen und Gruppenräumen verringert werden soll, 
sind solche Maßnahmen bis heute nicht selbstverständlich. Für 
die Beschäftigten in pädagogischen Berufen ist der Erhalt der 
eigenen Gesundheit zunehmend ein wichtiges Thema gewor­
den. Als die Erzieherinnen und Erzieher in Kindertagesstätten 
2009 bereit waren, für einen besseren Gesundheitsschutz zu 
streiken, war die Öffentlichkeit überrascht. Zeitgleich hatten 
GEW-Personalräte an Schulen Baden-Württembergs bereits ihre 
Mitbestimmungsrechte erfolgreich eingesetzt, um Sicherheits­
fachkräfte zu bestellen. Vor 2010 hatte kein Bundesland das Ar­
beitssicherheitsgesetz korrekt angewandt, so dass in der Verwal­
tung und den Schulen das elementare „arbeitsschutzrechtliche 
Know-how“ fehlte.  Und obwohl das neue Arbeitsschutzgesetz 
seit 1996 auch für Beamtinnen und Beamte gilt, war es schwie­
rig, dessen Kernstück, die betriebsorientierte Gefährdungsbeur­
teilung physischer und psychischer Belastungen, in den Schulen 

einzuführen (s. S. 20 f.). Inzwischen ist weitgehend geklärt, dass 
jede Schule eine solche Gefährdungsbeurteilung sowie eine Ar­
beitssicherheitsorganisation nach dem Maßstab der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) organisieren muss; die 
Erfahrungen der Bundesländer, in denen Gefährdungsbeurtei­
lungen mit fachlich kompetenter Begleitung vorgenommen wur­
den, zeigen ein relativ einheitliches Bild: Defizitäre Arbeitsstät­
ten belegen die mangelnde Kooperation zwischen Dienstherren 
und Schulträgern; die Schulleitungen werden durch Abwälzen 
der Pflichten „von oben“ zusätzlich belastet, nicht ausreichend 
fortgebildet und erhalten wenig Unterstützung durch die Kultus­
ministerien. Vor allem aber führen Schwächen in der Kommuni­
kation auf verschiedenen Ebenen zu physischen und psychischen 
Belastungen. Diese ließen sich verringern, wenn arbeitswissen­
schaftliche Erkenntnisse mehr in der Praxis genutzt würden. 
Als engagierte Akteure haben sich vor allem die von der GEW 
unterstützten Personalräte profiliert, da das Mitbestimmungs­
recht beim Gesundheitsschutz mittlerweile deutlich gestärkt 
worden ist. Zu den mitbestimmten Maßnahmen eines akti­
ven Arbeitsschutzes gehört es, z. B. Gesundheitszirkel in den 
Schulen einzurichten sowie die in der DGUV 2 beschlossene 
Organisation* umzusetzen. Fest steht: Die Dienststelle darf die 
Verantwortung für den Gesundheitsschutz nicht auf die Schul­
träger abschieben, denn sie „betreibt“ die Arbeitsstätte. Des­
halb ist sie dafür zuständig, diese zum Wohl der Beschäftigten 
angemessen zu gestalten. Für Personalräte und Gewerkschaf­
ten ergeben sich damit zahlreiche Aktionsfelder, zusammen 
mit den Beschäftigten den Gesundheitsschutz in Kitas, Schulen 
und Hochschulen voranzubringen. 

Prof. Wolfhard Kohte, 
Universität Halle

*s. Beschluss des VG Düsseldorf, 24. Oktober 2014
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„Qualitätsoffensive Lehrerbildung“
Mit der gemeinsamen „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ 
wollen Bund und Länder hervorragende Lehrangebote an 
Hochschulen unterstützen. Die Gemeinsame Wissenschafts­
konferenz stufte in der ersten Bewilligungsrunde 19 Projekte 
an Universitäten aus neun Bundesländern als förderungswür­
dig ein. Bis 2023 sollen in zwei Förderphasen Reformen in der 
Lehrkräftebildung vorangebracht und das Lehramtsstudium 
aufgewertet werden. Der Bund nehme über die gesamte Lauf­
zeit bis zu 500 Millionen Euro in die Hand, um die Ausbildung 
von Lehrerinnen und Lehrern nachhaltig zu verbessern, erläu­
terte Bildungsministerin Johanna Wanka (CDU). Die Länder 
gewährleisten im Gegenzug die gegenseitige Anerkennung 
der Studienleistungen und -abschlüsse. Die GEW begrüßt, dass 
die Förderung aus dem bereits vor zwei Jahren beschlossenen 
Bund-Länder-Programm endlich starten kann. Die ausgewähl­
ten Hochschulen, so GEW-Vize Andreas Keller, hätten jetzt die 
Chance, Impulse für die überfällige Weiterentwicklung der Lehr­
kräftebildung zu setzen. Inklusion, Ganztag, Zuwanderung und 
digitale Bildung nennt Keller als neue Herausforderungen, denen 
ein Lehramtsstudium Rechnung tragen müsse. Zugleich fordert 
der GEW-Hochschulexperte, nicht nur ausgewählte Projekte an 
wenigen Unis, sondern auch stärker in der Breite zu fördern.  
Weitere Infos: www.gew.de/Erste_Auswahlrunde_der_ 
Qualitaetsoffensive_Lehrerbildung.html

Eingriff in das Streikrecht
Der Bundestag hat am 5. März erstmals das geplante Gesetz 
zur Tarifeinheit beraten. Der Entwurf ist umstritten, weil er 
vorsieht, dass künftig in einem Betrieb nur noch der Tarif­
vertrag der Gewerkschaft mit den meisten Mitgliedern gel­
ten soll. Die GEW sieht darin einen Eingriff in das Streikrecht. 
Streiks für eigenständige tarifliche Bedingungen, zu denen 
eine Minderheitsgewerkschaft aufruft, unterlägen dann der 
gerichtlichen Prüfung. Das kritisierten auch ver.di und die  
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG). Ein Gut­
achten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags, 
über das der Berliner Tagesspiegel berichtet hatte, stellt fest, 
dass verfassungsrechtliche Bedenken nicht von der Hand zu 
weisen seien, weil das geplante Gesetz einen Eingriff in die 
Koalitionsfreiheit darstelle. Kritiker wie die GEW hoffen nun, 
dass der Entwurf doch noch gekippt wird.
Mehr als 75 000 Unterstützerinnen und Unterstützer haben 
bereits die gemeinsame Initiative von NGG, GEW und ver.di 
gegen das geplante Tarifeinheitsgesetz unterzeichnet.
Infos unter: www.gew.de/Tarifeinheitsgesetz_verstoesst_
moeglicherweise_gegen_Grundgesetz.html

Bundesbildungsministerin Johanna Wanka (CDU) und Prof. 
Manfred Prenzel, Vorsitzender des Auswahlgremiums der 
„Qualitätsoffensive Lehrerbildung“, stellten nach der ersten 
Auswahlrunde in Berlin die erfolgreichen Hochschulen vor.
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Lohnkluft zwischen Frauen und Männern
Noch immer verdienen Frauen in Deutschland weniger als 
Männer. Statistisch gesehen arbeiten Frauen hierzulande bis 
zum 20. März umsonst. Dieses Datum, der sogenannte Equal 
Pay Day (s. DIESMAL S. 48), macht symbolisch deutlich, wie 
groß der Verdienstunterschied im Schnitt ist. Nach Berechnun­
gen des Statistischen Bundesamtes verdienten Frauen 2014 
22 Prozent weniger als Männer. Mit 15,83 Euro pro Stunde 
lag ihr durchschnittlicher Bruttoverdienst nach Angaben der 
Wiesbadener Behörde um fast fünf Euro unter dem von Män­
nern (20,20 Euro). Das Bundesamt erklärt den statistischen 
Gehaltsunterschied vor allem damit, dass Frauen oft in Bran­
chen und Berufen mit relativ niedrigem Einkommen, häufig 
im Dienstleistungssektor, nicht zuletzt im Sozialwesen tätig 
sind und in Teilzeit arbeiten. Männer hingegen sind öfter in 
Industriezweigen beschäftigt, in denen der Lohn relativ hoch 

Mindestlohntarifvertrag in der Weiterbildung
Im Frühjahr haben sich GEW und ver.di mit der Zweckgemein­
schaft des Bildungsverbandes über eine Erhöhung des Mindest­
lohns für die pädagogisch Beschäftigten bei Weiterbildungsträ­
gern geeinigt, die überwiegend SGB-II-/SGB-III-Maßnahmen 
anbieten. Der neue Tarifvertrag gleicht die Entgelte im Osten 
und Westen ab Januar 2017 an. Der Leiter des GEW-Arbeits­
bereichs Berufliche Bildung/Weiterbildung, Ansgar Klinger, 
erklärte, die Verhandlungspartner seien sich darüber einig, die 
Voraussetzungen für faire und funktionierende Wettbewerbs­
bedingungen in der SGB-II-/III-finanzierten Weiterbildung zu 
schaffen. Für Pädagoginnen und Pädagogen in Westdeutsch­
land steigt der Verdienst demnach um 9,4 Prozent, für ihre Kol­
leginnen und Kollegen im Osten um 16,8 Prozent. Die Mindest­
stundenentgelte sollen sich in Westdeutschland einschließlich 
Berlin ab dem 1. Januar 2016 um 65 Cent auf 14 Euro und ab 
dem 1. Januar 2017 auf 14,60 Euro erhöhen. In Ostdeutsch­
land werden die Beträge am 1. Januar 2016 um einen Euro auf 
13,50  Euro angehoben, ab dem 1. Januar 2017 erhalten die  
Beschäftigten dort noch einmal 1,10 Euro mehr. Der Tarifver­
trag hat eine Laufzeit bis zum 31. Dezember 2017. Mit GEW und  
ver.di wollen die Arbeitgeber einen Antrag auf Allgemeinver­
bindlicherklärung stellen, sodass auch die nicht tarifgebunde­
nen Arbeitgeber kein Lohndumping mehr betreiben können.

ist. Im EU-Durchschnitt ist der Lohnunterschied mit 16 Prozent 
erheblich geringer als hierzulande. Bundesfamilienministerin 
Manuela Schwesig (SPD) will die Lohnkluft zwischen den Ge­
schlechtern mit einem „Gesetz zur Entgeltgleichheit von Frauen  
und Männern“ zumindest verringern und dieses noch 2015 auf 
den Weg bringen. Demnach soll jede Mitarbeiterin, jeder Mitar­
beiter das Recht bekommen, das Durchschnittsgehalt von Kol- 
leginnen und Kollegen mit vergleichbarer Tätigkeit zu erfragen.
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*�Dieses Angebot gilt nicht für Mitglieder der GEW- 
Landesverbände Niedersachsen und Thüringen.



// Stress, Druck und psychische 
Belastungen sind Alltag an Schu-
len. Eine Förderschule in Leipzig 
stellt sich dem Problem und hat 
eine Fortbildung gebucht, die es 
in sich hatte. //

Irgendwann wurde Ella Hobart (Name 
geändert) alles zu viel: Englisch- und 
Förderunterricht an ihrer Förderschule 
geben, Klassenleiterin sein, diagnosti­
sche Gutachten schreiben, Integrati­
onsstunden an einer Regelschule be­

streiten, Abschnitte zur Schulchronik 
beitragen. „Ich wollte alles hundert­
prozentig machen – und konnte mich 
irgendwann doch auf keine Aufgabe 
mehr richtig konzentrieren“, erzählt sie. 
Seit 2002 arbeitet die studierte Gym­

Dem Burnout ins  Gesicht gelacht
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nasiallehrerin im Schuldienst in Leipzig, 
2011 brach sie unter der Mehrfachbe­
lastung mental zusammen: „Ich hab 
mich totgekämpft.“
Es begann mit Kopfschmerzen und 
emotionalen Achterbahnfahrten, bis 

Hobart im Juni 2011 dank des Tipps 
einer GEW-Kollegin eine Überlastungs­
anzeige* schrieb und sich krank melde­
te. Sie führte viele Gespräche mit dem 
Schulleiter, den GEW-Personalrätinnen, 
mit dem Hausarzt, dem Betriebsarzt 
und der Behindertenbeauftragten der 
Schulbehörde. Nach dem anfänglichen 
Befund „Burnout“ weiß sie heute: Sie 
trug eine handfeste Depression mit 
sich herum. Nach der Diagnose folgten 
Kur und Therapien, dann eine Wieder­
eingliederung. Erst seit dem Schuljahr 
2013/2014 arbeitet sie wieder voll, 
aber mit deutlich weniger Aufgaben. 
„Ich habe geübt, Nein zu sagen. Und 
ich nehme keine Arbeit mehr mit nach 
Hause.“ Die strikte Trennung von Schule 
und Privatleben hat sich als segensreich 
erwiesen.

„Viel zu wenig Zeit“
In Hobarts Kollegium sind psychische 
Belastungen kein Akt strikter Geheim­
haltung mehr. Der Personalrat der Al­
bert-Schweitzer-Förderschule für Kör­
perbehinderte kümmert sich seit Jahren 
um das Thema Gesundheitsschutz und 
psychische Belastungen. Nach einer Ab­
stimmung unter den 60 Kolleginnen und 
Kollegen haben sie gemeinsam in der 
Schuljahres-Vorbereitungszeit vorigen 
August eine Fortbildung gebucht: „Psy­
chohygiene, Ressourcenstärkung und  
Konfliktstrategie“. Constance Winkel­
mann von der Berliner Medical School, 
Professorin für Gesundheitspsycholo­
gie, beschäftigte sich zwei Tage mit zwei 
Lehrkräfte-Gruppen. Themen waren 
Formen des Beobachtens, Eigen- und 
Fremdwahrnehmung, Aussprechen der  
eigenen Befindlichkeit, Schritte des 
Neinsagens und Auswege aus unan­
genehmen Situationen – erzählt die 
Lehrerin. „Wir haben dabei so viel ge­
lacht wie lange nicht mehr. Die Zeit war 
viel zu kurz“, pflichtet ihr auch Katrin 
Jocksch bei, Personalrätin und seit 14 
Jahren Lehrerin für Deutsch, Geschich­
te und Wirtschaft an der Förderschule. 

Seither sagen manche Lehrkräfte öfter 
auch mal Nein, damit Zusatzaufgaben 
gerechter unter allen verteilt werden.
„Wir machen so eine Fortbildung auf 
jeden Fall nochmal“, so Jocksch. Sie 
schätzt, dass etwa jeder Sechste in ih­
rem Kollegium psychische Belastungen 
mit sich herumträgt. Zwei Burnout-Fälle 
gab es schon, auch Depressionen und Al­
koholsucht seien keine Fremdwörter im 
Lehrerzimmer. Die Leiden gingen dabei 
quer durch alle Altersgruppen. „Vielen 
Kolleginnen und Kollegen reicht der Ur­
laub nicht mehr zur Regeneration aus.“ 
Sei jemand länger erkrankt, könne er 
vom Schulleiter oder Personalrat ange­
sprochen werden, ob er Hilfe braucht. 
„Viele tragen Konflikte des Arbeitsalltags 
aber mit sich allein herum oder den­
ken: Das kriege ich schon in den Griff“, 
berichtet Personalrätin Jocksch. Das 
Problem sei gar nicht der Unterricht 
selbst, sondern das große Pensum drum 
herum, das Lehrkräfte zu bewältigen 
haben: Klassenleiteraufgaben, Diagnos­
tik, Praktika, Zeugnisse, Jahresberichte, 
Förderpläne und nicht zuletzt die Eltern
arbeit: „Eltern können einem das Leben 
zur Hölle machen – mit bösen Briefen, 
Mobbing, Misstrauen“, beklagt die Päda
gogin. Einzelne Lehrkräfte seien sogar 
schon angezeigt und vor Gericht gezerrt 
worden. „Wenn man sich solche Dinge 
sehr zu Herzen nimmt, ist es nicht zuletzt 
eine Frage der psychischen Stabilität, ob 
man das durchhält.“

Keine hohe Priorität
Die Crux bei dem Thema: In den Bun­
desländern genießt die Mammutaufga­
be des gestressten Bildungspersonals 
keine hohe Priorität – im Gegenteil. Sa­
bine Mehnert, Hauptpersonalrätin der 
GEW im Freistaat Sachsen und zustän­
dig für das Thema Gesundheit, kann 
ein Lied davon singen. Ein Klagelied. Im 
aktuellen Landeshaushalt stehe nicht 
einmal das notwendige Geld für den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz voll 
bereit. „Um die gesetzlich festgelegten 

Dem Burnout ins  Gesicht gelacht
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Im Kollegium der Albert-
Schweitzer-Förderschule für 
Körperbehinderte in Leipzig 
sind psychische Belastungen 
der Lehrkräfte „kein Akt strik-
ter Geheimhaltung“. Das The-
ma Gesundheitsschutz steht 
seit Jahren auf der Agenda des 
Personalrats.
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Aufgaben zu erfüllen, werden im Schul­
jahr 2015/2016 rund 2,1 Millionen Euro 
benötigt“, sagt Mehnert. Für die bei­
den Jahre stünden aber nur 1,95 Milli­
onen Euro zur Verfügung. Von dringend 
benötigtem Geld für die gezielte und 
ganzheitliche Präventionsarbeit ganz zu 
schweigen. „Wir kümmern uns sehr um 
die Schülerinnen und Schüler. Aber was 
tun wir eigentlich für Lehrkräfte?“, fragt 
die Gewerkschafterin.
Gerade Sachsen zeige exemplarisch, 
dass es seit der Wiedervereinigung in 
Ostdeutschland um den Gesundheits­
schutz im Bildungsbereich sehr dürftig 
bestellt ist. Verbeamtungen gebe es im 
Freistaat ohnehin nicht. Und angesichts 
der Halbierung der Schülerzahlen, von 
Stellenabbau und Schulschließungen 
hätten sich Lehrkräfte, Personalräte und 
Gewerkschaften um andere elemen­
tare Fragen kümmern müssen. „Es gibt 
keine finanziellen Ressourcen im Sys­
tem“, kritisiert die Hauptpersonalrätin. 
„Und es herrscht ständig Unruhe statt 
Kontinuität.“ Zurzeit seien von knapp 
30 000 Lehrkräften fast 6 700 von Ab­
ordnungen betroffen, zudem rund 700 
an andere Standorte versetzt worden. 
Mehnert: „Fast 20 Prozent der Lehr­
kräfte unterrichten nicht an der Schule, 
an der sie eingestellt worden sind. Ak­
tuell sind in Sachsen etwa 500 Kollegin­

nen und Kollegen langzeiterkrankt, die 
Überlastungsanzeigen häufen sich. Die 
Zahlen erschlagen uns.“ Der Kranken­
stand nehme in dem Maß zu, in dem die 
Arbeitszufriedenheit sinke. Die Gewerk­
schafterin kennt Beispiele von Schullei­
tungen, die ein ganzes Team mobbte, 
und von Kollegien, die komplett in die 
innere Emigration abgetaucht seien.

Absprachen getroffen
Erst in den vergangenen Jahren haben 
vor allem GEW-Mitglieder im Lehrer-
Hauptpersonalrat mit dem Kultusminis­
terium Absprachen zum Gesundheits­
schutz getroffen. So gibt es nun eine 
Dienstvereinbarung zum Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement (BEM) nach 
mehr als sechswöchiger Krankheit. Da­
mit ist gemäß Arbeitsschutzgesetz zu 
klären, ob eine Erkrankung durch beruf­
liche Bedingungen hervorgerufen wurde 
und welche Schutzvorkehrungen zu tref­
fen sind (s. S. 20 f.). Betriebsärzte erstel­
len deshalb Gefährdungsbeurteilungen 
mit medizinischen und psychologischen 
Untersuchungen für die Lehrkraft sowie 
die Schule. Das sei ein wichtiges Instru­
ment, betont Mehnert. Allerdings hätten 
Personalräte erst durchsetzen müssen, 
dass nicht nur die Schulleitungen befragt 
werden, sondern auch Personalvertre­
ter. Zu den individuellen Maßnahmen 
für Betroffene zählen u. a. Entlastungen 
wie weniger Pausenaufsichten oder ein 
späterer Arbeitsbeginn.
Eine Teilnahme an der COPSOQ-On­
linebefragung** zu psychischen Belas­
tungen am Arbeitsplatz, wie es sie in 
Baden-Württemberg flächendeckend 
gibt (s. S. 16 f.), lehnt die GEW Sachsen 
indes ab. Der Landesverband bietet al­
lerdings jährlich Gesundheitstage für 
Personalräte zu den Themen Stress und 
Burnout, Konfliktmanagement und Ver­
haltensprävention mit konkreten Hand­
lungsoptionen an. Mehnert: „Vielen 
Kolleginnen und Kollegen hilft es schon, 
Hinweise und Anleitungen zu erhalten, 
wie sie Beschwerden führen oder Über­
lastungsanzeigen schreiben können.“
Wie im Fall von Ella Hobart. Sie genießt 
im Schuljahr 2014/2015 ein Sabbatjahr, 
treibt Sport, gärtnert – und sieht das 
Leben heute mit anderen Augen: „Man 
muss nicht alles perfekt machen – gut 
ist meistens gut genug. Man kann sein 

Bestes geben, aber man darf sich nicht 
verheizen lassen. Und man kann auch 
mit weniger Geld auskommen.“ Sie 
musste auch lernen, mit ihrer Depressi­
on umzugehen, auf Alarmsignale zu ach­
ten. Und wenn sie nach den Sommer
ferien an ihre Schule zurückkehrt, wird 
sie neben den 25 Stunden Fach- und 
Förderunterricht in einer Abschluss­
klasse keine weiteren Verpflichtungen 
übernehmen. Auch der Schulleiter, der 
sie unterstützt, will es für sie langsamer 
angehen lassen.

Sven Heitkamp,
freier Journalist

*Mit Überlastungsanzeigen können 
Lehrkräfte gegenüber dem Schulleiter 
darauf aufmerksam machen, dass sie 
sich ihren Arbeitsbelastungen nicht 
mehr gewachsen fühlen, auch um auf 
mögliche Risiken hinzuweisen und sich 
vor Haftungsansprüchen zu schützen.
**www.copsoq.de und
www.copsoq.de/copsoq-fragebogen

„Vielen Kolleginnen und Kollegen reicht 
der Urlaub nicht mehr zur Regeneration 
aus“, sagt Katrin Joksch, Lehrerin und 
Personalrätin an der Leipziger Albert-
Schweitzer-Förderschule.
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„Wir kümmern uns sehr um die Schü-
lerinnen und Schüler. Aber was tun wir 
eigentlich für die Lehrkräfte?“ fragt 
die sächsische Hauptpersonalrätin und 
Lehrerin Sabine Mehnert.

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW.html
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// Jede Stunde bringt neue 
Herausforderungen – gerade 
auch an Grundschulen stehen 
Lehrkräfte ständig unter Strom. 
Die Bürgerschule in Husum setzt 
als Mittel gegen den Stress auf 
Kreativität und gutes Klima. //

Kurz bevor die Klingel zum Unterricht 
ruft, läuft Detlef Kreuzfeld, immer zwei 
Stufen auf einmal nehmend, die Treppe 
hinauf ins obere Stockwerk der Husumer 
Bürgerschule. Er hält einen hingekrit­
zelten Stundenplan in der Hand: Zwei 
Lehrkräfte haben sich an diesem Mor­
gen krankgemeldet, der Schulleiter muss 
Löcher stopfen. Kinder nach Hause oder 
in eine Freistunde zu schicken, kommt in 
der verlässlichen Grundschule nicht in­
frage. Im oberen Foyer findet Kreuzfeld 
Christina Kircher, mit 30 Jahren jüngs­
tes Mitglied seines Kollegiums. In der 
kommenden Stunde sollte sie eigentlich 
eine Gruppe als zweite Kraft unterstüt­
zen, jetzt muss sie eine der verwaisten 
Klassen übernehmen. Kircher bläst die 
Wangen auf und beginnt auf der Treppe 
zu überlegen, wie sie die kommenden 45 
Minuten gestalten soll. „Stress? Ach was, 
wir sind ja alle flexibel“, sagt sie.
Natürlich belaste so etwas, sagt Kreuz­
feld später in seinem Büro und zitiert 
einen Satz, den er einmal gelesen hat: 
Lehrkräfte stünden unter der gleichen 
Anspannung wie Piloten beim Start. Nur 
eben Stunde um Stunde.

Ruhe herstellen
In einem Klassenraum im Erdgeschoss 
versucht derweil Ann Kristin Ziegen­
balg, „Arbeitsruhe“ herzustellen. Es 
dauert, bis die 20 Zweitklässler ihre 
Hefte auf dem Tisch und die Bücher 
aufgeschlagen haben. Ein ums andere 
Mal mahnt Ziegenbalg mit erhobener 
Hand und Finger an den Lippen zur 
Ruhe. Dann beginnt sie, das Einmaleins 
abzufragen. Wer richtig antwortet, darf 
nach nebenan in den zweiten Arbeits­
raum, um in kleinen Gruppen weitere 
Matheaufgaben zu lösen.
„Ich komme ja vom’s Haupt“, sagt die 
45-Jährige auf die Frage, was sie stresst. 

Soll heißen: Nach 15 Jahren an einer 
Hauptschule bringt sie wenig aus der 
Fassung. Ihre 20 „Mäuse“ lenkt sie mal 
mit lauter, mal mit betont leiser Stim­
me. Aber wie der 58-jährige Kreuzfeld – 
der ebenfalls an einer Haupt- und spä­
ter Gemeinschaftsschule unterrichtet 
hat – merkt Ziegenbalg, dass der Grund­
schul-Job ständige Präsenz erfordert. 
Vor allem an einer Schule wie dieser, in 
der über 40 Prozent der Kinder einen 
Migrationshintergrund haben und zwei 
Drittel für die Nachmittagskurse im 
Ganztagsangebot Bildungsgutscheine 
einreichen. „Bei den Älteren kann man 
mal zehn Minuten stille Arbeit verlan­
gen. Bei den Kleinen geht das nicht“, 
sagt Kreuzfeld. 
In der zweiten Klasse klingt das so: 
„Frau Ziegenbalg, darf ich ... Frau Zie­
genbalg, guck mal ... Frau Ziegenbalg, 
ich ...“ Vor allem nach einem Wochen­
ende sei dieses Buhlen um Aufmerk­
samkeit riesig. Das erfordere extreme 
Konzentration, räumt die Lehrerin ein. 
Die Kinder wollen von „ihrer Acht- bis 
Zwölf-Uhr-Mutti“ beachtet werden. 
Aber vielen Mädchen und Jungen fehl­
ten die sozialen Antennen, die ihnen 
signalisieren, dass auch andere Kinder 

zu ihrem Recht kommen müssen: „Sie 
rufen ständig rein, unterbrechen, stö­
ren. Das zermürbt.“
Als zusätzliche Belastung komme die 
Differenzierung im Unterricht hinzu: Ein 
Junge in der Klasse rechnet im Tausen­
derbereich, andere mühen sich noch 
mit zwei mal fünf. „Allen gerecht zu 
werden, ist ganz schön puh“, erklärt Zie­
genbalg und hebt die Schultern. „Aber 
das ist ja tägliches Brot.“ Schwieriger 
als das Einmaleins sind die Dinge jen­
seits des Unterrichtsstoffs: Da ist das 
Mädchen, das oft mit ungewaschenen 
Haaren in die Schule kommt, der Junge, 
der nicht reden will. Was tun? Das Ju­
gendamt unterrichten? Die Eltern zum 
Gespräch einladen? „Man versucht  im­
mer, Kinder zu retten“, sagt Ziegenbalg. 
„Man geht nach Hause und denkt: Dies 
müsstest du noch erledigen, hier noch 
telefonieren oder jenes noch abklären.“ 
Und doch sei es immer zu wenig.

Anstrengender Alltag
Die vielen unterschiedlichen Anforde­
rungen, die schnellen Wechsel der Si­
tuationen in den Klassen machten den 
Beruf anstrengend, gibt Blanka Knud­
sen zu. Die Pädagogin hat sich ausführ­

Wie Piloten beim Start

Die Bürgerschule in Husum: Vielfältige Anforderungen an die Lehrkräfte sowie 
Zeitmangel prägen den Arbeitsalltag. Das erzeugt Stress und Belastung. Das Team 
versucht, durch Professionalität und Spaß an der Arbeit das Beste aus der Lage zu 
machen.
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lich mit den Themen Arbeitsbelastung, 
Stress-Prävention und Maßnahmen zur 
Wiedereingliederung nach einer länge­
ren Krankheit beschäftigt. Als stellver­
tretende GEW-Landesvorsitzende in 
Schleswig-Holstein hat sie zwei Jahre an 
der Seite anderer Gewerkschaften mit 
der Landesregierung über eine Verein­
barung verhandelt, die das betriebliche 
Gesundheitsmanagement für Landesbe­
dienstete betrifft. Gesetzliche Grundlage 
ist der § 59 im Mitbestimmungsgesetz 
für Personalräte. Vergnügungssteuer­
pflichtig seien die „59er-Verhandlungen“ 
nicht gewesen – für keinen der Verhand­
lungspartner. Seit Februar ist die Verein­
barung in Kraft, nun beginnt die Umset­
zung. Nicht nur das Land als Dienstherr 
und die Schulleitungen sind gefragt, 
sich für Gesundheitsmanagement ein­
zusetzen, sondern auch die Personal
räte. Sie müssen sich mit Stressfaktoren 
an ihrer Schule befassen und in einer 
„Gefährdungsanalyse“ Probleme benen­
nen (s. S. 20 f.). Keine einfache Aufgabe: 
Manchmal sind Spannungen im Team 
der Grund für Burnout oder lange Fehl­
zeiten, zudem „gibt kaum eine Lehrkraft 
zu, dass sie überlastet ist“, weiß Knud­
sen. Das erschwere die Arbeit der Per­
sonalräte. Sie rät den Kolleginnen und 
Kollegen daher, sich im ersten Schritt auf 
einzelne, greif- und lösbare Probleme zu 
konzentrieren: „In einer Schule klagten 

zum Beispiel die Lehrkräfte darüber, dass 
sie keinen echten Rückzugsraum haben. 
Als das Lehrerzimmer in einen ruhigeren 
Flügel der Schule verlegt wurde, verbes­
serte sich das Arbeitsklima und half, die 
Krankenstände zu senken.“
Was tut die Bürgerschule, damit die 20 
Mitglieder des Kollegiums gesund blei­
ben? Schulleiter Kreuzfeld denkt einen 
Moment nach: „Klingt banal, aber wir 
gehen gut miteinander um.“ Viele der 
Lehrkräfte, darunter auch Personalrat 
Martin Leeb, bestätigen das gute Kli­
ma im Haus. Für Stress und Belastung 
sorgten in der Bürgerschule vor allem 
zwei Faktoren: „Die vielen, ich sag mal 
‚verhaltensoriginellen‘ Kinder“, so Per­
sonalrat Leeb, „und der Lärm.“ 
Der hohe Geräuschpegel ist baulich 
bedingt, denn das historische Back­
steingebäude hat sehr hohe Decken, 
außerdem hallen auf den Steinfliesen in 
den Gängen die Stimmen und Schritte 
besonders heftig. Das Problem sei be­
kannt und werde gelöst, so der Perso­
nalrat – nur dauere das eben: Pro Jahr 
wird ein Klassenraum lärmgedämmt, 
auch wenn Leeb sich eine schnellere Lö­
sung wünschen würde.
Kaum zu ändern ist hingegen die sehr 
heterogene Zusammensetzung der Klas­
sen – Kinder unterschiedlicher Nationen, 
Herkunft und Kulturen – und die sich 
daraus ergebenden Anforderungen. Die 
Bürgerschule ist eines der wenigen Zent­
ren im Kreisgebiet für „Deutsch als Zweit­
sprache“. Daher sitzen im Unterricht der 
Fachlehrerin Anja Kögel auch Mädchen 
und Jungen, die eigentlich schon viel zu 
alt für die Grundschule sind. Mit Spielen, 
Liedern, Büchern bringt Kögel den Kin­
dern, von denen viele eine Flucht hinter 
sich haben und die erst seit Kurzem in 
Deutschland leben, einen Grundwort­
schatz bei, um sie schnell in den Regel­
unterricht zu entlassen. Kögel schwärmt 
von der Wissbegier der Kinder – und 
beklagt, dass angesichts immer neuer 
Schülerzugänge die Zahl dieser Förder­
stunden viel zu gering sei.

Zeit fehlt
Belastend seien vor allem die vielen Tä­
tigkeiten und Absprachen neben dem 
Unterricht, stellen fast alle im Husumer 
Team fest. Und: dass Zeit für Elternge­
spräche, Organisatorisches und Abspra­

chen untereinander fehle. Diese seien 
gerade für die Förderlehrkräfte wichtig, 
die als Unterstützung in der Bürger­
schule arbeiten, sagt Sonderpädagogin 
Uschi Adrian. Noch mehr als die Regel­
lehrkräfte springen sie und ihre Kolle­
ginnen zwischen den Klassen hin und 
her und sehen ihre Schützlinge nur sel­
ten. Mehr Personal wäre eine Lösung, 
die sich alle wünschen, aber mit einem 
Schulterzucken als vermutlich nicht zu 
bezahlen einstufen.
Also versucht das Team der Bürger­
schule, durch Professionalität und Spaß 
an der Arbeit das Beste aus der Lage 
zu machen und sich Verbündete zu su­
chen. Darunter sind ein Tennisclub, auf 
dessen Plätzen Ziegenbalgs „Mäuse“ 
trainieren dürfen, und die Musikschu­
le, die im Haus Unterricht anbietet. 
Daraus sind bejubelte Musical-Auffüh­
rungen entstanden, berichtet Heinz-
Ulrich Meyer-Petersen, Musiklehrer 
und stellvertretender Schulleiter. Für 
die Vielvölker-Bürgerschule ist das ein 
Aushängeschild ihrer Arbeit. Viel öf­
fentliches Lob und Spenden belohnen 
das Engagement der Lehrkräfte. Das 
trägt so viel zur guten Stimmung in der 
Schulgemeinde bei, dass die Trommel­
musik, die durch das Foyer hallt, wie ein 
Weckruf klingt.

Esther Geißlinger, 
freie Journalistin
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Lehrerin Ann Kristin Ziegenbalg: „Vielen 
Mädchen und Jungen in den Grund-
schulklassen fehlen die sozialen Anten-
nen um zu merken, dass auch andere zu 
ihrem Recht kommen müssen. Sie rufen 
ständig rein, unterbrechen, stören. Das 
zermürbt.“

Was tun, damit das Kollegium gesund 
bleibt? Schulleiter Detlef Kreuzfeld: 
„Klingt banal, aber wir gehen gut mit
einander um.“
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Für mich: das kostenfreie Bezügekonto1)

Banken gibt es viele. Aber die BBBank ist die einzige bundesweit tätige 
genossenschaftliche Privatkundenbank, die Beamten und Arbeit nehmern 
des öffentlichen Dienstes einzigartige Angebote macht. Zum Beispiel das 
Bezügekonto mit kostenfreier Kontoführung.1)

Vorteile für GEW-Mitglieder:
• 50,– Euro Gutschrift bei Kontoeröffnung2)

• Kostenfreie Kreditkarte VISA ClassicCard1) 3)

Informieren Sie sich jetzt über die vielen speziellen Vorteile 
Ihres neuen Kontos für Beschäftigte im öffentlichen Dienst:
Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei) oder www.bbbank.de/GEW

1) Voraussetzung: Bezügekonto; Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied   2) Voraussetzung: Neueröffnung Bezügekonto, Gutschrift auf Ihr Bezügekonto
3) Nur Hauptkarte, Voraussetzung: GEW-Mitgliedschaft; alternativ auch MasterCard® Classic mit gleichen Leistungen möglich

Vorteile für 
GEW-Mitglieder!

Bundesweit für Sie da: Mit Direkt-
bank und wachsendem Filialnetz.

EuW_Umbruch_2015_04_S11.indd   11 10.03.2015   12:47:26



// Was kann Schulleitung tun, 
damit Lehrkräfte sich wohl
fühlen und gesund bleiben? Ein 
Gespräch mit Hedwig Schoma-
cher, Leiterin des Berufskollegs 
Vera Beckers in Krefeld und 
Fortbildnerin für Salutoge-
nese – sprich gesundheitsför-
derliches Leitungshandeln der 
GEW Nordrhein-Westfalen. //

E&W: Frau Schomacher, 2 800 Schü­
lerinnen und Schüler, 200 Lehrkräf­
te  – Ihr Berufskolleg ist größer als 
manches mittelständische Unter­
nehmen. Wie viele Pädagoginnen 
und Pädagogen sind denn derzeit 
krank?
Hedwig Schomacher: Langzeiter­
krankt? Zum Glück sehr wenige. Das 
heißt natürlich nicht, dass nie je­
mand fehlt. Wie jede Schule bräuch­
ten wir  – so fordert es ja auch die 
GEW – Lehrerstellen für 107 Prozent 
Unterrichtsversorgung, um 100 Pro­
zent abdecken zu können. Eine Ver­
tretungsreserve gibt es nicht.
E&W: Studien kommen zu dem Schluss: 
Das ständige Einspringen für Kolle­
ginnen und Kollegen, die fehlende 
Verlässlichkeit im Schulalltag seien 
ein wesentlicher Stressor – und führ­
ten zu mehr Erkrankungen.
Schomacher: Wir rufen niemanden 
zuhause an und zitieren ihn zum Ver­
tretungsunterricht; ebenso muss kei­
ner plötzlich Mathe statt Sport leh­
ren. Das wäre auch eine Zumutung. 
Wir haben eine sogenannte Task 
Force geschaffen – mit Lehrkräften, 
die Dienstbereitschaft leisten und, 
wenn nötig, einspringen können. Sie 
haben zudem Zugriff auf einen Ma­
terialpool mit Unterlagen für alle Fä­
cher. 
E&W: Woher kommen die Extra-
Stunden?
Schomacher: Wir „erkaufen“ sie 
gleichsam durch größere Klassen. 
So haben wir uns übrigens zudem 
zwei zusätzliche Sozialpädagogen 
„erarbeitet“: Unsere Schülerinnen 

und Schüler kommen auch aus sozi­
al schwierigen Verhältnissen; nicht 
nur, weil ihre Eltern aus 41 Ländern 
stammen. Da ist es wichtig, Lehrkräf­
te nicht durch das ständige Gefühl zu 
belasten, keinem gerecht werden zu 
können. Wenn es Probleme in den 
Klassen gibt, kümmern sich Sozialpä­
dagogen um die Vernetzung außer­
halb der Schule. 

E&W: Als was betrachten Sie sich  
als Schulleiterin zuvorderst: Leidtra­
gende mangelnder Ressourcen oder 
als zentrale Figur für Lehrergesund­
heit?
Schomacher: Beides. Die Ressourcen­
lage ist schlecht; vieles Wünschens­
werte und Erforderliche werden wir 
nie umsetzen können. Aber: Auch mit 
allem Personal der Welt und in den 
schönsten Räumen: Das Klima muss 
stimmen. Menschen müssen gern zur 
Arbeit kommen, sich aufgehoben und 
wertgeschätzt fühlen. Dazu kann Lei­
tung viel beitragen.
E&W: Was bedeutet das genau? 
Schomacher: Transparente Struk­
turen und eine verbindliche Ge­

sprächskultur sind entscheidend. 
Wir führen zum Beispiel mit jeder 
neuen Lehrkraft mehrere ausführli­
che Gespräche; zu Beginn, nach ei­
nigen Wochen und danach nach ein 
paar Monaten. Dabei machen wir 
klar, wer für was zuständig ist, an 
wen man sich wann wenden kann. 
Und wir erkundigen uns, ob die Kol­
legin, der Kollege gut bei uns an­
gekommen ist. Fragen nach, ob wir 
etwas tun können. Unsere Schule 
funktioniert nach klaren Regeln, 
die alle kennen und an denen alle 
mitarbeiten. Unseren Schulvertrag 
zum Beispiel erarbeitet die Schüler­
vertretung und stimmt ihn mit allen 
Gremien ab.
E&W: Ihre Schule trägt den Preis 
„Gesunde Schule“ der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen. Wofür gab es 
diesen? 
Schomacher: Für alles, was ich eben 
beschrieben habe. Ob es eine Kon­
fliktkultur an der Schule gibt, ob 
ich bei Problemen weg- oder hin­
schaue  – all das hat immense Aus­
wirkungen auf die Gesundheit des 
Kollegiums. Auch die meisten Un­
fälle geschehen aus Unachtsamkeit; 
und nicht, weil eine Treppenstufe 
fehlt. Wir schauen auch hin, wenn 
Kolleginnen und Kollegen aus Eltern­
zeit oder längerer Krankschreibung 
zurückkehren und fragen: Wie geht 
es weiter; was traust du dir zu? Ideal 
ist, wenn der Kontakt während der 
Abwesenheit gar nicht erst verloren 
geht.
E&W: Nun können Sie als Schullei­
terin krankgeschriebene Lehrkräfte 
kaum zuhause anrufen.
Schomacher: Aber wenn das Klima 
stimmt, rufen die betroffenen Lehr­
kräfte an. Eine Kultur des Kontakts 
fördern wir mit regelmäßiger Fort­
bildung: kooperatives Lernen, Team­
teaching, kollegiale Hospitationen – 
all das hilft, sich nicht alleingelassen 
zu fühlen. Allerdings gilt auch: Nicht 
alles, was der Gesundheit dient, ist 
beliebt.

„Das Klima muss stimmen“
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Schulleiterin Hedwig Schomacher
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Unser Konzept
• Individuelles Programm
• Schwerpunkt Einzeltherapie
• Konflikt- und Ressourcen-  

orientiert

Kontakt: Chefarzt Dr. med. Thomas Redecker 
Sekretariat: Telefon  +49 (0) 52 22 / 398 – 811 
Forsthausweg 1 · D-32105 Bad Salzuflen · www.median-kliniken.de

Wenn Engagement 
krank macht:
Depression ... Burn-Out ...
Angst ... Schmerzstörung ...

Psychosomatik / Psychotherapie / Offene Psychiatrie

MEDIAN Klinik am Burggraben · MEDIAN Klinik Flachsheide

Im Schutz unserer Kliniken kön-
nen Sie regenerieren und sich 
selbst wiederentdecken, neue 
Orientierung finden, Selbstfürsorge 
und Selbstorganisation stärken
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E&W: Zum Beispiel?
Schomacher: Unser Versuch, 
Lehrer-Arbeitsplätze einzurich­
ten, schlug fehl – die Räume wur­
den schlicht nicht genutzt. Ich 
halte Unterrichtsvorbereitung 
abends zuhause für eine Unsitte; 
ebenso wie Telefonate unter Kol­
legen, um Arbeitsprobleme zu 
besprechen. Das geschieht nicht 
selten. 
E&W: Experten raten angesichts 
der in pädagogischen Berufen 
immer schwierigen Abgrenzung 
von Arbeit und Freizeit zu Super­
vision. 
Schomacher: Gute Idee – doch 
schwer umzusetzen. Wenn die 
Leitung das empfiehlt, wirkt es 
schnell übergriffig. Allerdings 
macht die Bezirksregierung sol­
che Angebote. Bevor jemand 
sprichwörtlich durch Belastung 
und Druck „in den Brunnen fällt“, 
finden wir Wege, dem Betroffe­
nen zu einer Supervision zu raten. 
E&W: In manchen Bundesländern 
wird die Lehrergesundheit mit Fra­
gebögen erhoben (s. S. 16 und 19). 
Ein wichtiger Schritt?
Schomacher: In Nordrhein-West­
falen: nein. Bei uns haben 2014 
alle Lehrkräfte an der COPSOQ-
Umfrage* zu psychosozialen Be­
lastungen am Arbeitsplatz teilge­
nommen. Am Ende gab es weder 
eine Gesamtauswertung noch 
eine öffentliche Debatte. Jede 
Schulleitung bekam schlicht das 
Ergebnis der eigenen Schule mit 
dem Hinweis mitgeteilt: Zusätzli­
che Ressourcen würden nicht zur 
Verfügung gestellt.
E&W: Halten Sie generell nichts 
von derartigen Erhebungen?
Schomacher: Doch. Wir machen 
schon lange regelmäßig eine 
Umfrage zu Fortbildung und Ge­
sundheit unter den Lehrkräften. 
In der Folge haben wir mehrere 
Arbeitsgruppen eingerichtet: 
eine AG Lehrerzimmer, eine zu 

Entscheidungsstrukturen und 
eine zu Team-Teaching. Sie alle 
arbeiten unter dem Dach einer 
Steuerungsgruppe, die sich mit 
Schulentwicklung beschäftigt. 
E&W: Sie bilden Schulleitungen 
in salutogenem Leitungshandeln 
aus. Welche Themen interessie­
ren Leitungskräfte am meisten?
Schomacher: Ganz oben auf der 
Liste stehen Fragen der Perso­
nalführung und -entwicklung. 
An zweiter Stelle das Problem: 
Schulen lassen Gefährdungsbe­
urteilungen erstellen und or­
ganisieren eine Begehung nach 
der anderen in ihrer maroden 
Einrichtung – und nichts pas­
siert. Ein drittes Motiv ist der 
Austausch; vieles wird leichter, 
wenn man Menschen in ähnli­
cher Lage trifft.
E&W: Sie sind seit über 20 Jahren 
Schulleiterin. War Gesundheit 
damals überhaupt Thema?
Schomacher: Nein. Dass sie in 
den vergangenen Jahren im­
mer stärker ins Blickfeld rückt, 
heißt aber auch: Die Leitungen 
müssen sich das Wissen zu Ar­
beitsschutz und Gesundheit 
erst erarbeiten. Für mich ist 
etwas anderes noch entschei­
dender: Das Konzept Schullei­
tung hat sich völlig gewandelt. 
Als ich anfing, war es beinahe 
anrüchig, zu leiten; alle wollten 
„Kumpel“ sein. Aber wenn alle 
Kumpel sind und abends beim 
Skat Stundenpläne besprechen, 
dient  das nicht dem Erhalt der 
Gesundheit. Schule braucht Lei­
tung – auch das muss gelernt 
und akzeptiert werden.

Interview: Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

*COPSOQ-Mitarbeiterbefragung  
zu psychosozialen Belastungen 
am Arbeitsplatz: www.copsoq.de
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// Erzieherinnen in Grundschu-
len stehen unter hohem Druck. 
Im Spannungsfeld zwischen 
eigener pädagogischer Profes-
sion und Fremdbestimmung 
durch den Einsatz als „Feuer-
wehr“ bei Unterrichtsausfall 
bleibe die Gesundheit auf der 
Strecke, kritisieren Doreen 
Siebernik, Vorsitzende der  
GEW Berlin, und Bärbel Jung, 
Referentin der GEW Berlin,  
im Interview. //

E&W: Die Arbeit der Erzieherinnen 
und Erzieher erhält seit einigen Jah­
ren mehr gesellschaftliche Anerken­
nung. Im Fokus stehen dabei meist 
die Beschäftigten in der frühkind­
lichen, vorschulischen Bildung. Die 
Arbeit der Kolleginnen an Ganztags­
grundschulen wird dagegen kaum be­
achtet, obwohl dieser Bereich durch 
den Aus- und Aufbau des Ganztags 
an Bedeutung gewonnen hat. Woran 
liegt das?
Doreen Siebernik: Erzieherinnen und 
Erzieher an Ganztagsschulen sitzen 
zwischen allen Stühlen. Beim Stich­
wort Schule denken die meisten an 
Unterricht und bringen damit Lehr­
kräfte, nicht aber Erzieherinnen in 
Verbindung. Eltern nehmen die Erzie­
herinnen in der Schule in der Regel 
nicht als pädagogische Fachkräfte mit 
einem eigenständigen Bildungsauf­
trag wahr.
E&W: Warum wird die Arbeit der 
Erzieherinnen und Erzieher an der 
Schule nicht genug beachtet?
Siebernik: Die Erzieherinnen im Ganz­
tag haben z. B. einen anderen Stellen­
wert als ihre Kolleginnen in der Kita. 
Eine Kita-Erzieherin ist die verant­
wortliche Pädagogin, die die Bildungs­
prozesse der Jüngsten gestaltet und 
verantwortet. In der Schule findet Bil­
dung nach wie vor vermeintlich nur im 
Unterricht statt. Die Lehrerin ist die 
verantwortliche Pädagogin. Die au­
ßerunterrichtlichen Bildungsprozesse, 

die mindestens genauso wichtig sind, 
erfahren nicht dieselbe Bedeutung. In 
der außerunterrichtlichen Bildung ler­
nen die Kinder Kompetenzen, die zwar 
kein Gegenstand im Unterricht, aber 
dennoch für das Leben wichtig sind 

und die Handlungsfähigkeit der Kinder 
stärken und verbessern sollen. Dafür 
müssen die beiden Professionen gut 
kooperieren können. Alle pädagogi­
schen Fachkräfte im Ganztag müssen 
ihr Bemühen darauf richten, welche 
Kompetenzen die Kinder benötigen 
und ihre Arbeit danach gemeinsam 
gestalten. Die Praxis sieht jedoch häu­
fig anders aus: Von den Erzieherinnen 
wird erwartet, dass sie ihre pädagogi­
sche Arbeit unterrichtlichen Belangen 
unterordnen.
Bärbel Jung: Die Erzieherinnen und 
Erzieher an den Schulen sind für vie­
les zuständig, oft sogar für Aufgaben, 
die im Kompetenzbereich der Lehr­
kräfte liegen. Wenn Lehrkräfte krank 
ausfallen, müssen Erzieherinnen oft 
einspringen. Sie dürfen zwar keinen 

Vertretungsunterricht abhalten, müs­
sen aber trotzdem oft Unterrichts­
ausfall abdecken. Das Prinzip „Lehrer 
vertreten Lehrer, Erzieher vertreten 
Erzieher“ wird sehr oft nicht ange­
wandt.

E&W: Sind solche Verhältnisse die 
Regel?
Jung: Das kommt in Berlin wegen 
der dünnen Personaldecke an den 
Schulen relativ häufig vor. Dadurch 
entsteht für die Erzieherinnen ein 
enormer Druck; sie empfinden ihre 
Arbeit weniger wertgeschätzt als die 
der Lehrerinnen und Lehrer, weil sie 
sich als eine Art „Feuerwehr“ instru­
mentalisiert fühlen. Außerdem wer­
den Erzieherinnen in hohem Maße  
für unterrichtsbegleitende Tätigkeiten 
eingesetzt. Das mag in vielen Fällen 
ja durchaus sinnvoll sein, aber dafür 
ist in diesem Ausmaß überhaupt kein 
Personal vorgesehen. Die Folge: Für 
die außerunterrichtliche Arbeit der 
Erzieherinnen stehen nicht genügend 
Kolleginnen zur Verfügung, denn die 

„Zwischen allen Stühlen“
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Neueröffnung im April 2015

Private Akutklinik für Psychotherapie und Psychosomatik
Indikationen: Im Herzen von Dirmstein, der Perle
¡  Depressionen des Leininger Landes, bietet Ihnen
¡  Angsterkrankungen die Schlossparkklinik Dirmstein:
¡  Burn-Out und ¡  eine engmaschige, intensive und in-
¡  Stresserkrankungen   dividuelle Einzel- und Gruppenthe-
¡  Essstörungen   rapie
¡  Zwänge ¡  Ergo- und Gestaltungstherapie,
¡  Lebenskrisen   Sport und Physiotherapie mit eige-
¡  Bipolare Störung   nem Fitnessraum, Massagen, Mu-
¡  Somatoforme Störungen   sik und Sandspieltherapie sowie
   therapeutisches Bogenschießen in 
Die Kosten werden von Privatver-   eigener Bogenschießanlage
sicherungen und Beihilfen über- ¡  den Komfort eines 4-Sterne plus Ho-
nommen. Gerne sind wir Ihnen bei   tels mit modernen Einzelzimmern,
der Klärung der Kostenübernahme   Restaurant und gehobener Küche,
behilflich.	   Schwimmbad, Sauna und BlueBox

www.schlosspark-klinik-dirmstein.de

Ärztl. Leitung: Dr. med. Friedrich Straub | Verwaltungsleitung: Kerstin Pfeiffer | 67246 Dirmstein
Herrengasse 45 | Tel. 06238 / 983 47-0 | Fax 06238 / 983 47-47 | Email: info@spk-dirmstein.de
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Mit Alpakas den Alltag hinter sich lassen.

Große Kulleraugen, lange Wimpern, Wuschelköpfe und sanfte Töne. Al-
pakas, die Künstler der Ruhe und Gelassenheit, unterstützen Sie auf dem 
Weg in die Welt der Entschleunigung. Wege der Entspannung gibt es 
viele, in unseren Auszeitseminaren gehen Sie den Weg mit den Alpakas:

á inmitten der Herde, den Tieren ganz nah á

á mit allen Sinnen aktiv und dennoch das Gefühl
der Ruhe und Gelassenheit intensiv wahrnehmen á

á beim Alpaka-Trekking die traumhaft schöne
Umgebung des Filstals genießen á

á abschalten und dennoch aktiv sein á

Sie finden mit Hilfe der Tiere zu sich selbst und Ihren inneren Kräften. Sie 
schöpfen neue Energie für Ihr Leben und Ihren Alltag.

Unsere Seminare werden individuell auf Ihre Bedürfnisse abgestimmt und finden 
bei jedem Wetter statt. Die Anzahl der Teilnehmer ist auf 10-15 Personen begrenzt.

Auszeit-Seminare mit Alpakas
Aktuelle Termine entnehmen Sie bitte der Homepage

www.bonnue.de
Manuela Gansloser, info@bonnue.de, Sylvia Balbuchta, salbuchta@aol.com
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werden ja für den Einsatz im Un­
terricht „abgezwackt“. Auch das 
wird als mangelnde Wertschät­
zung erlebt.
E&W: Wie reagieren die Kollegin­
nen darauf?
Siebernik: Wir wissen aus vie­
len Gesprächen und Beratungen, 
dass diese Arbeitssituation als 
sehr belastend und unbefriedi­
gend wahrgenommen wird. 
Jung: Viele Erzieherinnen fühlen 
sich täglich emotional ausge­
laugt. Die Gefahr eines Burnouts 
ist groß. Dies betrifft vor allem 
ältere Kolleginnen. Da in Berlin 
in den vergangenen zehn Jahren 
kaum neue Erzieherinnen und 
Erzieher im Schulbereich einge­
stellt wurden, ist der Altersdurch­
schnitt sehr hoch. 
E&W: Warum wehren sich die 
Kolleginnen und Kollegen nicht?
Siebernik: Zum Teil tun sie das. 
Wir erhalten immer wieder Kennt­
nis von Überlastungsanzeigen. Ich 
vermute allerdings, dass die Dun­
kelziffer hoch ist. Manche trauen 
sich nicht, Missstände anzuzeigen.  
Aus den Berichten der Kollegin­
nen geht hervor, dass sie teil­
weise von Schulleitungen unter 
Druck gesetzt würden. Sie be­
fürchten, als „Nestbeschmutzer“ 
zu gelten. Auch das belastet emo­
tional stark.
Jung: Auf dem ganzen System  
der Grundschule lastet ein im­
menser Druck. Die Schulleitungen 
können den Unterrichtsbetrieb 
aufgrund unzureichender Lehr­
kräfteausstattung  mehr schlecht 
als recht aufrechterhalten. Dass 
sie Erzieherinnen auch zur Vertre­
tung von Lehrkräften einsetzen, 
ist aus deren Sicht nachzuvoll
ziehen. Wenn sich die Kolleginnen 
dagegen wehren, wird ihnen aber 
oft damit gedroht, den Ganztags­
bereich einem freien Träger zu 
übertragen. Das schüchtert ein, 

denn das wollen die Kolleginnen 
und Kollegen natürlich nicht. 
E&W: Die Berliner GEW fordert 
seit Jahren einen besseren Per­
sonalschlüssel an den Schulen. Ist 
das eine Lösung? 
Siebernik: Allein damit wird 
das Problem nicht gelöst, mehr 
Personal ist aber eine wichtige 
Voraussetzung. Wir brauchen 
außerdem verbindliche und ver­
lässliche Regeln für die Arbeit 
der Erzieherinnen im Ganztag. 
Zum Beispiel eine Dienstver­
einbarung über die mittelbare 
pädagogische Arbeit, die ge­
nug Zeit vorsieht, um Inhalte 
vor- und nachzubereiten, Zeit 
auch für Kooperation mit Lehr­
kräften und außerschulischen 
Partnern sowie für Qualitäts­
entwicklung. Es gibt in Berlin 
ein Bildungsprogramm für den 
Ganztagsbetrieb, das allerdings 
kaum umgesetzt wird. Die Se­
natsbildungsverwaltung wäre 
gut beraten, eine Qualitätsdis­
kussion über die Entwicklung 
der Ganztagsgrundschule auf 
den Weg zu bringen. Außerdem 
brauchen wir eine gegenseitige 
Anerkennungskultur im System 
Ganztagsgrundschule. Die Pro­
fession einer Erzieherin darf 
nicht weniger wert sein als die 
Arbeit einer Lehrkraft.
Jung: Erzieherinnen und Lehre­
rinnen brauchen auch mehr ge­
meinsame Bezugspunkte an der 
Schule. Wichtig wäre vor allem, 
Kooperationsmöglichkeiten für 
beide Professionen zu schaffen. 
Notwendig sind aber auch ge­
meinsame Fortbildungen von 
Erzieherinnen und Lehrkräften. 
Und natürlich müssen Erzieherin­
nen und Erzieher besser bezahlt 
werden.

Jürgen Amendt, 
Redakteur „Neues Deutschland“
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// Wer Tag für Tag, Stunde um 
Stunde vor einer Schulklasse 
steht, hat einen aufreibenden 
Job. Das können sich sogar 
Menschen vorstellen, die seit 
Jahrzehnten kein Schulgebäude 
mehr von innen gesehen haben. 
Wie anstrengend ist die Arbeit 
als Lehrer oder Lehrerin aber 
wirklich? Sind sie stärker belastet 
als andere Berufsgruppen und 
wenn ja, wodurch? Das Land 
Baden-Württemberg wollte die-
sen Fragen auf den Grund gehen 
und beauftragte die Freiburger 
Forschungsstelle für Arbeits-  
und Sozialmedizin (ffas) mit einer 
landesweiten Studie*. //

Herausgekommen ist die vermutlich 
weltweit größte Lehrerbefragung: Rund 
55 000 Lehrkräfte gaben in den Jahren 
2008 bis 2010 Auskunft für die „Perso­
nenbezogene Gefährdungsbeurteilung 

an öffentlichen Schulen in Baden-Würt­
temberg – Erhebung psychosozialer Fak- 
toren bei der Arbeit“ – so der Titel der 
Studie. Schon allein dank der immensen 
Zahl der Teilnehmenden ist dabei ein 
einmalig detailliertes Tableau entstan­
den: Es zeigt, was genau Lehrkräften 
an deutschen Schulen die Kraft raubt 
und wer davon besonders betroffen ist. 
Denn die Auswertung der Antworten 
auf die 87 Fragen, mit denen die Wis­
senschaftler die berufliche Situation der 
Lehrkräfte abklopften, liegt nicht nur als 
Gesamtzusammenfassung vor, sondern 
auch aufgeschlüsselt nach Dienstalter, 
Geschlecht oder Arbeitszeit der Befrag­
ten sowie nach Schulformen. 

Hohe emotionale Anforderung
Zudem erhielt jede einzelne der betei­
ligten Schulen einen Bericht mit ihrem 
Stärke-Schwächen-Profil – ein entschei- 
dender Ansatzpunkt, wenn man zum 
Beispiel das Burnout-Risiko für Päda­

goginnen und Pädagogen senken wol­
le, wie der wissenschaftliche Leiter der 
Studie, Matthias Nübling, erklärt. „Es 
gibt im Lehrerberuf ein paar Fakto­
ren, die eindeutig einen strukturellen 
Nachteil gegenüber anderen Berufen 
belegen“, so der Freiburger Soziologe. 
„Das sind vor allem die Punkte ‚Hohe 
emotionale Anforderungen‘ und der 
‚Work-Privacy-Conflict‘. Unser zweiter 
Hauptbefund aber war, dass es zwi­
schen den einzelnen Schulen teilweise 
extreme Unterschiede gibt.“ Denn ob­
wohl Lehrerinnen und Lehrer zum Bei­
spiel grundsätzlich viel stärker über die 
mangelnde Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben klagten als der Durchschnitt 
der Berufstätigen, schnitten einige Kol­
legien in genau diesem Punkt sogar bes­
ser ab als der Bundesdurchschnitt aller 
Berufsgruppen. 
Als Antwort auf die Fragen der Frei­
burger Erhebung wurden in der Regel 
Möglichkeiten in einer fünfstufigen Ska­

Die Vermessung der Seele
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Private Akutklinik für
Psychologische Medizin

Baden-Baden
Von hier an geht es aufwärts

Hotline: 07221 / 39 39 30

Die familiäre Größe der Klinik, eine wunder-
schöne Umgebung, der herzliche Umgangsstil 
unserer Mitarbeiter und die professionelle Be-
gleitung bieten Ihnen eine Wohlfühlumgebung 
zur Bearbeitung Ihrer Themen.

Kurzfristige Akutaufnahmemöglichkeiten!

Indikationen: Depressionen, Schlafstörungen, 
Ängste und Zwänge, Burn-Out, Essstörungen

KÜ: Private Krankenversicherungen, Beihilfe

Klinik am Leisberg, Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden
www.leisberg-klinik.de

69127_2015_04_Leisberg.indd   1 10.03.2015   10:54:25

Geben Sie Ihrem Leben eine neue Richtung!

Private Akutklinik für
Psychologische Medizin
wunderschön gelegen im
westlichen Münsterland

Gute Kontakte, freundliche Mit-
arbeiter, schönes Ambiente, über-
schaubare Größe, ein erfolgrei-
cher Therapieansatz: Beste Vo-
raussetzungen, um effektiv Ihre 
Gesundungsziele zu verfolgen.

Indikationen: Depressionen, 
Essstörungen, Schlafstörungen, 
Angst und Panik, Belastungsre-
aktionen („Burn-Out“), Zwänge, 
Schmerzsyndrome.

Info-Telefon
0 28 61 / 80 00 - 0

Pröbstinger Allee 14, 46325 Borken
info@schlossklinik.de

www.schlossklinik.de 
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COPSOQ-Fragebogen
Als Grundlage für ihre Erhebung 
nutzten die ffas-Wissenschaftler 
Matthias Nübling, Hans-Joachim 
Lincke, Martin Vomstein und Ariane 
Haug den COPSOQ: den „Copenha­
gen Psychosocial Questionnaire“ 
(s. S. 8), einen standardisierten Fra­
gebogen, der psychosoziale Belas­
tungsfaktoren im Beruf misst – etwa 
emotionale und quantitative Anfor­
derungen wie den „Work-Privacy-
Conflict“. Der Fragebogen wertet 
aber auch Entwicklungsmöglichkei­
ten im Beruf oder den Einfluss auf 
die Arbeitsgestaltung. Fragen nach 
spezifischen Merkmalen des Lehrer­
berufs, darunter Lärm, Störungen im 
Unterricht oder Konflikte mit den El- 
tern, ergänzen den Katalog.� M.M.-R.

la vorgegeben: von „stimme voll zu“ 
oder „sehr hoch“ bis zu „stimme nicht 
zu“ oder „sehr niedrig“. Die Ergebnisse 
sind in Skalen zusammengefasst und 
mit der Gesamtheit aller Berufsgruppen 
in Deutschland verglichen worden. Bei 
psychosozialen Belastungen, so Nüb­
ling, seien Vergleiche die einzige Mög­
lichkeit, den Status quo einer Organisa­
tion oder einer Branche festzustellen. 
Checklisten oder verbindliche Grenz­
werte, wie sie etwa bei sicherheitstech­
nischen Überprüfungen üblich sind, 
gebe es hier nicht. Alle Befunde seien 
im Grunde also relativ – und zeichneten 
trotzdem oder gerade deswegen ein 
deutliches Bild. Denn die Unterschiede 
zu anderen Berufsgruppen in einzelnen 
Punkten sind markant.

Struktureller Vorteil
So empfinden Lehrerinnen und Leh­
rer die emotionalen Anforderungen in 
ihrem Beruf als besonders hoch: Auf 
dieser Skala erzielen sie 68 Punkte, 
während in allen anderen Berufsgrup­
pen der Schnitt bei 52 Punkten liegt. 
Das Problem mangelnder Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben erreicht bei 
Lehrkräften 57 Punkte (Gesamtdurch­
schnitt: 42). Entlastend wirkt dagegen, 
dass Lehrerinnen und Lehrer sowohl 
ihre Möglichkeiten, sich im Beruf wei­
terzuentwickeln, überdurchschnittlich 

hoch bewerten (77/gesamt: 67 Punk­
te), ebenso wie ihren Einfluss auf die 
Arbeitsgestaltung (55/42 Punkte). „Das  
ist ein großer struktureller Vorteil des  
Lehrerberufs“, stellt Nübling klar. „Sonst 
müsste man bei Lehrkräften Burnout-
Werte erwarten, die zehn Punkte über 
dem Schnitt liegen. So sind es vier  
Punkte.“** 
Aber auch dieser Wert ist natürlich 
hoch. Deshalb sollte die Studie nicht 

nur als Bestandsaufnahme, sondern 
auch als Anhaltspunkt dienen, den Ar­
beitsalltag in den Schulen zu verbes­
sern. Ob das tatsächlich geschehen ist, 
wird erst die Folgeerhebung zeigen: 
Seit Ende vergangenen Jahres befragt 
die Freiburger Forschungsstelle für Ar­
beits- und Sozialmedizin erneut über 
mehrere Jahre und in mehreren Tran­
chen die Lehrkräfte aller 4 200 Schu­
len in Baden-Württemberg. Die ersten 
700 Schulen sollten ihre individuellen 
Auswertungen schon im März bekom­
men. Nübling ist jetzt gespannt, was 
sich an den Schulen wirklich getan hat. 
„Es wäre wichtig, dass man die Maß­
nahmen, die an den Schulen ergriffen 
wurden, auch evaluiert“, fordert der 
Forscher. „Wenn sich an 50 Schulen die 
Work-Privacy-Quote verbessert hat, 
dann wäre doch die Frage: Wie haben 
die das gemacht?“ Noch gibt es eine 
solche Auswertung nicht.

Marion Meyer-Radtke, 
freie Journalistin

*www.arbeitsschutz-schule-bw.de/ 
824992
**Gemeint sind die Punktabstände 
in den Skalen im Vergleich zwischen 
Lehrkräften und der Gesamtheit der 
Berufsgruppen.
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// E&W sprach mit Margit Stolz-
Vahle, als stellvertretende Vor-
sitzende des Hauptpersonalrats 
zuständig für mehrere Schulfor-
men (GHWRGS) in Baden-Würt-
temberg (Schwerpunkt Arbeits-
schutz und Gesundheit). //

E&W: Frau Stolz-Vahle, seit der gro­
ßen Lehrkräftebefragung 2010 ist es 
offiziell: Lehrerinnen und Lehrer lei­
den unter hohen emotionalen Anfor­
derungen und Work-Privacy-Konflik­
ten (s. S. 16 f.). Was hat sich in den 
vergangenen fünf Jahren getan?
Margit Stolz-Vahle: Viel zu wenig. Der 
Studienleiter, Matthias Nübling, hat 
für jedes der 21 Staatlichen Schul­
ämter in Baden-Württemberg eine 
Excel-Tabelle erstellt, in der Sie genau 
ersehen können, in welchen Schulen, 
welche Belastungen besonders hoch 
sind. Wir hatten als Hauptpersonalrä­
te angeregt, dass die Schulverwaltung 
in jedem Schulamt erst einmal nur auf 
zehn dieser Schulen zugehen und mit 
ihnen gemeinsam berät, welche Maß­
nahmen ergriffen werden könnten, 
damit sich die Belastungen der Leh­
rerinnen und Lehrer verringern. Aber 
das ist nur in Einzelfällen umgesetzt 
worden.  
E&W: Die Schulen könnten präventive 
Maßnahmen auch alleine in die Hand 
nehmen. 
Stolz-Vahle: Es gab durchaus Schulen, 
die ihren individuellen Ergebnis-Bericht 
aus der Befragung mit dem Schul­
psychologen oder dem Betriebsarzt 
durchgesprochen und dann Maßnah­
men entwickelt haben. Aber selbst 
wenn das an zehn Prozent der Schulen 
passiert wäre, ist das meiner Schät­
zung nach schon viel. 
E&W: Warum ist das so?
Stolz-Vahle: Das Problem: Man müss­
te zunächst analysieren, was denn  

genau zu Belastungen der Lehrerin­
nen und Lehrer führt und welche 
Lösungswege es gibt. Das wiederum 
kostet Geld. Das Land stellt zwar drei 
Millionen Euro für präventive Maß­

nahmen bereit – zum Beispiel um 
Lehrer-Coaching-Gruppen einzurich­
ten oder für das Projekt 10+ für Lehr­
kräfte, die länger als zehn Jahre im 
Dienst sind. Diese Angebote sind kos­
tenlos. Die Mittel standen schon seit 
2011 zur Verfügung, aber niemand 
wusste das, weil das Kultusministe­
rium die Kollegien nicht informiert 
hatte. Erst seit Juni 2014 gibt es eine 
Broschüre, die darauf hinweist, wel­
che gesundheitsfördernden Maßnah­
men das Land anbietet und wie man 
sich anmelden kann. In der Zwischen­
zeit ist allerdings viel Geld einfach 
verfallen.
E&W: Im Grunde spart man doch an der 
falschen Stelle. Wenn Lehrkräfte ausfal­
len, entstehen ja auch hohe Kosten.

Stolz-Vahle: Gesundheitsprävention 
im Lehrerberuf ist aber kein Produkt, 
das sich irgendwie messen lässt. 
Wenn ein Pädagoge, eine Pädagogin 
ausfällt, werden Kinder nach Hause 
geschickt oder eine Krankheitsver­
tretung übernimmt den Unterricht. 
Wenn bei VW ein Mitarbeiter nicht 
motiviert ist oder am Band wegen 
Krankheit ausfällt, reißt das eine Lü­
cke, deren Kosten messbar sind. Des­
halb ist zum Beispiel der VW-Konzern 
bei diesem Thema hochengagiert. 
Der öffentliche Dienst dagegen hat 
den Gesundheitsschutz der Lehrkräf­
te noch nicht als eine wichtige Auf­
gabe begriffen.
E&W: Im Januar startete die Folge­
befragung an den Schulen in Baden-
Württemberg. Was erwarten Sie?
Stolz-Vahle:  Wir er war ten im 
Grunde kein anderes Ergebnis als 
bei der ersten Studie, weil sich an 
den Problemen und Konflikten an 
den Schulen so gut wie nichts ge­
ändert hat. Wir befürchten auch, 
dass sich weniger Kolleginnen und 
Kollegen an der Umfrage beteili­
gen werden, weil die sich einfach 
sagen: Nach der ersten Befragung 
ist ja auch nicht viel passiert. Trotz­
dem ermutigen wir alle Lehrkräfte, 
sich zu beteiligen. Das lohnt sich 
doch, denn: Jeder Teilnehmende 
bekommt eine achtseitige Auswer­
tung, die die eigenen Resultate den 
Durchschnittswerten anderer Be­
fragter gegenüberstellt. Der Nutzen 
für jede einzelne Schule besteht da­
rin, dass es einen Ergebnisbericht 
geben wird, der einen Querschnitt 
der Belastungen des Kollegiums 
aufzeigt – auch im Vergleich zu 
anderen Schulen. 

Interview: Marion Meyer-Radtke, 
freie Journalistin

„Es ist so gut wie 
nichts passiert“

Fo
to

: p
riv

at

Margit Stolz-Vahle

Erziehung und Wissenschaft  | 04/2015

18 BELASTUNG UND DRUCK



… ausgebrannt, erschöpft?
Wir helfen Ihnen Ihr körperlich-seelisches 
Gleichgewicht wiederzufinden!
Fachbereiche für:
Innere Medizin, Orthopädie und Psychosomatik
Lehrklinik für Ernährungsmedizin
•  Anschlussheilbehandlung (AHB)
•  beihilfefähig für gesetzliche und private 
 Krankenkassen
•  Gesundheitswochen und Spezialprogramme

Wir sind spezialisiert auf:
•  Herz-Kreislauf-Erkrankungen
•  Diabeteseinstellung
•  Adipositas/Gewichtsreduktion
•  Orthopädische Erkrankungen
•  Erschöpfungszustände
•  Psychische Begleitreaktionen bei körperlichen  
 Erkrankungen 
• Chronische Schmerzsyndrome

Klinik Hohenfreudenstadt 
Zentrum für Prävention & Rehabilitation  
Tripsenweg 17 · 72250 Freudenstadt  
Telefon: (07441) 534-0 
Info@Klinik-Hohenfreudenstadt.de 
www.Klinik-Hohenfreudenstadt.de

www.beltz.de/paed-testabo
www.beltz-paedagogik.de

� Beltz-Medienservice, Postfach 10 05 65, D - 69445 Weinheim
� Telefon: +49 (0)6201/6007-330 � Fax: +49 (0)6201/6007-331
� E-Mail: medienservice@beltz.de

Jetzt testen!

3 Hefte nur 10 €

Anzeige Paed Abo_94x133_4c.indd   1 10.03.2015   12:48:25

EuW_Umbruch_2015_04_S19.indd   19 23.03.2015   11:32:20

// Umfragen in GEW-Landes-
verbänden zeigen unisono: 
Schlechte Arbeitsbedingun-
gen, Stress und Unzufrieden-
heit machen Lehrerinnen und 
Lehrer krank. //

Baden-Württemberg:
Doro Moritz, Vorsitzende der GEW 
Baden-Württemberg, fand klare 
Worte: „Von Arbeitszufriedenheit 
der Lehrkräfte kann nach diesen 
Ergebnissen keine Rede sein.“ Die 
GEW im Ländle hatte bei einer lan­
desweiten Befragung zur Arbeits­
situation an Schulen im vorigen 
Frühjahr Antworten von fast 3 000 
Lehrkräften aller Schularten erhal­
ten, und Moritz musste nach der 
Auswertung ein bitteres Fazit zie­
hen: „Unzufriedenheit, Frust und 
schlechte Arbeitsbedingungen an 
den Schulen sind kein Nährboden 
für engagiertes Anpacken. Diese 
Faktoren machen krank.“ Ange­
sichts der Absicht der grün-roten 
Landesregierung, Stellen zu kürzen, 
sowie dem Aufgabenzuwachs für 
die Kollegien sanken die Zufrieden­
heitswerte in Baden-Württemberg 
auf einen Tiefpunkt. Fast 90 Pro­
zent der Lehrkräfte bezeichneten 
den Druck aufgrund von Zeitman­
gel als „hoch“ bis „sehr hoch“, etwa 

ebenso viele stellten eine große bis 
sehr große Arbeitsbelastung fest. 

Saarland:
Die GEW Baden-Württemberg steht 
mit diesen Ergebnissen nicht alleine 
da. Eine Reihe weiterer Landesver­
bände hat in jüngster Zeit ebenfalls 
Pädagoginnen und Pädagogen nach 
Arbeitsbelastungen,  -zufriedenheit  
und möglichen Erkrankungen be­
fragt. So bestätigte etwa im Sep­
tember 2014 eine Erhebung zum 
Arbeits- und Gesundheitsschutz im 
Saarland, dass Stress und Druck auf 
den Lehrkräften lasten. Trotz gene­
reller Zufriedenheit und Gesundheit 
berichtete mehr als ein Drittel der 
Befragten über Erschöpfungssymp­
tome wie Müdigkeit, Zerschlagen­
heit und Schlafstörungen, innere 
Unruhe und Nervosität, außerdem 
über Verspannungen und Rücken­
schmerzen. Zu den häufigsten Ur­
sachen dieser Beschwerden zählen 
auf der einen Seite Überlastung, 
Zeitdruck, zu große Klassen, Lärm 
sowie mehr verhaltensauffällige 
Kinder – auf der anderen Seite gibt 
es einen Mangel an Regeneration 
und Entspannung, Nicht-Abschal­
ten-Können und nicht zuletzt eine 
„Überwucherung“ des Privaten 
durch die Arbeit.� >>  

Doro Moritz, Vorsitzende der GEW 
Baden-Württemberg: „Von Arbeits-
zufriedenheit der Lehrkräfte kann 
keine Rede sein. Die Rahmenbedin-
gungen machen krank.“

Anja Bensinger-Stolze, Vorsitzende 
der GEW Hamburg: „Das Hamburger 
Arbeitszeitmodell bürdet Lehrkräf-
ten immer mehr zusätzliche Tätig-
keiten auf, ohne sie zu entlasten.“
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>> Dass wachsende Belastungen und 
fehlende Unterstützung krank machen 
können, hatte schon 2012 eine Befra­
gung der Thüringer GEW gezeigt: 37 Pro­
zent der Lehrkräfte gaben damals an, im 
Vorjahr schon mehr als zweimal krank 
gewesen zu sein, 30 Prozent waren sogar 
langzeiterkrankt. Neben alterstypischen 
Krankheiten wie Herz- und Kreislauf-Pro­
blemen klagten die Befragten insbeson­
dere über psychische Leiden – Depressi­
onen und Burnout.

Hamburg: 
„Keine Freizeit, Scheidung“ – mit die­
sem aufschreckenden Zitat eines Kolle­
gen überschrieb die Hamburger GEW im 
Frühjahr 2014 eine Online-Umfrage zur 
Arbeitsbelastung der Lehrkräfte. Schlaf­
störungen, Sich-Ungenügend-Fühlen 
und Gereiztheit wurden als die häu­
figsten Folgen hoher Anforderungen im 
Schuldienst genannt – neben Antriebs­
losigkeit und psychischen Erkrankun­
gen. „Das Hamburger Arbeitszeitmodell 
bürdet Lehrkräften immer mehr zusätz­
liche Tätigkeiten auf, ohne sie zu entlas­
ten“, kritisiert die Vorsitzende der GEW 
Hamburg, Anja Bensinger-Stolze. 

Schleswig-Holstein: 
Ganz im Norden der Republik las Schles­
wig-Holsteins GEW-Vorsitzender Mat­
thias Heidn der Regierung die Leviten. 
Nach Lesart des Bildungsministeriums 
handele es sich bei Schulen um eine Art 
„Wellness-Oasen“. „Aber die Realität 
sieht anders aus“, rüffelte Heidn. Eine 
Mitgliederbefragung hatte ergeben, dass 
93 Prozent der Lehrkräfte ihre Belastung 
durch die Arbeitsbedingungen als „sehr 
hoch“ oder „hoch“ einschätzten. Als 
schlimmste Stressfaktoren nannten die 
Befragten Zeitmangel (87 Prozent), zu 
große Klassen (65 Prozent) und zu viele 
Pflichtstunden (63 Prozent). Der Ausbau 
individueller Förderung und die Umset­
zung der Inklusion gelten als neue Zeit- 
und Kraftfresser.

Sachsen-Anhalt:
Dass Lehrerinnen und Lehrer im Alltag 
45 Stunden und mehr pro Woche arbei­
ten, ermittelte die GEW Sachsen-Anhalt 
im Oktober 2013. Die Untersuchung 
zeigte erneut, dass Lehrkräfte am physi­
schen und psychischen Limit arbeiten – 

// Depressiv, erschöpft, krankge-
schrieben: Viele Beschäftigte, die 
in Lehr- und Erziehungsberufen 
arbeiten, leiden unter enor-
men psychischen Belastungen. 
Die gesetzlich vorgeschriebene 
Gefährdungsbeurteilung könnte 
Betroffenen helfen. //

Nur etwa 30 Prozent der Lehrkräfte kön­
nen bis zur Altersgrenze arbeiten. Über 
die Hälfte vorzeitiger Dienstunfähigkeit 
von Lehrerinnen und Lehrern geht auf 
psychische Störungen und psychoso­
matische Krankheiten zurück. Zu den 
Berufsgruppen, die unter Depressionen 
besonders leiden, gehören Erziehungs­
berufe. Dies zeigt der neue „Depres­
sionsatlas 2014“ der Techniker Kran­
kenkasse. Und laut „Stressreport“ der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar­
beitsmedizin zählt der Bereich Erziehung 
und Unterricht zu den Berufszweigen, 
in denen Stress und Überforderung am 
meisten zugenommen haben. 
Das entscheidende Instrument, um Ar­
beitsbelastungen, die krank machen, zu 
verringern, ist nach dem Arbeitsschutz­
gesetz die sogenannte Gefährdungsbe­
urteilung. Spätestens mit dessen Novel­
lierung Ende 2013 stellten die Richter 
klar, dass sich die Gefährdungsbeurtei­
lung auf physische und psychische Be­

lastungen im Arbeitsalltag zu beziehen 
hat. Personalräte haben jetzt neuen 
Rückenwind erhalten, sie auch in Kitas 
und Schulen umzusetzen. Erstmals gibt 
es nun gemeinsame „Empfehlungen zur  
Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung 
psychischer Belastung“, die Gewerk­
schaften, Arbeitgeberverbände und 
Träger der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) – einem 
Zusammenschluss von Bund, Ländern 
und Unfallversicherungsträgern – erar­
beitet haben. Die Vorschläge richten sich 
direkt an Betriebe und Arbeitsschutz­
akteure, insbesondere an Betriebs- und 
Personalräte. Bislang hatten es die Ar­
beitgeber eher abgelehnt, psychische 
Störungen als berufsbedingt anzuerken­
nen und einen Handlungsbedarf bei den 
Arbeitsbedingungen einzuräumen. 

Sieben Schritte
Die kompakte Handreichung der „Emp­
fehlungen“ erläutert in sieben Schritten, 
wie psychische Risiken für die Beschäf­
tigten analysiert, passende Gegenmaß­
nahmen entwickelt, umgesetzt und auf 
ihre Wirksamkeit hin überprüft werden 
können. Alle Beteiligten waren sich ei­
nig, dass die Pflicht zur Gefährdungsbe­
urteilung der Prävention „arbeitsbeding­
ter Gesundheitsgefahren einschließlich 
der menschengerechten Gestaltung von 

Psychostress im 
Job am Pranger

und ihre Arbeitszeit deutlich höher liegt 
als bei allen anderen Berufsgruppen im 
öffentlichen Dienst. Weitere Umfragen 
in anderen Landesverbänden, die schon 
in Arbeit sind, dürften diesen Trend 
bestätigen.

Sven Heitkamp, 
freier Journalist

GEW Baden-Württemberg:
www.gew-bw.de/Befragung_ 
Arbeitsbedingungen.html

GEW Saarland:  
www.gew-saarland.de/ 
images_tmp/Auswertungsbericht.pdf
GEW Thüringen:
www.gew-thueringen.de/ 
Binaries/Binary9873/Broschuere_ 
Umfrage_Schule_2012_web.pdf
GEW Hamburg: 
www.gew-hamburg.de/ 
mitmachen/aktionen/ 
arbeitsbelastung-und-arbeitszeit 
GEW Schleswig-Holstein:
www.gew-sh.de/themen/  
aktionen/mitgliederbefragung-2013
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Literaturtipp
Wolfhard Kohte und 
Ulrich Faber haben 
im Auftrag der GEW 
einen Leitfaden zum 
Arbeits- und Gesund­
heitsschutz an Schulen erarbeitet, 
der sich an Personalräte und Schul­
leitungen richtet. Schritt für Schritt 
werden die Organisation des Ar­
beits- und Gesundheitsschutzes 
an Bildungseinrichtungen, das Ar­
beitsschutzrecht, die Beteiligungs- 
und Mitbestimmungsrechte der 
Personalräte sowie zentrale Hand­
lungsfelder erläutert. 
Wolfhard Kohte/Ulrich Faber: Ar­
beits- und Gesundheitsschutz an 
Schulen. Leitfaden für Personal­
räte und Schulleitungen, Hrsg.: 
GEW-Hauptvorstand, Bund-Verlag, 
Frankfurt am Main 2015

Arbeit“ diene. Bei dem Verfahren sollen 
Arbeitsaufgaben und -abläufe sowie so­
ziale Beziehungen kritisch geprüft wer­
den. Auch dass unterschiedliche Metho­
den aufgelistet werden, um psychische 
Gefährdungen zu ermitteln, ist ein Fort­
schritt, denn neben Beobachtungen am 
Arbeitsplatz sind Mitarbeiterbefragun­
gen und moderierte Workshops vorge­
sehen. Die Beschäftigten kommen also 
als Experten in eigener Sache zu Wort. 
Bereits seit längerem fordern die Ge­
werkschaften und die Länder im Bundes­
rat eine Anti-Stress-Verordnung. Auch 
mehr als die Hälfte der Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer spricht sich für 
eine solche Regelung aus. Dies ergab eine 
repräsentative Befragung im Auftrag der 
Deutsche Angestellten Krankenkasse 
(DAK). Bei den Befürwortern sind 86 Pro­
zent für eine verbindliche Verordnung, 
da Stress aus ihrer Sicht zu körperlichen 
und psychischen Erkrankungen führt. 78 
Prozent meinen, die Beschäftigten könn­

ten sich aus Angst um ihren Arbeitsplatz 
kaum gegen Arbeitsstress wehren. 

Ulla Wittig-Goetz, 
freie Journalistin

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin: Stressreport Deutsch-
land 2012, im Netz unter: www.baua.
de/de/Publikationen/Fachbeitraege/
Gd68.html 
DAK-Umfrage zur Anti-Stress-Verord-
nung unter: www.dak.de/dak/bundes-
weite_themen/umfrage_zur_antistress-
verordnung-1479414.html 
Techniker Krankenkasse: Depressions-
atlas: www.tk.de/tk/broschueren-
und-mehr/studien-und-auswertungen/
depressionsatlas/695896
Empfehlungen
www.gda-portal.de/de/pdf/
Psyche-Umsetzung-GfB.pdf?__
blob=publicationFile&v=5
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Selbst aktiv werden!
Pädagogische Arbeit ermöglicht, sich im Beruf zu entfalten. 
Sie bringt aber auch erhebliche Belastungen mit sich, denn 
Unterricht ist Beziehungsarbeit. Auch die Arbeits- und Kom­
munikationsprozesse im Kollegium, die Führungskompeten­
zen der Schulleitung sowie die Kultur und das Klima einer 
Schule spielen eine Rolle. Und: Die Entgrenzung der Arbeit, 
das, was außerhalb der Schule und des Unterrichts in Kontakt 
mit Schülerinnen und Schülern und ihren Eltern, aber auch mit 
Kolleginnen und Kollegen erledigt und zum Teil in die Freizeit 
hineingetragen wird, verstärkt den Work-Privacy-Konflikt. All 
das sind Themen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes.
Psychische Belastungen bei der Arbeit werden im Arbeits­
schutzgesetz genauso als Gefährdungen benannt wie Unfall­
gefahren, Hygienemängel oder Arbeitszeiten. Die vielen „wei­
chen“ Belastungsfaktoren zu verringern, denen Lehrkräfte, aber 
auch Erzieherinnen und Erzieher sowie andere Beschäftigte an 
Bildungseinrichtungen ausgesetzt sind, ist eine Rechtspflicht 
des Arbeitgebers. Der Schlüssel zu gesunden Arbeitsbedingun­
gen und sinnvollen Maßnahmen der Gesundheitsprävention 
sind flächendeckende und systematische Gefährdungsbeurtei­
lungen an den Arbeitsplätzen einzelner Lehrkräfte. Gute und 
realitätsnahe Gefährdungsbeurteilungen liefern belastbare 
Informationen über die Risiken der Beschäftigten, sie weisen 
darauf hin, dass Arbeitsplätze anders gestaltet werden können 
und sind die Grundlage für die Mitbestimmung der Personalrä­
te bei Maßnahmen des Arbeitsschutzes. 
Eine Gefährdungsbeurteilung umzusetzen ist ein Prozess, der 
aus mehreren Schritten besteht: Festlegen von Bereichen und 
Tätigkeiten, Ermitteln der Gefährdungen, Beurteilen, Entwi­
ckeln und Realisieren präventiver Angebote, Wirksamkeitskon­
trolle, Dokumentation, Fortschreibung. In mehreren Beiträgen 
in der E&W wird deutlich, dass dieser Prozess nicht fortgesetzt 
wird, nachdem die Ergebnisse vorliegen. Arbeitgeber entziehen 
sich, wenn es darum geht, die Befunde gemeinsam mit Perso­
nalräten und Beschäftigten auszuwerten und Maßnahmen zu 

entwickeln, die die Arbeitssituation verbessern können. Perso­
nalräte müssen aber nicht auf Anstöße „von oben“ warten. Sie 
können selbst aktiv werden, überlegen, welche Maßnahmen 
sinnvoll sind. Sie haben Initiativrechte und können Arbeitgeber, 
die nichts tun, im Falle ihrer Untätigkeit zum Handeln bewegen. 
Denn den Beschäftigten ist nicht damit gedient, dass Daten 
erhoben werden, die Verantwortlichen sich aber wegducken, 
wenn Konsequenzen gezogen werden müssen.
Im Arbeits- und Gesundheitsschutz an Schulen ist auch die politi­
sche Interessenvertretung der Lehrkräfte erforderlich. Die GEW 
treibt das Thema fachlich, politisch und auch juristisch voran 
und übernimmt die Meinungsführerschaft. Sie setzt sich für die 
Akzeptanz bei Beschäftigten, Schulleitungen, Schulträgern und 
gegenüber Kultusministerien ein. Zu einem schulischen Gesund­
heitsmanagement gehört die systematische, zielorientierte so­
wie kontinuierliche Steuerung aller Aktivitäten, die Gesundheit, 
Leistung und Erfolg der Beschäftigten erhalten und fördern. Dies 
gilt für alle Ebenen: An den Schulen sind präventive Maßnahmen 
zu initiieren, an denen sich Lehrkräfte beteiligen, und in die Pro­
zesse der Schulentwicklung einzubinden. Aber auch Politik ist 
gefordert: Sie muss die gesundheitlichen Belastungen und den 
Druck auf die Beschäftigten etwa durch kleinere Klassen und 
eine niedrigere Unterrichtsverpflichtung verringern.  
Fest steht: Landesregierungen müssen ihrer umfassenden 
rechtlichen Verantwortung für die Gesundheit aller pädago
gischen Fachkräfte besser nachkommen. Die GEW unterstützt 
Personalräte in ihrer Arbeit beispielsweise durch juristisch 
fundierte Leitfäden (s. Kasten S. 21) und regelmäßige Perso­
nalräteschulungen.*

Frauke Gützkow,
GEW-Vorstandsmitglied Frauenpolitik

*Infos unter: sekretariat.frauenpolitik@gew.de
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// Die Tarifverhandlungen für die im öffent-
lichen Dienst der Länder Beschäftigten sind 
in die vierte Runde gegangen. Am 28. März 
wurde in Potsdam verhandelt. In den Tagen 
zuvor hatten noch einmal zehntausende 
Kolleginnen und Kollegen die Arbeit nie-
dergelegt. Bereits in den beiden Wochen 
zuvor hatten sich 120 000 Beschäftigte an 
den Warnstreikaktionen der Gewerkschaf-
ten beteiligt, mehr als die Hälfte kamen aus 
Schulen, Hochschulen und Kitas (s. S. 24 f.). 
Die zweite Warnstreikwelle und die Ver-
handlungen fanden nach Drucklegung 
dieser Ausgabe der E&W statt. Wir werden 
in der Mai-Nummer ausführlich über den 
weiteren Verlauf der Tarifauseinanderset-
zung berichten. //

Ursprünglich wollten Gewerkschaften und Arbeit­
geber nach drei Runden zu einem Verhandlungser­
gebnis kommen. Doch die Tarifgemeinschaft deut­
scher Länder (TdL) spielte den großen Blockierer. 
Auch in der dritten Verhandlungsrunde am 16./17. 
März legte sie kein verhandlungsfähiges Gesamtan­
gebot vor und beharrte auf Einschnitten bei der Be­
triebsrente der Beschäftigten als Vorbedingung für 
eine Gehaltserhöhung. Nachdem sich die Arbeitge­
ber derart eingemauert hatten, verständigten sich 
beide Seiten darauf, die Verhandlungen zu unter­
brechen und am 28. März einen neuen Anlauf zu 
nehmen. Damit waren die zentralen Fragen nach 
einer Gehaltserhöhung, einer Entgeltordnung für 
Lehrkräfte (L-EGO) und der Zukunft der Zusatzver­
sorgung weiter offen. 

Zentrale Forderung nicht erfüllt
Schon in der zweiten Verhandlungsrunde hatte die 
TdL gegenüber der Presse verlautbart, sie wolle mit 
der GEW einen Tarifvertrag zur Eingruppierung der 
200 000 angestellten Lehrkräfte abschließen. Ein 
schriftliches Angebot machte sie aber nicht. Gegen 
Ende der dritten Runde legte sie dann einen gut 60 
Seiten starken Vertragsentwurf vor. Die zentrale For­
derung der GEW nach dem Einstieg in die sogenannte 
Paralleltabelle taucht in dem Papier jedoch nicht auf. 
Die Paralleltabelle sieht vor, dass die Entgeltgrup­
pen (E) der angestellten Lehrkräfte den Besoldungs­
gruppen der Beamten nach dem System A 12 = E 12,  
A 11 = E 11 usw. zugeordnet werden. Dies würde für 
viele Lehrkräfte eine bessere Bezahlung bedeuten. 

Nach einer ersten Durchsicht des TdL-Vertragsent­
wurfes stellte GEW-Verhandlungsführer Andreas 
Gehrke klar: „Die Arbeitgeber haben mit ihrem Pa­
pier versucht, der GEW ihre Hauptforderung nach 
einer Aufwertung angestellter Lehrkräfte durch das 
Angebot mehrerer kleiner Einzelpunkte abzukaufen. 
Damit werden die grundsätzlichen Probleme und 
Ungerechtigkeiten der Bezahlung jedoch nicht ge­
löst. Deshalb akzeptieren wir nicht, dass die TdL das 
Thema Paralleltabelle zum Tabu erklären will.“
Die GEW ist den Arbeitgebern in den vergangenen 
Monaten bei den Vorverhandlungen über L-EGO 
schon sehr weit entgegengekommen. Sie hat deren 
Vorbedingung erfüllt, die Entgeltordnung an die Be­
amtenbesoldung anzubinden. Jetzt müssen die Ar­
beitgeber im Gegenzug Bereitschaft zeigen, über die 
Paralleltabelle zu verhandeln. Diese ist die Konse­
quenz aus der Anbindung der Entgeltordnung an die 
Beamtenbesoldung. Nur mit der Paralleltabelle kann 
die Schieflage bei der Zuordnung der Entgelt- zu den 
Besoldungsgruppen endlich beseitigt werden.
Gehrke machte gegenüber den Arbeitgebern deut­
lich, dass ein Tarifvertrag für die Lehrkräfte Verbes­
serungen bringen müsse – auch mit Blick auf die 
Bezahlung. „Einen Tarifvertrag um jeden Preis wird 
es mit der GEW nicht geben“, kündigte der Verhand­
lungsführer an.

Keinen Eingriff in Leistungen
Trotz stundenlanger Verhandlungen über die Zu­
satzversorgung (VBL-Betriebsrenten) gab es keine 
entscheidende Annäherung der Positionen von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften. Die Gewerk­
schaftsvertreter erklärten, dass sie sich der gemein­
samen Verantwortung für das solidarische System 
der Zusatzversorgung nicht entziehen. Das gelte 
insbesondere für die VBL Ost, die unter der langen 
Niedrigzinsphase leidet, weil sie ein kapitalgedeck­
tes System ist. Die Zusatzversorgung zu sichern hei­
ße aber auch, das gute Leistungsniveau der VBL zu 
erhalten. Gehrke stellte klar: „Die Gewerkschaften 
werden keine Eingriffe in die Leistungen der Zusatz­
versorgung der Beschäftigten zulassen.“ 

Ulf Rödde, 
Redaktionsleiter der „Erziehung und Wissenschaft“ 

Alle aktuellen Infos finden Sie auf der GEW-Website 
unter www.gew-tarifrunde.de.

Tarifverhandlungen 
Länder in Runde vier
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// Nach einem zähen Verhandlungsauftakt in der 
aktuellen Tarifauseinandersetzung im öffentlichen 
Dienst der Länder beteiligten sich in den ersten 
beiden Warnstreikwochen 120 000 Beschäftigte an 
bundesweiten Aktionen, über die Hälfte kam aus 
Schulen, Hochschulen und Kitas. Die Gewerkschaf-
ten fordern 5,5 Prozent mehr Gehalt, mindestens 
jedoch 175 Euro und einen Tarifvertrag für ange-
stellte Lehrkräfte. Einschnitte in die Leistungen der 
Zusatzversorgung –  wie die Arbeitgeber sie for-
dern – lehnen sie strikt ab. //

GEW macht Druck

In NRW sind in der ersten Warnstreikwoche über 5 000 Lehr-

kräfte dem Streikaufruf der GEW gefolgt. Während der Kund-

gebung vor dem Düsseldorfer Landtag in der zweiten Woche 

versammelten sich 20 000 Landesbeschäftigte, viele aus Schu-

len und Hochschulen. GEW-Landesvorsitzende Dorothea Schä-

fer sagte in ihrer Streikrede: „Der Einstieg in einen Tarifvertrag 

für angestellte Lehrkräfte mit materiellen Verbesserungen hat 

für uns oberste Priorität! Unsere Botschaft an die Arbeitgeber 

lautet: Bewegt euch! Gerecht geht anders!“ Zugleich erteilte 

Schäfer den Arbeitgebern, die Leistungseinschränkungen in 

der Zusatzversorgung durchsetzen wollen, eine Absage: „Wir 

sagen: Hände weg von der Zusatzversorgung!“ 
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In Brandenburg folgten 5 000 Beschäftigte dem Warnstreikaufruf der Gewerk-

schaften. Der GEW-Landesvorsitzende Günther Fuchs sagte: „Die Lehrkräfte im 

Land Brandenburg leisten gute Arbeit. Gute Arbeit hat ihren Preis, sie ist etwas 

wert. Es kann nicht sein, dass die Arbeitgeber noch immer kein verhandlungs

fähiges Angebot für die Tarifverhandlungen vorgelegt haben und zugleich 
Verschlechterungen bei der Altersversorgung der Beschäftigten einfordern.“

In Berlin haben GEW, ver.di, die Gewerkschaft der Polizei (GdP) und die IG BAU 17 000 Streikende 

auf die Straße gebracht. Die GEW-Landesvorsitzende Doreen Siebernik betonte während der 

Kundgebung auf dem Alexanderplatz: „Angesichts sprudelnder Steuereinnahmen gibt es keinen 

Grund, den Beschäftigten eine anständige Lohnerhöhung vorzuenthalten.“ Udo Mertens, Leiter 

des Vorstandsbereichs Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik der GEW Berlin, sagte: „Die Tarif-

gemeinschaft deutscher Länder (TdL) versucht einseitig, ihre Vorstellungen zu diktieren und ist zu 

keinen Kompromissen bereit.“
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Zum Abschluss der zweiten Warnstreikwoche haben am 

13. März 6 500 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in 

Baden-Württemberg die Arbeit niedergelegt. Während der 

Kundgebung in Stuttgart sagte GEW-Landesvorsitzende 

Doro Moritz: „Die Arbeit angestellter Lehrkräfte wird hoch 

gelobt und schlecht bezahlt. Wir erwarten von den Arbeit-

gebern ein verhandlungsfähiges Gehaltsangebot.“

In Mecklenburg-Vorpommern legten etwa 8 000 

Beschäftigte die Arbeit nieder. Ungefähr die Hälfte der 

gut 600 Schulen im Land wurde komplett, die anderen 

Schulen wurden zumindest teilweise bestreikt. GEW-

Landesvorsitzende Annett Lindner machte in einem 

Appell an die Landesregierung deutlich: „Das Diktat 

der ‚schwarzen Null‘ wird dort zur Makulatur, wo es auf 

Kosten der nachfolgenden Generationen geht.“ 
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Vor der dritten Verhandlungsrunde haben die Gewerkschaften die Warn-
streiks im öffentlichen Dienst ausgeweitet: Am 11. März beteiligten sich 
60 000 Länder-Beschäftigte. Streikschwerpunkte waren Sachsen, Berlin, 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern. In Sachsen demonst-
rierten 17 000 Streikende, darunter etwa 15 000 angestellte Lehrkräfte. 
Sachsens GEW-Vorsitzende Sabine Gerold machte in Chemnitz eine klare 
Ansage in Richtung Arbeitgeber: „Wer nicht verbeamtet, muss sich den 
Mühen des Tarifgeschäfts unterziehen.“

Fo
to

: G
EW

 S
ac

hs
en

Fo
to

: G
EW

 B
re

m
en

 

Fo
to

: G
EW

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

Am 12. März beteiligten sich 37 000 Landesbeschäftigte an den Warnstreiks, darunter viele Angestellte aus Schulen, Kitas und Hochschulen. Über 7 000 Streikende aus Niedersachsen und Bremen haben an der zentralen Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz teilgenommen. Hier prangerte die stellvertretende niedersächsische GEW-Vorsitzende Laura Pooth an: „Es ist ein Skandal, dass es für die größte Beschäftigtengruppe im öffentlichen Dienst der Länder, die 200 000 angestellten Lehrkräfte, noch keinen Eingruppierungstarifvertrag gibt.“
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// Wie stellen Schulbücher Themen wie Migration 
und Integration dar? Diese Frage hat das Georg-
Eckert-Institut für internationale Schulbuchfor-
schung (GEI) in Zusammenarbeit mit dem Zentrum 
für Bildungsintegration der Stiftung Universität 
Hildesheim für die Integrationsbeauftragte der 
Bundesregierung, Aydan Özoguz (SPD), untersucht. 
Mitte März sind die Ergebnisse der „Schulbuchstu-
die Migration und Integration“ in Berlin präsentiert 
worden. //

Wenn es um Migration geht, gleicht ein Blick in Schulbücher 
manchmal einer Zeitreise: Von der Angst vor „Überfremdung“ 
ist beispielsweise in einem Sozialkundebuch die Rede. In ei-
nem anderen werden Schülerinnen und Schüler zur Diskussi-
on über das „Problem der Integration“ aufgefordert. 
Fakt ist: Kulturelle Vielfalt ist in Deutschland längst Alltag. 
Jedes dritte Kind unter 15 Jahren hat einen Migrationshin-
tergrund, mehr als achtzig Prozent sind Deutsche. Wird die 
Darstellung von Migration und Integration in Schulbüchern 
dieser Realität gerecht? 
Die GEI-Wissenschaftler haben 65 aktuelle Schulbücher der 
Klassen sieben bis zehn in den Fächern Sozialkunde, Geschich-
te und Geografie unter die Lupe genommen. Ihr Resümee ist 
ernüchternd: Zwar sehen die meisten überprüften Beiträge 
Deutschland als Einwanderungsland an. Doch häufig werde 
Migration „primär als konfliktträchtig und krisenhaft darge-
stellt“, so Studienleiterin Inga Niehaus. Integration werde 
zwar als absolut notwendig für das Zusammenleben in einer 
Einwanderungsgesellschaft beschrieben – ohne aber zu er-
klären, was das konkret bedeute. Die Hilfe des Staates zur 
Integration werde positiv hervorgehoben, von Menschen 
mit Migrationshintergrund aber „Anpassung“ erwartet. Die 
Mitglieder der Aufnahmegesellschaft spielten offenbar keine 
Rolle, kritisierte Niehaus.

Von Klischees bestimmt
So ist das Bild von Menschen mit Migrationshintergrund, das 
die Lernmaterialien vermitteln, immer wieder von Klischees 
bestimmt: Einwanderer erscheinen häufig als passive Frauen 
und Männer, die sich von „einem defizitären Zustand in die 
deutsche Normalität eingliedern sollen“. Dass etwa auch der 
gesellschaftliche Status darüber entscheidet, wer als Migrant 
wahrgenommen wird und wer nicht, analysieren die Texte 
nicht. Begriffe wie „Ausländer“, „Fremder“, „Migrant“ wer-
den teilweise synonym benutzt. Abwertende Metaphern wie 
„Flut“ oder „Strom“ sind im Zusammenhang mit Flüchtlingen 
nach wie vor üblich. Kein Buch thematisiert, inwieweit die 
Sprache Diskriminierung verschärfen kann. 
Dennoch: Als „Schulbuchschelte“ wollte GEI-Direktorin Simo-
ne Lässig die Studie nicht verstehen. „Wir wissen, dass das 
Schreiben von Schulbuchtexten eine komplexe Aufgabe ist“, 
sagte Lässig. „Gerade deshalb wollen wir für die ‚Sollbruch-

stellen‘ im gesellschaftlichen Diskurs über Migration sensibili-
sieren, der sich in Schulbüchern widerspiegelt.“ 
Dass auch die Schulbuchverlage Migration und Integration 
differenzierter und wirklichkeitsnäher thematisieren wollen, 
daran ließen ihre Vertreter keinen Zweifel. Wie schwierig das 
in der Realität zuweilen ist, machte Klett-Vorstand Ilas Körner-
Wellershaus an einem Beispiel deutlich. Als der Verlag in ei-
ner Erstklässler-Übung zum Buchstaben „Ü“ darauf hinwies, 
wie man das „Ü“ im türkischen Wort „otobüs“ (Anm. d. Red.: 
übersetzt: „Bus/Autobus“) verwendet, um Vielfalt anhand 
von Sprache in den Unterricht einfließen zu lassen, hagelte 
es Protestmails: „Wieso treiben Sie die Islamisierung von Kin-
dern durch die türkische Sprache voran?“ Wellershaus: „Was 
wir tun können, hängt eben auch vom Stand der gesellschaft-
lichen Debatte ab.“ Behutsam müssten die Verlage ebenso bei 
der Auswahl von Quellen vorgehen, betonte Cornelsen-Che-
fin Anja Hagen: „Sie müssen gesellschaftlich akzeptiert sein, 
damit wir sie benutzen können.“ Erschwerend kämen die 
langen Produktionszeiten hinzu, ergänzte Westermann-Chef 
Peter Schell. „Es dauert ein paar Monate bis neue Diskurse 
Einzug in ein Schulbuch finden.“ In der Schule werde zudem 
oft noch über Jahre mit alten Ausgaben gearbeitet. 
Staatsministerin Özoguz und GEI-Direktorin Lässig stellten 
klar: In einem kritischen Diskurs über Vielfalt gehe es letzt-
lich darum, das „Wir“ zu betonen. „Wir müssen allen Kindern 
vermitteln: Wir schätzen dich. Du bist Teil dieser Gesellschaft, 
egal woher du kommst.“ 

Anja Dilk, 
freie Journalistin

www.integrationsbeauftragte.de

Nicht der Normalfall

Migranten und Flüchtlinge gehören zum deutschen Alltag. 
Doch in den Schulbüchern ist diese Realität noch längst nicht 
angekommen, wie eine aktuelle Studie nachweist.
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Gewerkscha�
Erziehung und Wissenscha�

Der Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) im Deutschen Gewerkschaftsbund, Frankfurt am Main,  
sucht ab Dezember 2015 für die Dauer von zunächst fünf Jahren

eine Geschäftsführerin/
einen Geschäftsführer.
Gemäß Satzung der GEW gehört die Geschäftsführerin oder der 
Geschäftsführer dem Geschäftsführenden Vorstand der GEW mit 
beratender Stimme an und wird auf Beschluss des Hauptvorstands  
auf Zeit angestellt. Eine wiederholte Bestellung ist möglich. 

Zum Aufgabenbereich gehören insbesondere
•	� die Unterstützung der Vorsitzenden bei der Leitung der GEW,
•	� die Leitung der Geschäftsstelle des Hauptvorstands mit ca.  

70 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,
•	� die Personalführung und Personalentwicklung der Geschäftsstelle,
•	� die vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit mit dem 

Betriebsrat,
•	� die Kommunikation und Zusammenarbeit mit dem DGB- 

Bundesvorstand in Berlin und seinen Mitgliedsgewerkschaften, 
mit Landesverbänden der GEW und weiteren Organisationen,

•	� die Führung der Geschäfte von Stiftungen und Gesellschaften 
sowie der Schiedskommission der GEW,

•	� die Organisation, Vor- und Nachbereitung des Gewerkschafts
tages und von Gremiensitzungen.

Wir erwarten
•	� ein abgeschlossenes Hochschulstudium oder eine gleichwertige 

Qualifikation,
•	� Erfahrungen in einer DGB-Gewerkschaft oder einer vergleich

baren Organisation, idealerweise in leitender Funktion,
•	� Kenntnisse in Personalführung, Personalentwicklung, Arbeits-

recht und Organisationsentwicklung sowie Sozialkompetenz, 
Teamfähigkeit und Genderkompetenz,

•	� Belastbarkeit und Durchsetzungsvermögen,
•	� Kommunikationsstärke und Organisationskompetenz.

Wir bieten 
•	� eine vielfältige, selbstständige Tätigkeit mit hoher Verantwortung,
•	� eine angemessene Vergütung sowie soziale Leistungen nach den 

Anstellungsbedingungen der GEW.

Bewerbungen von qualifizierten Interessentinnen sind besonders erwünscht.

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte bis zum 27. April 2015 an die Vorsitzende der GEW, 
GEW-Hauptvorstand, Postfach 90 04 09, 60444 Frankfurt am Main.
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// Mädchen sind besonders in 
Deutschland noch viel zu oft 
„Mathemuffel“ – und berauben 
sich damit besserer Karriere-
chancen. Zu diesem Ergebnis 
kommt der erste Bildungsbericht 
mit Fokus auf die Geschlechter, 
den die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) in Berlin 
vorgestellt hat. E&W sprach mit 
Sabine Klomfaß, wissenschaftli-
che Mitarbeiterin am Institut für 
Erziehungswissenschaft an der 
Uni Hildesheim.* //

E&W: Im März meldete sich die OECD 
mit der Bildungsstudie „The ABC of 
Gender Quality in Education“** zu 
Wort: Viele Mädchen seien vor allem 
deswegen nicht gut in Mathe und Na-
turwissenschaften, weil ihnen in die-
sen Fächern das nötige Selbstvertrau-
en fehlt. Hat Sie das überrascht?
Sabine Klomfaß: Nein. Das wissen 
wir seit den 1990er-Jahren. Tatsäch-
lich hat die OECD keine neuen Daten 
vorgelegt  – sondern unter anderem 
die PISA-Daten aus 2012 noch einmal 
unter dem Aspekt der Geschlechter-
gerechtigkeit analysiert. Erstaunt hat 
mich, mit welcher Deutlichkeit die Or-
ganisation jetzt darauf hinweist, dass 
zwischen den Geschlechtern unter-
schiedliche Leistungen im Lesen oder 
den sogenannten MINT-Fächern (Ma-
the, Naturwissenschaften, Informatik, 
Technik) erworben werden. 
E&W: Inwiefern?
Klomfaß: Der Bericht räumt endgültig 
mit dem Klischee auf, Leistungsunter-
schiede zwischen den Geschlechtern 
seien auf angeborene Fähigkeiten zu-
rückzuführen; etwa: Jungen hätten per 
se ein besseres räumliches Vorstel-
lungsvermögen. Richtig sei: Geschlech-
terspezifische Unterschiede, die sich in 
schulischen Leistungen, aber auch in 

Selbstvertrauen und der Selbstwirk-
samkeit widerspiegeln, haben sich im 
Lauf der Sozialisation entwickelt. 

E&W: OECD-Bildungskoordinator And-
reas Schleicher sagte während der Prä-
sentation der Untersuchung, Deutsch-
land gehöre zu den Ländern mit den 
größten Geschlechterunterschieden 
in der OECD, was die Leistungen und 
Einstellungen 15-jähriger Mädchen 
und Jungen in Mathematik betref-
fe. Schleicher sprach aber auch über 
die Eltern in Deutschland: 40 Prozent 
könnten sich ihren Sohn als Ingenieur 
vorstellen, hingegen sähen nur 15 Pro-
zent ihre Tochter in diesem Job. Zu den 
Ländern mit geringen Unterschieden 
gehören die sogenannten asiatischen 
Tigerstaaten sowie kleine Länder wie 
Liechtenstein und Luxemburg. Und: 
das notorisch fortschrittliche Skandi-
navien.
Klomfaß: Ich stehe solchen Länder-
rankings skeptisch gegenüber, weil sie 
dazu einladen, kulturelle Stereotype 
zu bedienen. In der Tendenz zeigt sich 
aber, dass in den Ländern, in denen 

die wirtschaftliche Lage gut ist, auch 
die Bildungschancen gut sind. Also: Zu-
oberst seien die Lebensbedingungen 
entscheidend, resümiert die OECD; 
erst in zweiter Linie spiele das Ge-
schlecht eine Rolle. Allerdings hingen 
Leistungsunterschiede zwischen Jun-
gen und Mädchen auch von der jewei-
ligen Gesellschaft ab. 
E&W: Wieso? 
Klomfaß: Die OECD hat einen positiven 
Bezug zwischen gesellschaftlicher Par-
tizipation von Frauen und schulischen 
Leistungen der Mädchen belegt: In Ge-
sellschaften, in denen Frauen gleichbe-
rechtigt an der Arbeitswelt teilhaben, 
erzielten Mädchen bessere Ergebnisse 
in Mathematik und zögen mit den Jun-
gen gleich. Die Geschlechterungleich-
heiten verschwänden – und zwar, ohne 
dass sich die Leistungen der Jungen 
verschlechterten. Das ist vielleicht die 
spannendste Aussage der Studie.
E&W: Nun könnte man annehmen, der 
OECD ginge es in Zeiten des demografi-
schen Wandels und Fachkräftemangels 
vor allem um eine möglichst große Teil-
habe von Frauen am Arbeitsmarkt.
Klomfaß: Das stimmt nicht. Die OECD 
betont auch, dass die Familienarbeit 
besonders wichtig sei – auch um die 
Jungen zu unterstützen. Diese errei-
chen teilweise in der Lesekompetenz 
im Vergleich zu den Mädchen schlech-
tere Ergebnisse. Angesprochen sind 
hier vor allem auch Väter, die sich z. B. 
beim gemeinsamen Lesen stärker en-
gagieren sollten. Das spricht gegen 
ein rein wirtschaftliches Interesse. Ge-
schlechtergerechtigkeit sei in erster 
Linie eine moralische Verpflichtung der 
Gesellschaft, unterstrich die OECD. Das 
sehe ich genauso. 
E&W: In der Bildung dreht sich die Ge-
schlechterdebatte seit rund zehn Jah-
ren vor allem um Jungen als Bildungs-
verlierer: Sechs von zehn sogenannten 
Risikoschülern sind männlich.

Auf dem Prüfstand: 
Geschlechtergerechtigkeit

Sabine Klomfaß
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Berlin sucht Lehrerinnen und Lehrer. 
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Klomfaß: Die OECD präzisiert das 
nun. Betroffen sind vor allem Jun-
gen an sogenannten Brennpunkt-
schulen. Meiner Ansicht nach 
wäre der Ausbau von Sekundar- 
und Gemeinschaftsschulen daher 
eine gute Entwicklung, um eine 
sozial gemischtere Schülerschaft 
zu erreichen.
E&W: Wie wichtig ist die Rolle der 
Lehrkräfte, um Geschlechterge-
rechtigkeit umzusetzen?
Klomfaß: Lehrkräfte können viel 
dazu beitragen, Ungleichheiten 
zwischen den Geschlechtern zu 
verringern. Die OECD empfiehlt 
beispielsweise einen „kognitiv-
aktivierenden Unterricht“. Dazu 
gehören klare Ziele, ein individua-
lisiertes Lernangebot sowie regel-
mäßige Rückmeldungen. 
E&W: Besonders Lehrerinnen wird 
ja zuweilen unterstellt, sie erteil-
ten Jungs schlechtere Noten, weil 
die so laut und lästig sind ... 
Klomfaß: Ich gehe davon aus, 
dass keine Lehrkraft mit Absicht 
diskriminiert, nach dem Mot-
to: „Ja, ich bewerte entweder 
Mädchen oder Jungen grund-
sätzlich besser.“ Allerdings gibt 
es Untersuchungen, die auf 
Geschlechterunterschiede bei 
der Notengebung aufmerksam 
machen. Statistisch gesehen, 
bekommen Mädchen beispiels-
weise bei gleichen Kompeten-
zen bessere Noten als Jungen. 
Folglich müssen Lehrkräfte auch 
ihr eigenes Handeln kritisch hin-
terfragen.
E&W: Was sollte eine „geschlech-
tergerechte Bildung“ beachten?
Klomfaß: Der erste Schritt ist, 
sich zu fragen: Inwieweit bin ich 
selbst für Jungen oder Mädchen 
ein Rollen-Vorbild? Zweitens: 
Wie gestalte ich meinen Un-

terricht – tauchen da ungewollt 
doch Geschlechterstereotype auf? 
Drittens: Wie machen wir das in  
unserer Schule? Erreichen wir  
z. B. Mütter wie Väter gleicher-
maßen?
E&W: Ist geschlechtergetrennter 
Unterricht in vermeintlich typi-
schen Mädchen- und Jungenfä-
chern sinnvoll?
Klomfaß: Im Prinzip wollen wir 
eine Schule für alle – für Jungen 
und Mädchen. Dazu gehört ge-
meinsamer Unterricht. Hin und 
wieder kann geschlechtergetrenn-
ter Unterricht aber sinnvoll sein: 
Lässt man etwa Mädchen und 
Jungen auf einer sogenannten 
24-Stunden-Uhr aufzeichnen, wie 
sie sich ihren Tag als Erwachsene 
vorstellen, stellen Sie interessan-
te Unterschiede fest: Die meisten 
Mädchen planen Zeiten für Kin-
derbetreuung und Mahlzeiten ein, 
viele Jungen nicht. So lassen sich 
Geschlechterstereotype deutlich 
machen.

Interview: Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

*Klomfaß ist neben Friederike 
Heinzel und Rabea Henze eine der 
Autorinnen der GEW-Praxishilfe 
„Eine Schule für Jungen und  
Mädchen“ – mit Unterrichts
entwürfen für eine geschlechter-
gerechte Bildung“ (2007);  
Download: www.gew.de/Binaries/ 
Binary31557/Eine_Schule_fuer_
Jungen_und_Maedchen.pdf
**OECD:  „The ABC of Gender 
Equality in Education. Aptitude, 
Behaviour, Confidence“ 2015:
www.oecd-ilibrary.org/education/
the-abc-of-gender-equality-in-
education_9789264229945-en
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// Seit 1986 ist im Saarland ein 
integrativer Unterricht an Grund-
schulen möglich, wohnortnah 
und unabhängig vom Grad der 
Behinderung. Im Juni 2014 hat 
der saarländische Landtag das 
Gesetz über die Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonven-
tion im Bildungswesen verab-
schiedet. Sonderpädagogische 
Unterstützung an Regelschulen 
ist seitdem Normalität. //

Für den Vater des siebenjährigen Finn 
stand schnell fest, dass sein mehrfach 
behindertes Kind nicht die ortsnahe 
Regelschule, sondern eine Gehörlosen-
schule besuchen sollte: „Für acht bis 
zehn Kinder gibt es dort zwei Lehrkräfte 
und zwei Integrationshelfer“, begrün-
det er gegenüber dem saarländischen 
Bildungsminister Ulrich Commerçon 
(SPD) seine Schulwahl. „Die Entschei-
dung, was das Beste fürs Kind ist, liegt 
bei den Eltern“, bestätigt der Sozialde-
mokrat. Laut Schulgesetz haben im Saar-

land Eltern von Kindern mit Förderbedarf 
die Wahl zwischen inklusiver Betreuung 
an Grundschulen oder dem „geschütz-
ten Raum“ an einer der 37 Förderschu-
len. An den Grundschulen, an denen das 
Land 120 zusätzliche Förderlehrkräfte 
eingesetzt hat, liegt die Integrationsquo-
te derzeit bei etwa 60 Prozent. 

Dennoch könne die personelle Res-
sourcenlage der Regelschule mit der an 
Förderschulen nicht mithalten, räumt 
Commerçon ein. Dem Politiker ist das 
schulische Miteinander ohne Ausgren-
zung und Diskriminierung ein wichtiges 
Anliegen. So wichtig, dass er sich selbst 
auf bislang drei öffentlichen Informati-
onsveranstaltungen unbequemen Fra-
gen von Lehrkräften und Eltern in Sa-
chen Inklusion stellte. „Behutsam aber 
beherzt“, lautet sein Motto. 

Kramp-Karrenbauers Kritik
Vor einer „Inklusion mit der Brech-
stange“ hatte Ministerpräsidentin 
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) 
schon im vergangenen Sommer in ei-
nem „Zeit“-Artikel gewarnt und „un-
versöhnliche Positionen sowie einen 
Wettlauf um Inklusionsquoten“ kriti-
siert. Die „Brechstange“ wird seither 
immer wieder gerne zitiert, wenn da-
rüber debattiert wird, wie sich Schule 
verändern sollte. 

Im Saarland liefert ein im Schuljahr 
2011/2012 gestarteter Modellversuch 
„inklusive Schulen“, an dem sich 14 
Grund- und Gemeinschaftsschulen be-
teiligen, Erkenntnisse und Impulse für 
die Umsetzung der Inklusion. Andere 
Kollegien sollen von ihren Erfahrungen 
profitieren. 

Eine der inklusiven Schulen ist die Ge-
meinschaftsschule Gersheim mit etwa 
450 Schülerinnen und Schülern. Sie 
liegt dort, wo das Saarland ländlich und 
Frankreich nahe ist. Die Schule blickt 
auf 20 Jahre Integrationserfahrung mit 
behinderten Kindern zurück. Barbara 
Baumgart, beauftragt mit der Koordi-
nierung von Integration und Inklusion, 
erinnert sich, dass damals „Förderlehr-
kräfte nur gelegentlich in die Klassen 
kamen und ausschließlich zuständig 
fürs ‚problematische Kind‘ waren“. Der 
Schritt in Richtung Inklusion habe Schu-
le und Kollegium verändert, berichtet 
die Lehrerin: „Wir sind eine lernende 
Schule geworden.“
Wenn Inklusion – wie oft postuliert – 
keine zusätzliche Aufgabe ist, sondern 
ein Prinzip, das Schule grundlegend 
umkrempelt, dann vermittelt die Ein-
richtung in Gersheim eine Ahnung, wie 
Inklusion funktionieren könnte. Jahr-
gangs- und Förderteams seien mit den 
Jahren enger zusammengewachsen. 

Inklusion ohne „Brech stange“

Länderbarometer
Seit dem Schuljahr 2014/2015 
haben im Saarland alle schul-
pflichtigen Kinder das Recht auf 
den Besuch einer wohnortnahen 
Grundschule. Dort liegt die Integra-
tionsquote derzeit bei rund 60 Pro-
zent. Über alle Schulformen hinweg 
beträgt sie 47,1 Prozent (Bundes-
durchschnitt: 28,2 Prozent). An den 
37 Förderschulen werden 3 353 
Jungen und Mädchen unterrichtet,
2 991 Kinder und Jugendliche mit 
sonderpädagogischem Förderbe-
darf besuchen eine Regelschule. 
Ab dem Schuljahr 2016/17 wird das 
gemeinsame Lernen auch an wei-
terführenden Schulen eingeführt, 
im Schuljahr 2018/19 folgen dann 
die beruflichen Schulen. 
Quelle: Saarländisches Bildungsministeri-
um sowie www.bertelsmann-stiftung.de

Ulrich Commerçon, saarländischer 
Bildungsminister (SPD)
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Annegret Kramp-Karrenbauer,  
Ministerpräsidentin des Saarlands (CDU)
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„Mit vertrauensvoller Zusammenarbeit 
konnten wir den Kindern viel besser 
helfen als früher – bei manchen Mäd-
chen und Jungen kamen erstaunliche 
Prozesse in Gang“, so Baumgart.

Allerdings habe mit den Lernerfolgen 
der Kinder nicht unbedingt auch die Zu-
friedenheit der Kolleginnen und Kollegen 
zugenommen, beobachtet Förderleh-
rerin Ingrid Wunsch: „Die Erwartungen 
werden größer, vor allem aber steigen 
die Ansprüche an sich selbst.“ Zudem sei 
das Rollenverständnis der Pädagoginnen 
und Pädagogen ins Wanken geraten. 
Statt nur auf dem Fachunterricht liege 
der Fokus heute stärker auf Erziehung, 
dem Blick auf jedes einzelne Kind und 
auf individualisiertem Lernen. 
An der Gemeinschaftsschule Gersheim 
arbeiten drei Förderlehrkräfte mit vol-
lem Deputat in den Teams. Neben 35 
Kindern mit diagnostiziertem Förder-
bedarf hält die Schule weitere 21  Schü-
lerinnen und Schüler für besonders 
unterstützungsbedürftig. Einige haben 
Lernschwierigkeiten, andere zeigen 
Verhaltensauffälligkeiten oder Defizite 
in der emotional-sozialen Entwicklung 
oder sprechen als Flüchtlingskinder 
kaum Deutsch. 

„Der Alltag ist mühsam, aber niemand 
will mehr zur alten Schule zurück“, 
sagt Baumgart, Mitglied im Schullei-
tungsteam. Wünschenswert wäre zu-
mindest eine Förderlehrkraft in jedem 

Team bis zur Klassenstufe acht oder 
neun, also eine weitere zusätzliche 
Stelle. „Vor allem aber brauchen wir 
bei der Planung Verlässlichkeit“, mahnt 
die Pädagogin an. Die erfolgreich inklu-
siv arbeitende Schule – die durch ihren 
Schwerpunkt neue Schülerinnen und 
Schüler gewann – muss um ihre perso-
nellen Ressourcen fürchten, wenn ab 
dem übernächsten Schuljahr die Inklu-
sion an allen weiterführenden Schulen 
im Saarland eingeführt wird. Dann läuft 
der Modellversuch aus. In dem hoch 
verschuldeten Bundesland ist der Bil-
dungsetat zwar als einziger Haushalt ge-
wachsen, dennoch ist der Personalstan-
dard immer ein Kompromiss zwischen 
klammer Kassenlage und den personel-
len Erfordernissen des Unterrichts. 

„Halbherzig“
Der Saarbrücker Verband „Miteinan-
der Leben Lernen“ (MLL) kritisiert das 
saarländische Inklusionsgesetz, das an 
der Wahlfreiheit der Eltern festhält, als 

„halbherzig“. Die UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
schreibe die Inklusion als ver-
pflichtenden Grundsatz, nicht als Wahl-
möglichkeit vor, heißt es dort. Der Ver-
band verlangt daher, alle Förderschulen 
aufzulösen. Deren Lehrkräfte sollen 
stattdessen an Regelschulen lernbehin-
derte, körperlich oder geistig behinder-
te Kinder unterstützen. 
Auch die GEW Saarland hält zwei pa
rallele Systeme – inklusive und Sonder-
einrichtungen – auf Dauer weder für 
sinnvoll noch für finanzierbar. Es gehe 
dabei um das Prinzip, dass die Hilfe dem 
Kind folgen muss, so GEW-Landeschef 
Peter Balnis. „Eine Separierung von 
Menschen nach Herkunft, Geschlecht 
oder Unterstützungsbedarf in besonde-
ren Einrichtungen“ widerspreche dem 
Inklusionsgedanken. 
Die Gemeinschaftsschule Gersheim 
geht einen pragmatischen Weg. „Es gibt 
Kinder, die sich innerhalb der festen 
Tagesstruktur einer Förderschule bes-
ser entwickeln“, meint etwa Pädagogin 
Wunsch. Sie plädiert für mehr Koope-
ration zwischen den Systemen, für ein 
„Aufweichen“ der Separation: „Warum 
sollte nicht ein Kind nach zwei Jahren 
Förderschule wieder ins Regelsystem 
kommen können?“ 
Bildungsminister Commerçon be-
schwört zwar den Zusammenhalt  als 
„saarländische Tugend“, weiß aber 
auch: „Wir brauchen einen Bewusst-
seins- und Mentalitätswandel in der 
Gesellschaft – und der kann nicht ge-
setzlich verordnet werden.“ Commer-
çon rechnet damit, dass diese Entwick-
lung eine weitere Generation dauern 
wird. 

Marlene Grund, 
freie Journalistin

www.bildungsserver.saarland.de,  
www.gew-saarland.de/images_tmp/
Schulweg_zur_Inklusion_Internet.pdf

„Angemessene Ressourcen einfordern“ 
„Die GEW setzt sich dafür ein, dass 
für jeden Schritt in Richtung In-
klusion geeignete Ressourcen zur 
Verfügung stehen und das päda-
gogische Personal nicht zusätzlich 
belastet wird. Wenn Schulen und 
Lehrkräfte mit dieser Aufgabe allein 
gelassen werden und keine zusätz-
liche Unterstützung bekommen, 
machen sich Ängste und Zweifel in 
den Kollegien breit. Dann droht der 
Paradigmenwechsel zur inklusiven 
Bildung zu scheitern. Das wäre tra-
gisch.“
Peter Balnis,  
Vorsitzender der GEW Saarland

Inklusion ohne „Brech stange“ INKLUSION
für Profis
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Kubas Lehrkräfte: Wenig Geld –  schlechte Arbeitsbedingungen
// Am Beispiel einer jungen 
Kubanerin aus Havanna, die lieber 
Kleider verkauft als weiter als 
Lehrerin unter schlechten Arbeits-
bedingungen und für geringen 
Lohn zu unterrichten, zeigen sich 
exemplarisch die Mängel des  
an sich fortschrittlichen Bildungs-
systems der Karibikinsel. //

Yusmila Rodríguez* wirkt locker und 
gelöst. Zwar habe sie ihren Traumjob 
aufgegeben, aber es gehe ihr heute viel 
besser. „Ich bin gerne Lehrerin gewe-
sen“, erzählt die 29-jährige Kubanerin, 
„doch es kamen einfach zu viele Dinge 
zusammen.“ Sie ist eine der vielen Lehr-
kräfte, die wegen der Krise des kubani-
schen Bildungssystems in andere Jobs 
geflüchtet sind.
Fakt ist: Der kostenlose Zugang zu Bil-
dung gehört zu den großen Errungen-
schaften der Revolution. In Kuba gehen 
alle Kinder zur Schule, egal, wo sie woh-
nen und unabhängig von der ökonomi-
schen Situation ihrer Eltern. Die UNESCO 
hat wiederholt die Erfolge des kleinen 
Landes in der Bildung gelobt und diese 
als weltweit beispielhaft hervorgehoben: 
Kuba war das erste Land Lateinamerikas 
ohne Analphabetismus, vorbildlich auch 
der Zugang für alle Kinder zu Bildungs-
einrichtungen oder die Geschlechterge-
rechtigkeit im Schulsystem. Das macht 
die Karibikinsel zu einem der führenden 
Länder des Kontinents. 
Doch: Die Krise der vergangenen 25 
Jahre nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion hat auch das kubanische 
Bildungssystem erschüttert. Obwohl der  

Staat einen großen Teil seiner Haus-
haltsmittel für Bildung ausgibt – laut 
Weltbank investiert Kuba weltweit 
mehr als alle anderen Staaten: knapp 13 
Prozent seines Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) –, scheinen diese Mittel nicht aus-
zureichen, um die Defizite des Systems 
zu beseitigen – zum Beispiel den Lehrer-
mangel, den es seit den 1990er-Jahren 
gibt. Nicht verwunderlich, denn die 
Tourismusbranche und der wachsen-
de privatwirtschaftliche Sektor bieten 
bessere Verdienstmöglichkeiten.

Geld fehlt
Um den Mangel an Lehrkräften auszu-
gleichen, hat der Staat bereits Pädago-
ginnen und Pädagogen aus dem Ruhe-
stand in den Schuldienst zurückgeholt 
oder setzt junge Uni-Absolventen in 
den Klassen ein. Auch Yusmila Ro-
dríguez gehörte dazu. Sie wurde wie 
viele andere mehr oder weniger ins 
kalte Wasser geworfen. „Im ersten Jahr 
an der Uni haben wir einmal pro Wo-
che unterrichtet. Ab dem zweiten Jahr 
standen wir bereits die ganze Woche im 
Klassenzimmer und konnten nur noch 
samstags in die Uni – und so ging das 
weiter bis zum Abschluss im fünften 
Jahr“, berichtet sie. Als Lehrerin in der 
Mittelstufe (Secundaria, 7. bis 9. Klasse) 
war sie mit ihren damals 18, 19 Jahren 
kaum älter als ihre 14- bis 15-jährigen 
Schülerinnen und Schüler. „Es haben 
eben Lehrkräfte gefehlt. Deshalb ließ 
man uns keine Zeit, uns richtig auf den 
Unterricht vorzubereiten.“ Zur fehlen-
den Erfahrung kam nicht selten man-
gelnder Respekt der Schülerinnen und 
Schüler: „Im ersten Jahr bin ich oft nach 

Hause gekommen und habe geweint“, 
gesteht die junge Frau.
Yusmila gehörte auch zu einer der ersten 
Lehrer-Gruppen des Projektes „Ganz-
heitliche Lehrer“ (Profesor General 
Integral). Das Programm sah vor, dass 
jede Lehrkraft in der Lage sein sollte, die 
meisten Fächer zu unterrichten – sowohl 
Mathematik als auch Geografie, Ge-
schichte oder Kunst. Ausnahmen galten 
nur für Englisch, Sport und Informatik. 
„Das geht vielleicht in der Grundstufe, 
aber in der Mittelstufe?“, empört sich 
die ehemalige Lehrerin. Zudem seien 
die Lern- und Arbeitsbedingungen pro-
blematisch gewesen: „Es gab nichts: 
keine Schulhefte, keine Stifte, zum Teil 
mussten wir die Schüler um Materialien 
bitten. Im Physik- und Chemieunterricht 
konnten wir keine Experimente machen, 
in Geografie fehlten Landkarten. Für die 
Ausstattung war eben kein Geld da.“ Hin-
zu kam, dass der Schulalltag „viel Stress“ 
verursacht habe, sagt Yusmila. „Ich über-
nahm als Lehrerin zum Teil die Rolle der 
Eltern. Das war anstrengend. Außerdem: 
Nach dem Unterricht fanden oft noch 
Versammlungen statt. Wenn ich irgend-
wann nach Hause kam, war ich fix und 
fertig und todmüde.“
Das größte Problem aber war und ist 
für Yusmila, dass Lehrkräfte so schlecht 
bezahlt werden. Sie hat in ihrem ersten 
Arbeitsjahr 213 Pesos im Monat ver-
dient (knapp neun US-Dollar); später 
bis zu 420 Pesos monatlich (knapp 18 
US-Dollar) – viel zu wenig, um halb-
wegs über die Runden zu kommen. Im 
staatlichen Gesundheitswesen dagegen 
waren im März vergangenen Jahres die 
Gehälter zum Teil mehr als verdoppelt 
worden. Allerdings erwirtschaftet die-
ser Bereich über Gesundheitsdienstleis-
tungen im Ausland Deviseneinnahmen. 
Im Bildungssektor seien Lohnerhöhun-
gen schwieriger durchzusetzen, meint 

Kann Kuba eine der größten Errungen-
schaften der Revolution, den kostenlo-
sen Zugang zur allgemeinen Schulbil-
dung, nachhaltig gewährleisten – trotz 
großer Probleme im Bildungsbereich?
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Gewalt zielt nie 
auf die Ursachen 
von Konflikten.

WIR SCHON.

Mit �nanzieller Unterstützung desWeltweit arbeiten wir gemeinsam mit lokalen Organisationen in 
Krisengebieten. Unsere Fachkräfte helfen, gewaltfreie Wege in 
Konflikten zu finden, Menschenrechte zu schützen und friedliche 
Entwicklungen zu fördern. Erfahren Sie mehr über unsere Arbeit:  
www.wir-schon.org

Fo
to

: B
ob

 K
ri

st
/C

or
bi

s

EuW_Umbruch_2015_04_S33.indd   33 10.03.2015   14:06:34

Kubas Lehrkräfte: Wenig Geld –  schlechte Arbeitsbedingungen
die ehemalige Lehrerin, und in abseh-
barer Zeit wohl auch nicht zu erwarten.
Viele Pädagoginnen und Pädagogen sind 
also weiterhin auf Nebenjobs angewie-
sen, um zusätzlich Geld zu verdienen. 
Yusmila etwa gab ihren Schülerinnen 
und Schülern nach Unterrichtsschluss 
für einen US-Dollar pro Schüler und 
Stunde privat Nachhilfe. „Aber oft saß 
ich viel länger als nur die eine Stunde; 
mit dem regulären Unterricht summier-
te sich das auch schon mal zu 15-Stun-
den-Tagen.“ Andere Lehrkräfte an ihrer 
Schule hätten den Schülern Süßigkei-
ten, der Verwalter der Schule übrig 
gebliebenes Schulessen verkauft. Sie 
selbst war in einer vergleichsweise gu-
ten Position: Ihr damaliger Freund hat in 
einem Warenlager gearbeitet und dort 
Büromaterialien abgezweigt, die sie 

wiederum in der Schule zum Verkauf 
anbot: Stifte, Radiergummis, Hefte – bis 
derselbe Verwalter sie angezeigt habe.
Diese Episode sowie die schlechten 
Arbeitsbedingungen und der magere 
Verdienst waren die Gründe dafür, dass 
Yusmila den Lehrerberuf, kurz nachdem 
sie ihren dreijährigen „servicio social“ 
absolviert hatte, aufgab. Der Sozialdienst 
ist für angehende Lehrkräfte in Kuba ob-
ligatorisch – wer ihn nicht macht oder 
vorzeitig abbricht, erhält keinen akade-
mischen Titel. Yusmila: „Als die drei Jah-
re vorbei waren, habe ich in der Schule 
aufgehört und mit mir eine ganze Menge 
junger Kolleginnen und Kollegen.“
Zunächst habe sie ganz legal als cuenta-
propista – Arbeiterin auf eigene Rech-
nung, wie Selbstständige in Kuba ge-
nannt werden – gejobbt und auf einem 

Markt Kleidung verkauft. Als die kuba-
nische Regierung Anfang 2014 neue 
Bestimmungen erließ, die den Verkauf 
importierter Kleidung einschränkten, 
musste sie aufhören. Nun arbeitet sie 
ohne offizielle Lizenz und beliefert ihre 
Kundinnen direkt. 
Yusmila wird manchmal von ehemali-
gen Kollegen gefragt, ob sie nicht wie-
der an die Schule zurückkommen wolle. 
Sie lacht dann und schüttelt den Kopf: 
„Heute verdiene ich mehr Geld und 
habe viel mehr freie Zeit als früher. 
Warum sollte ich?“

Andreas Knobloch, 
Mittel- und Südamerika-Korrespondent

*Name geändert
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Kinder sind der Motor
// Mit diesem Beitrag beenden 
wir eine Serie, in der wir Erzie-
herinnen, Erzieher und Kita-
Leitungen porträtiert, über ihre 
Arbeit, ihre Kompetenzen und 
ihr Engagement berichtet haben. 
Erika Berthold (Text) und Torsten 
Krey-Gerve (Bild) fuhren quer 
durch Deutschland und besuch-
ten die Pädagoginnen an ihren 
Arbeitsplätzen. Letzte Station: 
Maria Förster, seit 1973 Erziehe-
rin und seit 1977 Kita-Leiterin. //

In Westheim kennt jeder Maria Förster. 
Sie wurde im fränkischen Hammelburg 
geboren und wuchs im benachbarten 
Westheim auf, in dem sie eines Tages 
den Kindergarten übernahm. 1971 
machte sie mit 17 Jahren ein Vorprakti-
kum, besuchte dann die Fachakademie 
für Sozialpädagogik in Gemünden und 
trat 1973 ihre erste Stelle im Kindergar-
ten St. Marien in Hammelburg an: 140 
Kinder und sechs Erzieherinnen.
Zu Beginn der 1970er-Jahre herrschte 
die Angebotspädagogik. „Wir überlegten 
uns, was wir mit den Kindern machen 
wollen, stellten Wochen- und Monatsplä-
ne auf, nach denen wir arbeiteten“, erin-
nert sich Förster, „und im Frühling waren 
immer die Schneeglöckchen dran.“ 

Der Wandel
Frühling, Sommer, Herbst und Winter, 
Nikolaus und Erntedank. Das kann doch 
nicht mein Leben sein, dachte Förster 
eines Tages. In dieser Zeit – sie hatte 
inzwischen eine zweijährige Tochter, 
die sie täglich zur Großmutter brachte, 
denn damals gab es noch keine Krippen-
plätze – bot man ihr die Leitungsstelle 

in dem damals noch kleinen Westhei-
mer Kindergarten an. Und die darüber 
gelegene Wohnung. Sie zog ein, wurde 
Leiterin und war nun – gemeinsam mit 
einer Kollegin – für 20 Kinder verant-
wortlich, alle in einer Gruppe. 
Weil in Westheim ein Neubaugebiet 
entstand, kamen bald mehr und mehr 
Kinder. Die kleine Kita platzte aus allen 
Nähten. Förster stellte den Antrag an 
die Hauseigentümerin – die Stadt Ham-
melburg –, im Obergeschoss eine zweite 
Gruppe einrichten zu dürfen. Das wurde 
genehmigt. Mit ihrer Familie zog sie aus 
und war schon gespannt, wie es werden 
würde, wenn die Kita-Kinder das gan-
ze Haus in Besitz nehmen. „Wir hatten 
von einer zweiten Gruppe geträumt“, 
erinnert sie sich, „nun gab es sie. Wir 
wünschten uns ein Atelier auf dem Dach-
boden – und eines Tages konnten die 
Kinder darin malen und werkeln. Bleibt 
man dran, kann man Träume verwirkli-
chen, einen nach dem anderen, wenn 
der Träger mitspielt. Das ist bei uns ein 
frei-gemeinnütziger Verein. Er steht hin-
ter unserem heutigen Konzept.“
In einer Fachzeitschrift las Förster da-
mals den Beitrag „Ein Vergnügungspark 
für Vögel“. Das ist ja wie bei uns, dachte 
sie. Es war aber ein Projekt aus dem itali-
enischen Reggio. Also beschaffte sie sich 
Literatur, berichtete dem Team, zu dem 
inzwischen vier Kolleginnen gehörten, 
von der Reggio-Pädagogik, und schließ-
lich begeisterten sich alle für die Projekt
arbeit. Seitdem kommt niemand mehr 
auf die Idee, kindliche Bildungsprozesse 
in Bereiche zu zergliedern. Försters Mot-
to: „Augen auf! Die Kinder zeigen uns 
schon, was sie wollen, was sie lieben, 
was ihnen wichtig ist. Genau da knüp-
fen wir an, und zwar im Alltag.“ Impulse 
setzt die Leiterin natürlich. „Ich habe den 
Bildungsplan im Kopf“, sagt sie, „aber wir 
arbeiten ihn nicht ab. Als Fachfrau weiß 
ich, an welcher Stelle ich womit einstei-
gen und etwas beisteuern kann.“ 
Alle erinnern sich gern an das Mandala-
Projekt. Immer noch schmücken Bilder 
davon die Kita. Es gab auch mal ein 
Geld-Projekt, denn die Kinder interes-
sierten sich für Münzen. Nicht dafür, 

was diese wert sind, sondern für die Bil-
der auf den Rückseiten. „Da ist ein Stern 
drauf“, sagte ein Kind. „Ein Stern?“, 
fragte Förster, verriet aber nicht, was 
es war. Am nächsten Tag brachte sie 
ein Münzalbum mit, und es stellte sich 
heraus: Ein Edelweiß ist drauf. „Was ist 
denn ein Edelweiß?“, wollten die Kinder 
wissen, holten ein Lexikon und fanden 
heraus: Es ist eine Blume. Auf der Rück-
seite einer anderen Münze erkannten 
die Kinder so etwas wie eine Treppe. 
Es war eine Harfe. Da sagte ein Junge: 
„Ich kenne einen Harfenspieler.“ Sofort 
beschlossen die Kinder, ihn einzuladen, 

... für ein besseres

Alle Infos zur GEW-
Kampagne finden  
Sie auf der Website
www.gew.de/EGO.

… für mindestens eine Stunde … 

… die ungeteilte Aufmerksamkeit der 
Erzieherin …

… in einer kleinen Gruppe … 

Jedes Kind braucht an jedem Tag …  
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damit er etwas vorspielt. „Wie heißt 
er denn?“, fragte Förster. „David“, ant-
wortete der Junge. Er meinte den David 
aus der Bibel. „Den können wir nicht 
einladen“, sagte Förster. „Aber ich kann 
euch die Geschichte von ihm vorlesen.“ 
Schließlich bauten die Kinder Harfen 
und brachten immer mehr Münzen mit. 
Wäre Förster darauf gekommen, ihnen 
vorzuschlagen, sich mit Münzen und Har-
fen zu beschäftigen? Hätte das Thema 
sich ergeben, wenn sie versucht hätte, 
den Bildungsbereich „Mathematisches 
Grundwissen“ oder „Musik“ zu berück-
sichtigen? Wohl kaum. Es ist ihr Blick auf 
die Kinder und die Lust, sich auf sie einzu-
lassen, vor dem Hintergrund der eigenen 
Fachlichkeit. „Natürlich haben wir uns im 
Team damit befasst, wie Kinder lernen“, 
sagt Förster. „Wir wissen, dass es sinnlos 
ist, ihnen etwas aufdrängen zu wollen. 
Alles kommt von ihnen, und wenn sie 
etwas interessiert, kann man sie kaum 
bremsen. Wenn für die Kinder etwas 
wichtig ist, dann merken sie es sich.“

Vielfalt und Bürokratie
Seit 1977 leitet Förster die Kita. Heute 
gibt es dort Plätze für 65 Kinder. Zum 
Team gehören mittlerweile zwölf Fach-
kräfte. Die meisten haben Teilzeitstellen. 
Häufig ergänzen Berufspraktikantinnen 
das Team, viele würden gern bleiben. Was 
macht diese Kita so attraktiv für sie? 
Zwar informiert ein Schild, dass es sich 
um eine „Reggioorientierte Einrichtung“ 
handelt – diese Anerkennung erhielt 
das Haus übrigens als deutschlandweit 
erstes –, aber im pädagogischen Alltag 
finden sich Spuren verschiedener Kon-
zepte: die durch Reggio inspirierte Pro-
jektarbeit, die Öffnung des Hauses für 
die Kinder und ihre Interessen, für die 
die „Offene Arbeit“ – eher eine Lebens- 
und Geisteshaltung als ein Konzept – den 
Anstoß gab, und der Situationsansatz, 
den man im prompten Reagieren auf 
das spürt, was die Kinder bewegt. Man 
merkt: Kinder und Erwachsene fühlen 
sich wohl in diesem Haus.  
„Ich habe für meinen Beruf immer viel 
Zeit investiert, so manches Mal“, gesteht 
Förster, „hörte aber zu Hause: Andere 
Leute kriegen ihre Überstunden bezahlt. 
Meine Mitarbeiterinnen können Beruf 
und Familie besser trennen. Das ist wich-
tig, zumal die Anforderungen erheblich 

gestiegen sind. Allein der Bürokram! 
Wenn immer mehr Verwaltungsauf-
wand nötig ist, dann muss Zeit dafür 
veranschlagt und bezahlt werden.“ 
Vergleicht Förster die Anforderun-
gen, vor denen sie als junge Erzieherin 
stand, mit den heutigen, findet sie: „Von 
der Angebotspädagogik für Kinder sind 
wir zur ‚Offenen Arbeit‘ mit Kindern ge-
kommen, können intensiver auf sie ein-
gehen und sie individueller begleiten.“ 
Gefragt, was ihr liebster Platz in der 
Kita sei, sagt sie: „Das Atelier. Aber hier 
habe ich noch nie selbst was gemalt. 
Deswegen schenkte mir mein Team 

zum 60.  Geburtstag die Teilnahme an 
einem Workshop: Malen aus der Seele. 
Das wird jetzt mein Hobby. Neben dem 
Kindergarten natürlich.“

Erika Berthold, 
freie Journalistin

St. Peter und Paul – Kindergarten West-
heim, Lernwerkstatt für Kinder, Grenz-
str. 3, 97762 Hammelburg-Westheim, 
Tel.: 09732-3296, Fax: 09732-875283, 
E-Mail: kiga.westheim@gmail.com, 
Internet: www.reggio-kita-westheim.de

… an einem gemeinsam interessierenden Gegenstand.

Eingruppierung der Leitungskräfte verbessern
Die Eingruppierung der Kita-Leitungen hängt nach derzeitigem Tarifrecht von 
der Platzzahl der Einrichtungen ab. Zwischen Oktober und Dezember werden 
die belegbaren und vergebenen Plätze gezählt und danach wird die Eingruppie-
rung vorgenommen. Damit sind zahlreiche Probleme verbunden: Die Orientie-
rung an der Platzzahl ist kein geeignetes Kriterium für die Qualität, den Umfang 
und die damit verbundene Verantwortung der Leitungsaufgabe. Zudem ist der 
Zeitpunkt nicht repräsentativ: Die ältesten Kinder sind gerade in die Schule ge-
kommen. Oft sind noch nicht alle Plätze wieder vergeben. Leitungen von Krip-
pen werden systematisch benachteiligt, weil es sich in aller Regel um kleine 
Einrichtungen handelt.
Deshalb macht die GEW einen neuen Vorschlag, wie die Leitungseingruppie-
rung definiert werden kann. Grundlage soll ein neues Berechnungsverfahren 
aus der in der Betriebserlaubnis angegebenen Platzzahl in Kombination mit der 
Fachkraft-Kind-Relation sein. Außerdem sollen konzeptionelle Besonderheiten 
berücksichtigt werden. So würde künftig die Zahl der Mitarbeiterinnen der Ein-
richtung die Messgröße für die Leitungseingruppierung sein.
Die GEW will aber nicht nur die Kriterien für die Eingruppierung verändern, 
sondern vor allem eine bessere Bezahlung erreichen. Deshalb fordert die GEW 
u. a., die beiden unteren Entgeltgruppen für die Leitungen kleiner Einrichtun-
gen abzuschaffen.
Bernhard Eibeck, Referent im GEW-Organisationsbereich Jugendhilfe und Sozialarbeit

Nähere Informationen: www.gew.de/EGO
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// Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
verhandeln seit Ende Februar mit der Vereinigung 
kommunaler Arbeitgeberverbände (VKA) über den  
Eingruppierungsvertrag für die kommunalen Be- 
schäftigten des Sozial- und Erziehungsdienstes (SuE). 
Vor Drucklegung der E&W lag noch kein Ergebnis 
vor. Die Gewerkschaften hatten die Entgeltordnung 
zum Jahreswechsel 2014/15 gekündigt. //

„Erzieherinnen leisten hervorragende Arbeit. Sie sind qualifi-
zierte Fachkräfte und engagieren sich für ein bestmögliches 
pädagogisches Angebot in Kindertagesstätten.“ Mit diesem 
Bekenntnis eröffneten die Vertreter der kommunalen Arbeit-
geber am 25. Februar die Tarifverhandlungen für den Sozial- 
und Erziehungsdienst. Trotz dieser rhetorischen Lobhudelei 
lehnte die VKA die Forderungen der Gewerkschaften nach ei-
nem deutlichen Gehaltsanstieg als „völlig überzogen“ ab. Ihr 
Argument: Man müsse darauf achten, dass das Gehaltsgefüge 
des öffentlichen Dienstes insgesamt nicht zu Gunsten einer 
Berufsgruppe verschoben werde. 

Nun war zu erwarten, dass die Arbeitgeber zunächst nicht 
auf die gewerkschaftlichen Forderungen eingehen würden. 
Dies aber gleichzeitig mit überschwänglicher Wertschätzung 
gegenüber den pädagogischen Fachkräften zu verbinden, 
ist geradezu zynisch. Auf der einen Seite also zuckersüße 
Streicheleinheiten, auf der anderen karges Graubrot. Fakt 
ist: Erzieherinnen und Erzieher lassen sich nicht länger mit 
geringem Lohn abspeisen. Sie wissen, dass sie einen gesell-
schaftlich wichtigen Beruf ausüben, ihre pädagogischen 
Angebote das Fundament für den Bildungsweg der Kinder 
legen und Tageseinrichtungen für die Jüngsten für Eltern 
unverzichtbare Dienstleistungen sind. Mit Fug und Recht 

verlangen sie daher, dass ihre Arbeitsleistung mit einer deut-
lich besseren Bezahlung aufgewertet wird. Norbert Hocke, 
für Jugendhilfe und Sozialarbeit verantwortliches GEW-Vor-
standsmitglied und Mitglied der Verhandlungskommission, 
betonte während der Tarifgespräche Ende März in Münster: 
„Die gesellschaftlichen Erwartungen an die Berufsgruppe des 
Sozial- und Erziehungsdienstes sind in den vergangenen Jah-
ren enorm gewachsen. Damit sind auch die Anforderungen 
an Qualifikation und Arbeit der Beschäftigten in den Kinder- 
und Jugendhilfeeinrichtungen gestiegen. Diese Entwicklung 
muss sich endlich in Euros auszahlen. Dazu gehört auch, dass 
neue Berufsgruppen wie Kindheitspädagogen und Schulso-
zialarbeiter entsprechend eingruppiert werden.“ Die Arbeit-
geber müssen akzeptieren, dass es in dieser Tarifauseinan-
dersetzung nicht darum geht, mit ein paar Prozentpunkten 
oder kleinen Verbesserungen „die Sache“ schnell vom Tisch 
zu fegen. Sondern darum, pädagogische Arbeit mit Kindern 
grundsätzlich neu zu bewerten. Das heißt: sozialpädagogische 
Fachkräfte im Elementarbereich des Bildungswesens endlich 
angemessen zu bezahlen. 

Bernhard Eibeck, 
Referent im GEW-Organisationsbereich Jugendhilfe und Sozialarbeit

Weitere Informationen zu den Verhandlungsthemen  
und -terminen siehe www.gew.de/EGO.

Den Beruf deutlich aufwerten
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Lohnentwicklung
Im Zehn-Jahres-Vergleich hat sich das Endgehalt einer 
Erzieherin von 2 725,84 Euro im Jahr 2004 auf 3 118,42 
Euro im Jahr 2013 erhöht – ein Anstieg um 14,4 Prozent. 
Im selben Zeitraum kletterte das durchschnittliche Gehalt 
aller Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer nach An-
gaben des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden von 
2 846,00 Euro auf 3 449,00 Euro, wuchs also um 21,2 Pro-
zent. Der Abstand des Endgehaltes einer Erzieherin zum 
durchschnittlichen Verdienst aller Arbeiternehmerinnen 
und Arbeitnehmer hat sich also dramatisch vergrößert: 
von 120 auf 331 Euro.� B.E.

Letzte Meldung:
In der zweiten Verhandlungsrunde am 23. März in Münster 
verständigten sich Gewerkschaften und Arbeitgeber auf 
einen Zeitplan, wann über welche SuE-Beschäftigtengrup-
pe verhandelt wird. Zudem gab es Gespräche zur neuen, 
besseren Eingruppierung von Kita-Leitungen. Thema der 
dritten Verhandlungsrunde am 9. April: die Eingruppierung 
von Erzieherinnen und Kinderpflegerinnen. � B.E.

Vor Beginn der zweiten Verhandlungsrunde über eine deutlich 
bessere Bezahlung haben sich mehr als 20 000 im Sozial- und 
Erziehungsdienst der Kommunen Beschäftigte, insbesondere 
Erzieherinnen und Erzieher an Demonstrationen und Kundge-
bungen in mehreren Bundesländern beteiligt. Allein in Hessen 
haben Tausende an den regionalen Warnstreiks teilgenom-
men, zu denen GEW und ver.di aufgerufen hatten.
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weiblich männlich

Bitte kreuzen Sie an:

Die Versicherungsleistung wird beim Tod der versicherten Person fällig. Das Höchsteintrittsalter beträgt 80 Jahre. Der Versicherer verzichtet auf eine
Gesundheitsprüfung; stattdessen gilt beim Tod der versicherten Person im 1. Versicherungsjahr folgende Staffelung der Versicherungssumme: Bei
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anhängende SEPA�Lastschriftmandat ausfüllen und unterschrieben mit der Beitrittserklärung zurücksenden).

Ich wähle folgende Summe unter 12.500 Euro: Euro .....................
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Lastschriftbetrag ................

Bei Erhöhung eines bereits bestehenden Versicherungsschutzes wird ein gesonderter Versicherungsschein erstellt.

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass die Beiträge für diese Gruppen�Sterbegeld�Versicherung bis auf schriftlichen Widerruf und der
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3.1. Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen) bzw. Datenweitergabe an selbstständige Vermittler
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der Gewerkschaft Erziehung undWissenschaft im DGB e.V.
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DBV Deutsche Beamtenversicherung Lebensversicherung
Zweigniederlassung der AXA Lebensversicherung AG
Sitz der Gesellschaft Köln (HR B Nr. 271)
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Jacques de Vaucleroy

Anschrift:
Frankfurter Straße 50
65189Wiesbaden

Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklärung
Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften enthalten keine ausreichenden Rechtsgrundlagen für die
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre Gesundheitsdaten für diese Beitrittserklärung und den Vertrag erheben und verwenden zu
dürfen, benötigt die DBV Deutsche Beamtenversicherung Lebensversicherung, Zweigniederlassung der AXA Lebensversicherung AG (imWeiteren DBV�ZN genannt) daher Ihre daten�
schutzrechtliche(n) Einwilligung(en). Darüber hinaus benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen, wie z.B.
Ärzten, erheben zu dürfen. Als Unternehmen der Lebensversicherung benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindung ferner, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203
Strafgesetzbuch geschützte Daten, wie z.B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, an andere Stellen, weiterleiten zu dürfen.
Die folgenden Einwilligungs� und Schweigepflichtentbindungserklärungen sind für die Begründung, Durchführung oder Beendigung Ihres Versicherungsvertrages in der DBV�ZN unent�
behrlich. Sollten Sie diese nicht abgeben, wird der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein. Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und
sonstiger nach § 203 StGB geschützter Daten

� durch die DBV�ZN selbst (unter 1.),
� Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten (unter 2.) und
� bei der Weitergabe an Stellen außerhalb der DBV�ZN (unter 3.).

Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erkennen und daher keine eigenen
Erklärungen abgeben können.
1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten Gesundheitsdaten duch die DBV�ZN

Ich willige ein, dass die DBV�ZN die von mir in dieser Beitrittserklärung und künftig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt, soweit dies zur Begründung, Durch�
führung oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich ist.

Ich willige ein, dass die DBV�ZN, soweit auf Grund von Kooperationen mit gesetzlichen Krankenkassen, Vereinen, Verbänden, Firmen oder sonstigen Dritten Vorteilskonditionen
gewährt werden, zwecks Prüfung, ob eine entsprechende Mitgliedschaft oder Zugehörigkeit mit Anspruch auf Vorteilskonditionen besteht, mit den genannten Dritten einen Datenabgleich
vornimmt und entbinde insoweit den Versicherer von der Schweigepflicht.

1.1 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung Ihrer Angaben zur Zugehörigkeit zu Gewerkschaften, Verbänden und anderen Kooperationspartnern

Ich willige in die Erhebung,Verarbeitung und Nutzung meiner Angaben zur Zugehörigkeit zu Gewerkschaften, gesetzliche Krankenkassen,Vereinen, Unternehmen oder Verbänden (Koope�
rationspartner) ein, soweit dies zur Begründung, Durchführung oder Beendigung dieses Vertrages, insbesondere zur Berechnung meiner Versicherungsprämie erforderlich ist.

2. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten

2.1. Erklärungen für den Fall Ihres Todes
Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es auch nach Ihrem Tod erforderlich sein, gesundheitliche Angaben zu prüfen. Eine Prüfung kann auch erforderlich sein, wenn sich bis zu zehn Jahre
nach Vertragsschluss für uns konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass bei der Antragstellung unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden .Auch dafür bedürfen wir einer
Einwilligung und Schweigepflichtentbindung.

Für den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesundheitsdaten bei Dritten (Ärzten, Pflegepersonen, Bediensteten von Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten,
Pflegeheimen, Personenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, Behörden) zur Leistungsprüfung ein.
Ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine zulässigerweise gespeicherten Gesundheitsdaten aus Unter�
suchungen, Beratungen, Behandlungen sowie Versicherungsanträgen und �verträgen aus einem Zeitraum von bis zu zehn Jahren vor Antragstellung übermittelt werden.
Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusammenhang – soweit erforderlich – meine Gesundheitsdaten durch die DBV�ZN an diese Stellen weitergegeben werden
und befreie auch insoweit die für die DBV�ZN tätigen Personen von ihrer Schweigepflicht.

3. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB geschützter Daten an Stellen außerhalb der DBV�ZN
Die DBV�ZN verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz und die Datensicherheit.

3.1. Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen) bzw. Datenweitergabe an selbstständige Vermittler
Die DBV�ZN führt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, bei denen es zu einer Erhebung, Verarbeitung oder Nut�
zung Ihrer Gesundheitsdaten kommen kann, nicht selbst durch, sondern überträgt die Erledigung einer anderen Gesellschaft der AXA�Gruppe oder einer anderen Stelle.Werden hierbei
Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindung für sich und soweit erforderlich für die anderen Stellen.
Die DBV�ZN führt eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß Gesundheitsdaten für die DBV�ZN erheben, verarbeiten oder
nutzen unter Angabe der übertragenen Aufgaben. Die zurzeit gültige Liste ist als Anlage der Einwilligungserklärung angefügt. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter
www.dbv.de/Datenschutz eingesehen oder bei den in Ihren Vertragsunterlagen genannten Ansprechpartner/Betreuer angefordert werden. Für dieWeitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an
und die Verwendung durch die in der Liste genannten Stellen benötigt die DBV�ZN Ihre Einwilligung.

Ich willige ein, dass die DBV�ZN meine Gesundheitsdaten an die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt und dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten
Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die DBV�ZN dies tun dürfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der AXA Unternehmensgruppe
und sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

Versicherungsträger
Vorstand: Dr. Thomas Buberl (Vors.), Dr. Andrea van Aubel,
Etienne Bouas�Laurent, Dr. Patrick Dahmen,
Wolfgang Hanssmann, Jens Hasselbächer

Allgemeine Hinweise
Mir ist bekannt, dass die VereinigungVersicherungsnehmerin
ist. Sie handelt in meinemAuftrag. Ich bevollmächtige die Ver�
einigung zur Vertretung bei der Abgabe und Entgegennahme
aller das Versicherungsverhältnis betreffenden Willens�
erklärungen (einschließlich der Kündigung der Sterbegeld�
versicherung beim Ausscheiden des Mitglieds aus der Ver�
einigung); die Vertretungsbefugnis erstreckt sich jedoch nicht
auf die Empfangnahme von Versicherungsleistungen und
die Änderung des Bezugsrechts.

Bei höherem Eintrittsalter können die zu zahlenden
Beiträge in ihrem Gesamtbetrag die versicherte
Leistung unter Umständen übersteigen.
Eine Durchschrift der Beitrittserklärung wird mir unverzüg�
lich nach Unterzeichnung zugesandt.
Auf diesen Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.
Soweit Vorteilskonditionen gewährt werden, die vom
Bestehen der Mitgliedschaft zu einer Gewerk�

schaft/Vereinigung abhängig sind, erfolgt ein Datenabgleich
mit dieser Organisation ohne Bekanntgabe der Ver�
sicherungsinhalte.

Die für Ihre Versicherung zuständigeAufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin),
Postfach 1308, 53003 Bonn, Internet: www.bafin.de.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs�
ombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin.

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Erklärung bis zumAblauf von 30 Tagen nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Bestimmungen und
Informationen zum Vertrag (BIV) ohne Angabe von Gründen
schriftlich widerrufen. Eine Erklärung in Textform (z.B. per
Brief, Fax oder E�Mail) ist ausreichend. Zur Wahrung der

Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: DBV Deutsche
Beamtenversicherung Lebensversicherung, Zweignieder�
lassung der AXA Lebensversicherung AG, Frankfurter Str. 50,
65189 Wiesbaden. Sofern der vorseitig genannte Ver�

sicherungsbeginn vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt,
bin ich damit einverstanden, dass der erste oder einmalige
Beitrag (Einlösungsbeitrag) � abweichend von der
gesetzlichen Regelung � vor Ablauf der Frist fällig d.h.
unverzüglich zu zahlen ist.

Widerrufsbelehrung auf Abschluss eines Versicherungsvertrages

EuW_Umbruch_2015_04_S38.indd   1 25.02.2015   13:55:32



DBV Deutsche Beamtenversicherung Lebensversicherung
Zweigniederlassung der AXA Lebensversicherung AG
Sitz der Gesellschaft Köln (HR B Nr. 271)
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Jacques de Vaucleroy

Anschrift:
Frankfurter Straße 50
65189Wiesbaden

Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklärung
Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften enthalten keine ausreichenden Rechtsgrundlagen für die
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre Gesundheitsdaten für diese Beitrittserklärung und den Vertrag erheben und verwenden zu
dürfen, benötigt die DBV Deutsche Beamtenversicherung Lebensversicherung, Zweigniederlassung der AXA Lebensversicherung AG (imWeiteren DBV�ZN genannt) daher Ihre daten�
schutzrechtliche(n) Einwilligung(en). Darüber hinaus benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindungen, um Ihre Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen, wie z.B.
Ärzten, erheben zu dürfen. Als Unternehmen der Lebensversicherung benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindung ferner, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203
Strafgesetzbuch geschützte Daten, wie z.B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, an andere Stellen, weiterleiten zu dürfen.
Die folgenden Einwilligungs� und Schweigepflichtentbindungserklärungen sind für die Begründung, Durchführung oder Beendigung Ihres Versicherungsvertrages in der DBV�ZN unent�
behrlich. Sollten Sie diese nicht abgeben, wird der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein. Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und
sonstiger nach § 203 StGB geschützter Daten

� durch die DBV�ZN selbst (unter 1.),
� Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten (unter 2.) und
� bei der Weitergabe an Stellen außerhalb der DBV�ZN (unter 3.).

Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung nicht erkennen und daher keine eigenen
Erklärungen abgeben können.
1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten Gesundheitsdaten duch die DBV�ZN

Ich willige ein, dass die DBV�ZN die von mir in dieser Beitrittserklärung und künftig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und nutzt, soweit dies zur Begründung, Durch�
führung oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich ist.

Ich willige ein, dass die DBV�ZN, soweit auf Grund von Kooperationen mit gesetzlichen Krankenkassen, Vereinen, Verbänden, Firmen oder sonstigen Dritten Vorteilskonditionen
gewährt werden, zwecks Prüfung, ob eine entsprechende Mitgliedschaft oder Zugehörigkeit mit Anspruch auf Vorteilskonditionen besteht, mit den genannten Dritten einen Datenabgleich
vornimmt und entbinde insoweit den Versicherer von der Schweigepflicht.

1.1 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung Ihrer Angaben zur Zugehörigkeit zu Gewerkschaften, Verbänden und anderen Kooperationspartnern

Ich willige in die Erhebung,Verarbeitung und Nutzung meiner Angaben zur Zugehörigkeit zu Gewerkschaften, gesetzliche Krankenkassen,Vereinen, Unternehmen oder Verbänden (Koope�
rationspartner) ein, soweit dies zur Begründung, Durchführung oder Beendigung dieses Vertrages, insbesondere zur Berechnung meiner Versicherungsprämie erforderlich ist.

2. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten

2.1. Erklärungen für den Fall Ihres Todes
Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es auch nach Ihrem Tod erforderlich sein, gesundheitliche Angaben zu prüfen. Eine Prüfung kann auch erforderlich sein, wenn sich bis zu zehn Jahre
nach Vertragsschluss für uns konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass bei der Antragstellung unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden .Auch dafür bedürfen wir einer
Einwilligung und Schweigepflichtentbindung.

Für den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesundheitsdaten bei Dritten (Ärzten, Pflegepersonen, Bediensteten von Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten,
Pflegeheimen, Personenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, Behörden) zur Leistungsprüfung ein.
Ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine zulässigerweise gespeicherten Gesundheitsdaten aus Unter�
suchungen, Beratungen, Behandlungen sowie Versicherungsanträgen und �verträgen aus einem Zeitraum von bis zu zehn Jahren vor Antragstellung übermittelt werden.
Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusammenhang – soweit erforderlich – meine Gesundheitsdaten durch die DBV�ZN an diese Stellen weitergegeben werden
und befreie auch insoweit die für die DBV�ZN tätigen Personen von ihrer Schweigepflicht.

3. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB geschützter Daten an Stellen außerhalb der DBV�ZN
Die DBV�ZN verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz und die Datensicherheit.

3.1. Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen) bzw. Datenweitergabe an selbstständige Vermittler
Die DBV�ZN führt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, bei denen es zu einer Erhebung, Verarbeitung oder Nut�
zung Ihrer Gesundheitsdaten kommen kann, nicht selbst durch, sondern überträgt die Erledigung einer anderen Gesellschaft der AXA�Gruppe oder einer anderen Stelle.Werden hierbei
Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, benötigt die DBV�ZN Ihre Schweigepflichtentbindung für sich und soweit erforderlich für die anderen Stellen.
Die DBV�ZN führt eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß Gesundheitsdaten für die DBV�ZN erheben, verarbeiten oder
nutzen unter Angabe der übertragenen Aufgaben. Die zurzeit gültige Liste ist als Anlage der Einwilligungserklärung angefügt. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter
www.dbv.de/Datenschutz eingesehen oder bei den in Ihren Vertragsunterlagen genannten Ansprechpartner/Betreuer angefordert werden. Für dieWeitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an
und die Verwendung durch die in der Liste genannten Stellen benötigt die DBV�ZN Ihre Einwilligung.

Ich willige ein, dass die DBV�ZN meine Gesundheitsdaten an die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt und dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten
Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die DBV�ZN dies tun dürfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der AXA Unternehmensgruppe
und sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

Versicherungsträger
Vorstand: Dr. Thomas Buberl (Vors.), Dr. Andrea van Aubel,
Etienne Bouas�Laurent, Dr. Patrick Dahmen,
Wolfgang Hanssmann, Jens Hasselbächer

Allgemeine Hinweise
Mir ist bekannt, dass die VereinigungVersicherungsnehmerin
ist. Sie handelt in meinemAuftrag. Ich bevollmächtige die Ver�
einigung zur Vertretung bei der Abgabe und Entgegennahme
aller das Versicherungsverhältnis betreffenden Willens�
erklärungen (einschließlich der Kündigung der Sterbegeld�
versicherung beim Ausscheiden des Mitglieds aus der Ver�
einigung); die Vertretungsbefugnis erstreckt sich jedoch nicht
auf die Empfangnahme von Versicherungsleistungen und
die Änderung des Bezugsrechts.

Bei höherem Eintrittsalter können die zu zahlenden
Beiträge in ihrem Gesamtbetrag die versicherte
Leistung unter Umständen übersteigen.
Eine Durchschrift der Beitrittserklärung wird mir unverzüg�
lich nach Unterzeichnung zugesandt.
Auf diesen Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.
Soweit Vorteilskonditionen gewährt werden, die vom
Bestehen der Mitgliedschaft zu einer Gewerk�

schaft/Vereinigung abhängig sind, erfolgt ein Datenabgleich
mit dieser Organisation ohne Bekanntgabe der Ver�
sicherungsinhalte.

Die für Ihre Versicherung zuständigeAufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin),
Postfach 1308, 53003 Bonn, Internet: www.bafin.de.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungs�
ombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin.

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Erklärung bis zumAblauf von 30 Tagen nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Bestimmungen und
Informationen zum Vertrag (BIV) ohne Angabe von Gründen
schriftlich widerrufen. Eine Erklärung in Textform (z.B. per
Brief, Fax oder E�Mail) ist ausreichend. Zur Wahrung der

Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: DBV Deutsche
Beamtenversicherung Lebensversicherung, Zweignieder�
lassung der AXA Lebensversicherung AG, Frankfurter Str. 50,
65189 Wiesbaden. Sofern der vorseitig genannte Ver�

sicherungsbeginn vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt,
bin ich damit einverstanden, dass der erste oder einmalige
Beitrag (Einlösungsbeitrag) � abweichend von der
gesetzlichen Regelung � vor Ablauf der Frist fällig d.h.
unverzüglich zu zahlen ist.

Widerrufsbelehrung auf Abschluss eines Versicherungsvertrages
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Tarif VG9/2015 - Monatsbeiträge für je 500 € Sterbegeld - Endalter Beitragszahlung 85 Jahre
Bei Eintrittsalter 15-74 ist die Unfallzusatzversicherung obligatorisch eingeschlossen
Als Eintrittsalter gilt die Differenz zwischen dem Beginnjahr der Versicherung minus dem Geburtsjahr der zu versichernden Person.

Für andere Versicherungssummen ist der Beitrag entsprechend zu multiplizieren (z.B.: Bei einer Versicherungssumme von
3.000,- € = Beitrag x 6, bei einer Versicherungssumme von 5.000,- € = Beitrag x 10).
Die Monatsbeiträge sind versicherungstechnisch mit 7 Nachkommastellen gerechnet. Aus Vereinfachungsgründen sind aber nur
2 Nachkommastellen in der Beitragstabelle ausgewiesen. Deshalb kann es zu Rundungsdifferenzen kommen, die sich allerdings
nur im Cent-Bereich bewegen.

B
itt
e
au
sf
ül
le
n
un
d
zu
rü
ck
se
nd
en

�Bitte hier abtrennen-----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige das BFW der GEW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kre-
ditinstitut an, die vom BFW der GEW auf mein Konto gezogene Lastschrift einzulösen.
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages ver-
langen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Zahlungsempfänger Bildungs- und Förderungswerk der GEW e.V. (BFW der GEW)
Gläubiger Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt
Gläubiger-Identifikationsnummer DE12ZZZ00000013915
Mandatsreferenz wird gesondert mitgeteilt

Zahlungspflichtiger

Vorname Kontoinhaber

Nachname Kontoinhaber

Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ)

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Land

Kreditinstitut

IBAN DE

BIC

Ort, Datum

Unterschrift

Ve
rs
io
n
SE
PA

�0
1.
20
15

Eintritts-
alter

Bruttobeitrag
monatlich

15 0,73 €

16 0,74 €

17 0,76 €

18 0,77 €

19 0,78 €

20 0,80 €

21 0,81 €

22 0,83 €

23 0,84 €

24 0,86 €

25 0,88 €

26 0,90 €

27 0,91 €

28 0,93 €

29 0,95 €

Eintritts-
alter

Bruttobeitrag
monatlich

30 0,98 €

31 1,00 €

32 1,02 €

33 1,05 €

34 1,07 €

35 1,10 €

36 1,13 €

37 1,16 €

38 1,19 €

39 1,22 €

40 1,26 €

41 1,29 €

42 1,33 €

43 1,37 €

44 1,41 €

Eintritts-
alter

Bruttobeitrag
monatlich

45 1,46 €

46 1,50 €

47 1,55 €

48 1,61 €

49 1,66 €

50 1,72 €

51 1,78 €

52 1,85 €

53 1,92 €

54 1,99 €

55 2,07 €

56 2,15 €

57 2,24 €

58 2,34 €

59 2,44 €

Eintritts-
alter

Bruttobeitrag
monatlich

60 2,55 €

61 2,67 €

62 2,79 €

63 2,93 €

64 3,08 €

65 3,24 €

66 3,42 €

67 3,61 €

68 3,83 €

69 4,06 €

70 4,32 €

71 4,61 €

72 4,94 €

73 5,31 €

74 5,73 €

Eintritts-
alter

Bruttobeitrag
monatlich

75 6,17 €

76 6,75 €

77 7,43 €

78 8,27 €

79 9,35 €

80 10,79 €

5866_SEPA-Lastschriftmandat+Tariftabelle VG9-2015 o. Vorwegabzug 15-80_Jan15:Layout 1 10.02.2015 11:36 Seite 1
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Stand 20.05.2014

Übersicht der Dienstleister des AXA Konzerns
gemäß der Einwilligungs- und Schweigepflichtentbindungserklärung

Konzerngesellschaften, die an gemeinsamen Datenverarbeitungsverfahren der Stammdaten teilnehmen:
- AXA ART Versicherung AG
- AXA Bank AG
- AXA Customer Care GmbH
- AXA easy Versicherung AG
- AXA Konzern AG
- AXA Krankenversicherung AG
- AXA Lebensversicherung AG
- AXA Life Europe Ltd. Niederlassung Deutschland
- AXA Schaden Experten GmbH

- AXA Versicherung AG
- DBV Deutsche Beamtenversicherung AG
- Deutsche Ärzteversicherung AG
- Deutsche Ärzte Finanz Beratungs- und Vermittlungs-AG
- INREKA Finanz AG
- Kölner Spezial Beratungs-GmbH für betriebliche Altersversorgung
- Pro bAV Pensionskasse AG
- winExpertisa Gesellschaft zur Förderung beruflicher Vorsorge mbH
- win Health Consulting GmbH

Dienstleister mit Datenverarbeitung als Hauptgegenstand des Auftrags (Einzelbenennung):

Auftraggebende
Gesellschaft

Dienstleister Gegenstand / Zweck
der Beauftragung

Gesundheits-
daten

AXA Konzern AG Antrags-, Vertrags-, Leistungsbearbeitung,
Vermittlerbetreuung

ja

AXA Group Solutions SA Zweigniederlassung Köln Betrieb gruppenweiter IT-Anwendungen nein

AXA Logistic Services GmbH Postbearbeitung, Antrags-, Vertrags-,
Leistungsbearbeitung

ja

AXA Technology Services Germany GmbH und GIE

AXA Tech Belgium

Rechenzentrumsbetreiber ja

AXA Customer Care Center GmbH Telefonischer Kundendienst ja
ARA GmbH Telefonischer Kundendienst nein

AXA Assistance Deutschland GmbH Telefonischer Kundendienst ja

Alle Konzerngesell-
schaften

GDV Dienstleistungs GmbH Datentransfer mit Vermittlern und

Dienstleistern

nein

AXA ART
Versicherung AG

ACS Information Technologies UK Limited Rechenzentrumsbetreiber nein

Medx Leistungsbearbeitung ja
ViaMed Leistungsprüfung, Diseasemanagament ja
ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement ja1

MedicalContact AG Diseasemanagement ja1

Sanvartis GmbH Diseasemanagement ja1

IMB Consult GmbH Medizinische Gutachten ja1

AXA Kranken-
versicherung AG

AXA Kranken Makler GmbH Vermittlerbetreuung ja
AXA Bank Depotverwaltung für Fondspolicen nein
April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja

AXA Lebens-
versicherung AG

Vorsorge Lebensversicherung AG Antrags- und Leistungsbearbeitung ja
AXA Assistance Deutschland GmbH Diseasemanagement, Durchführung KFZ-

Kaskoversicherungen für Kreditkarteninhaber
ja1

ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement ja1

April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja
Versicherungsforen medi-part GmbH Leistungsbearbeitung ja1

Actineo GmbH Anforderung medizinische Gutachten ja1

AXA Versicherung
AG

Inter Partner Assistance S.A. Schutzbriefleistungen nein
AXA Assistance Deutschland GmbH Diseasemanagement ja1

ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement ja1

DBV Deutsche
Beamten-

versicherung AG
Inter Partner Assistance S.A. Schutzbriefleistungen nein

Kategorien von Dienstleistern, bei denen Datenverarbeitung kein Hauptgegenstand des Auftrages ist:

Auftraggebende
Gesellschaft

Dienstleisterkategorie Gegenstand / Zweck
der Beauftragung

Gesundheits-
daten

Adressermittler Adressprüfung nein
Gutachter Antrags-/Leistungs-/Regressprüfung zum Teil1

Assisteure Assistanceleistungen zum Teil1

Marktforschungsunternehmen Marktforschung nein
Marketingagenturen/-provider Marketingaktionen nein
Lettershops/Druckereien Postsendungen/Newsletter (E-Mail) nein

Aktenlager Lagerung von Akten ja
IT-Wartungsdienstleister Wartung von Systemen/Anwendungen ja
Rechtsanwaltskanzleien Forderungseinzug ja

Inkassounternehmen Realisierung titulierter Forderungen nein
Rückversicherer Monitoring ja
Entsorgungsunternehmen Abfallbeseitigung ja

Routenplaner Unterstützung Schadenbearbeitung nein

Heil-/Hilfsmittellieferant Lieferung von Heil- und Hilfsmitteln ja

Alle Konzerngesell-
schaften

Rehabilitationsdienst Rehabilitationsmanagement ja
1 ggf. mit separater
Einwilligung Service-Gesellschaften

Leistungs- und Bestandsbearbeitung im
Massengeschäft nein

Eine aktuelle Version dieser Dienstleisterübersicht ist im Internet unter www.AXA.de/Datenschutz einsehbar.
Hinweis: Steht Ihre besondere persönliche Situation den berechtigten Interessen des Unternehmens an einer Beauftragung entgegen,
können Sie dieser Beauftragung ggf. widersprechen.
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AXA Customer Care Center GmbH Telefonischer Kundendienst ja
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Alle Konzerngesell-
schaften

GDV Dienstleistungs GmbH Datentransfer mit Vermittlern und
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nein

AXA ART
Versicherung AG

ACS Information Technologies UK Limited Rechenzentrumsbetreiber nein

Medx Leistungsbearbeitung ja
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ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement ja1

MedicalContact AG Diseasemanagement ja1

Sanvartis GmbH Diseasemanagement ja1

IMB Consult GmbH Medizinische Gutachten ja1
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April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja
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AXA Assistance Deutschland GmbH Diseasemanagement, Durchführung KFZ-

Kaskoversicherungen für Kreditkarteninhaber
ja1

ROLAND Assistance GmbH Diseasemanagement ja1

April Deutschland AG Bestands- und Leistungsbearbeitung ja
Versicherungsforen medi-part GmbH Leistungsbearbeitung ja1

Actineo GmbH Anforderung medizinische Gutachten ja1

AXA Versicherung
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Inter Partner Assistance S.A. Schutzbriefleistungen nein
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Aktenlager Lagerung von Akten ja
IT-Wartungsdienstleister Wartung von Systemen/Anwendungen ja
Rechtsanwaltskanzleien Forderungseinzug ja

Inkassounternehmen Realisierung titulierter Forderungen nein
Rückversicherer Monitoring ja
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Einwilligung Service-Gesellschaften
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Eine aktuelle Version dieser Dienstleisterübersicht ist im Internet unter www.AXA.de/Datenschutz einsehbar.
Hinweis: Steht Ihre besondere persönliche Situation den berechtigten Interessen des Unternehmens an einer Beauftragung entgegen,
können Sie dieser Beauftragung ggf. widersprechen.
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// Um der wachsenden Nachfrage nach Krippen- 
und Kitaplätzen gerecht zu werden, bedarf es mehr 
pädagogischer Fachkräfte. Um dieses Ziel zu errei-
chen, muss der Beruf durch bessere Bezahlung und 
bessere Arbeitsbedingungen attraktiver gemacht 
worden. //

Fachkraft-Alarm in München: Von 3 150 Stellen in Kitas und 
Horten sind, so berichtet die Süddeutsche Zeitung am 14. Fe-
bruar 2015, 260 unbesetzt. In den nächsten Jahren müssen 
aufgrund des starken Anstiegs der Bevölkerung weitere 8 500 
Krippen- und 6 200 Kitaplätze geschaffen und 24 zusätzliche 
Grundschulen gebaut werden.
München ist kein Einzelfall. Auch in anderen Großstädten wie 
Stuttgart, Hamburg, Frankfurt am Main und Dresden ist die 
Situation ähnlich. „An allen Ecken“, so Jenny Thörner-Klasen 
in der GEW-Kitadokumentation*, „fehlt ständig Personal. Wir 
sollen aber gleichzeitig dem Bildungsauftrag gerecht wer-
den.“ Statt weitere Fachkräfte einzustellen, werden vieler-
orts Öffnungszeiten verkürzt, Gruppen vergrößert und Aus-
flüge gestrichen. Folge der schlechten Arbeitsbedingungen: 
Die Krankheitsquote unter den Erzieherinnen und Erziehern 
nimmt zu. Ersatz ist nicht in Sicht.
Seit dem Beschluss des Deutschen Bundestages von 2008, ab 
dem 1. August 2013 jedem Kind ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr einen Betreuungsplatz zu garantieren, entstanden 
330 000 neue Plätze, 90 000 Erzieherinnen und Erzieher sind 
zusätzlich eingestellt worden.
Gelungen ist dies nur, weil man zum einen die Ausbildungs-
kapazitäten von 18 000 Absolventinnen und Absolventen im 
Jahr 2006 auf 28 000 im Jahr 2014 erhöht hat. Zum anderen 
konnte ein beachtlicher Anteil benötigter Fachkräfte durch 
entsprechend qualifiziertes Fachpersonal abgedeckt werden, 
das zuvor entweder einer anderen Beschäftigung nachgegan-
gen ist oder arbeitslos war. Nach einer Studie des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) vom Dezember 
2014 ist diese Arbeitsmarktreserve allerdings aufgebraucht.

Arbeitsmarkt Kita expandiert
Auch wenn durch den erkennbaren demografischen Wandel 
die Geburtenzahlen rückläufig sind, steigt die Nachfrage nach 
Betreuungsangeboten, insbesondere im U3-Bereich, weiter 
an. Und die Expansion des Arbeitsmarkts Kita ist noch längst 
nicht zu Ende. Deshalb bleibt es die zentrale Herausforderung 
für Bund und Kommunen, neue Fachkräfte zu gewinnen. In 
den Jahren 2014 bis 2025 werden knapp 200 000 Beschäftigte 
die Kita verlassen: 118 000 Erzieherinnen aus Altersgründen, 
24 500 krankheitsbedingt und 55 500 Fachkräfte aus anderen 
Gründen.** Diese Stellen sind 1:1 wiederzubesetzen. Darüber 
hinaus ist es dringend erforderlich, den Personalschlüssel 
(Fachkraft-Kind-Relation) zu verbessern. Nach Berechnungen 
der Bertelsmann Stiftung gibt es einen zusätzlichen Personal-
bedarf von bis zu 120 000 pädagogischen Fachkräften.*** Bis 

zum Jahr 2025 müssen also rund 310 000 sozialpädagogische 
Fachkräfte für den Beruf angeworben und ausgebildet werden. 
Nach Prognosen der Kultusministerkonferenz (KMK) soll die 
Zahl der Schulabgängerinnen und -abgänger mit Realschulab-
schluss oder Abitur von 650 000 im Jahr 2015 auf 570 000 im 
Jahr 2025 zurückgehen. Zugleich wird der Personalbedarf im 
Kita-Bereich größer werden. Der Anteil derjenigen, die eine 
Ausbildung als Kinderpflegerin oder Erzieherin absolvieren, 
müsste sich von 4,67 Prozent auf 5,34 Prozent eines Jahr-
gangs, also um rund 0,7 Prozent erhöhen. Dieses Ziel kann 
nur erreicht werden, wenn man Erzieherinnen und Erzieher 
endlich besser bezahlt und es mehr Möglichkeiten des beruf-
lichen Aufstiegs gibt.

Bernhard Eibeck, 
Referent im GEW-Organisationsbereich Jugendhilfe und Sozialarbeit

*E&W extra Sozial- und Erziehungsdienst. Die Broschüre steht 
als PDF-Datei zum Download zur Verfügung: gew.de/Binaries/
Binary121015/EW_Extra_01_2015_web.pdf und kann kosten-
frei bestellt werden unter broschueren@gew.de.
**Siehe: Matthias Schilling: Fachkräftebedarf und Fachkräfte-
deckung der Kindertagesbetreuung 2014 bis 2025.  
In: Hanssen/König/Nürnberg/Rauschenbach: Arbeitsplatz 
Kita. Analysen zum Fachkräftebarometer Frühe Bildung 2014, 
München 2014
***Gemäß der von der Bertelsmann Stiftung zugrunde  
gelegten Personalrelation Krippe 1:3, Kita drei Jahre bis  
Schuleintritt 1:7,5

„An allen Ecken fehlt Personal“

Kita-Alltag im Münchner Kinderhaus Felicitas-Füss-Straße: Kinder brauchen Auf-
merksamkeit, Zuwendung und Zeit – das ist nicht zu schaffen, wenn in der bayeri-
schen Landeshauptstadt und anderen Metropolen Stellen nicht besetzt werden.
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// Der Schulpersonalrat hat zum Schuljahresbeginn 
Anspruch auf Einsicht in den aktuellen Stellenplan 
einer Schule. Weder der Datenschutz noch das Per-
sönlichkeitsrecht der Beschäftigten würden dadurch  
beeinträchtigt, hat das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Nordrhein-Westfalen (NRW) entschieden. //

Das OVG NRW hat einen Dienststellenleiter dazu verpflichtet, 
dem Schulpersonalrat eine aktuelle Stellenübersicht auszu-
händigen. Der Vorgesetzte muss dem Gremium nun für jedes 
Schuljahr eine Liste mit Namen, Fächern und Stundenzahl der 
Grundschullehrerinnen und -lehrer im Dienststellenbereich 
übermitteln. So urteilte das OVG per einstweiliger Verfügung 
auf Antrag des Personalrates für die Lehrkräfte an Grundschu-
len in NRW. Das Gericht sah den Anspruch des Antragstellers 
als im Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG NRW, Paragraf 
65, Absatz 1) begründet an. Dieses verpflichte den Dienstherrn, 
den Personalrat rechtzeitig und umfassend zu unterrichten 
und ihm die notwendigen Unterlagen vorzulegen, damit er 
seine Aufgaben wahrnehmen kann. Nach Auffassung des OVG 
benötigt der Personalrat, jeweils fortgeschrieben zu Beginn ei-
nes Schuljahres, eine Liste der Stellen an den Schulen im Bezirk 
seiner Dienststelle. „Erst mittels einer solchen Stellenübersicht 
wird dem Antragsteller überhaupt bekannt, welche Lehrkräfte 
er zu vertreten hat, an welchen Schulen diese eingesetzt sind, 
welche Fächer diese unterrichten und in welchem Umfang die-
se tätig sind“, erklärte das Gericht. Erst dann sei die Beschäftig-
tenvertretung in der Lage, ihre Mitbestimmungsrechte bei ein-
zelnen Personalentscheidungen wahrzunehmen. Nur wenn der 
Personalrat diese Informationen „ständig zur Verfügung hat“, 
könne er überprüfen, ob Vorschläge des Dienststellenleiters 
beispielsweise andere Beschäftigte benachteiligen. Das Gremi-
um benötige diese Kenntnisse auch, um einen Initiativantrag 
für einzelne Personalmaßnahmen stellen zu können. „Ohne 
diese Informationen ist eine sachgerechte Wahrnehmung der 

Interessen der Beschäftigten nicht möglich“, befand das OVG.  
Der Stellenplan, der dem klagenden Personalrat vorlag, war 
so veraltet, dass er nach dessen Worten „nicht mehr einsetz-
bar“ war. Dem Gericht erschien das Argument plausibel: Bei 
230 Grundschullehrkräften liege es auf der Hand, dass sich die 
personelle Situation im Lauf der Zeit verändere. Das Gericht 
hielt „die vom Antragsteller begehrten Informationen für des-
sen Aufgabenwahrnehmung von derart grundlegender Bedeu-
tung“, dass es urteilte: „Der Erlass der einstweiligen Verfügung 
ist zur Abwendung wesentlicher Nachteile für den Antragstel-
ler nötig.“ Nach Ansicht der Richter hätte es „unzumutbare Fol-
gen“ gehabt, erst eine Entscheidung im Hauptsacheverfahren 
abzuwarten. Der Dienststellenleiter bezog sich vor Gericht auf 
die Bestimmungen zu Personaldaten im LPVG. Danach dürften 
Personaldaten über Beschäftigte nur mit deren Zustimmung 
eingesehen werden – und nur von Mitgliedern des Personal-
rats, die der Betroffene zuvor dazu autorisiert hat. Nach Auffas-
sung des OVG sind Übersichten über die Stellenlage einer Schu-
le von diesen Bestimmungen ausgenommen. Es gehe nicht 
darum, dass persönliche Daten einzelner Beschäftigter gesam-
melt werden, stellte das Gericht klar. Informationen würden 
vielmehr sachbezogen für die Mehrzahl der Lehrkräfte zusam-
mengefasst. Bedenken mit Blick auf den Datenschutz hatte das 
Gericht nicht. Die Stellen-Informationen würden nicht an Dritte 
übermittelt, sondern blieben innerhalb der verantwortlichen 
Dienststelle – zu dieser gehöre der Personalrat. Da die Daten 
wenig sensibel und der Bezug zum Persönlichkeitsrecht gering 
seien, werde das Grundrecht Betroffener auf informationelle 
Selbstbestimmung nicht beeinträchtigt.

Barbara Haas, 
freie Journalistin

OVG NRW vom 1. Juli 2014 – 20 B 400/14.PVL

Anspruch auf Information
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// Vom 14. bis zum 17. Mai findet das 17. MaiMeeting 
der GEW statt – diesmal in den oberbayerischen 
Voralpen. //

Das MaiMeeting ist die zentrale Bildungstagung der GEW für 
Mitglieder – und ganz besonders für Funktionärinnen und 
Funktionäre. Gerade der Austausch über Landesverbände, 
Berufsfelder und GEW-Organisationsbereiche hinweg wird 
von den Kolleginnen und Kollegen sehr geschätzt. Neben an-
spruchsvollen Workshops mit versierten Trainerinnen und 
Trainern gibt es viele kulturelle Highlights sowie interessan-
te politische Abendveranstaltungen. Das Treffen findet im  
ver.di-Bildungszentrum Haus Brannenburg am Fuße des 
Wendelsteinmassivs statt.
Sechs Workshops stehen zur Auswahl:
• �In Bewegung kommen – ein theaterpädagogischer Workshop 
• �Aufklärung und Ideologiekritik heute – neue Anforderungen 

und alte Grenzen
• �Geschichte der Arbeiterbewegung
• �Jugendkulturen zwischen Islam und Islamismus. Zum Umgang 

mit Fragen von Religion und Identität in der Präventionsarbeit

• �Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz – wie geht das?
• �Grundlagen kritischer Bildungsarbeit
Der GEW-Hauptvorstand freut sich auf rege Teilnahme! 
Anmeldeschluss ist der 19. April.

Stefan Pfaff, 
Referent für gewerkschaftliche und innerbetriebliche Weiterbildung

Weitere Informationen zu Programm, Anmeldung und den 
Teilnahmebedingungen unter: 
www.gew.de/ 
Maimeeting_2015.html
Kontakt: Nicole Lund,  
GEW-Hauptvorstand,  
Reifenberger Straße 21, 
60489 Frankfurt/Main,  
Tel. 069/78973-209, 
Fax: 069/78973-102,  
E-Mail:  
nicole.lund@gew.de

MaiMeeting der GEW

Die Bildungsstätte: ver.di-Bildungs
zentrum Haus Brannenburg
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„Unprofessionelle Darstellung“
(E&W 11/2014, Seite 24 f.: „Schlimmste 
Zeit“)
Als Leiterin eines Studienseminars für 
die Lehrämter an Grund-, Haupt- und 
Realschulen in Niedersachsen und lang-
jähriges GEW-Mitglied bin ich über den 
Bericht „Schlimmste Zeit“ verärgert. 
Ich stelle keineswegs in Abrede, dass die 
Lehrerbildung in beiden Phasen drin-
gend einer grundlegenden Reform be-
darf. Da ist das niedersächsische Projekt 
„GHR 300“ (Ver-
zahnung der ers-
ten und zweiten 
Phase; ein Praxis-
semester wäh-
rend des Master-
studiums, betreut 
durch Teams aus 
Uni und Studien
seminar) nur ein erster Schritt. Scharf 
kritisieren muss ich Ihre unprofessionel-
le, weil undifferenzierte und unpräzise 
Darstellung. Der Artikel inklusive der 
reißerischen Überschrift legt nahe, für 
den Vorbereitungsdienst in der ganzen 
Republik zu stehen und basiert doch 
schwerpunktmäßig nur auf der dürftigen 
und kaum repräsentativen saarländi-
schen Umfrage von 2012. Zwischen den 
verschiedenen Lehrämtern wird im Arti-
kel nicht unterschieden, die Zusammen-
fassungen sind grob und in der Aussage 
schwammig. Dass die Thüringer Umfrage 
von 2014 mit Blick auf die Ausbildung in 
der zweiten Phase zu wesentlich positi-
veren Ergebnissen kommt, verschweigt 
Ihr Artikel weitgehend! Man kann die 
Ergebnisse auf der Homepage der Thü-
ringer GEW nachlesen und staunt nach 
Lektüre Ihres Artikels, welche Qualitäten 
der Ausbildung in der zweiten Phase zu-
gesprochen werden. Da hätten die Kolle-
ginnen und Kollegen aus Thüringen mehr 
Anerkennung verdient als ihnen in Ihrem 
Artikel zukommt.
Festzustellen ist: Die gesamte Lehrerbil-
dung gehört auf den Prüfstand. Dafür 
muss sehr differenziert nach Anforderun-
gen, Ursachen und Wirkungen geschaut 
werden. Stimmungsmache hilft nicht. Sie 
haben sich aus Sensationshascherei für 
die Überschrift „Schlimmste Zeit“ ent-
schieden, auch um bei jungen Mitglie-
dern zu punkten und sich anzubiedern.
Annette Grunert, per E-Mail

„An‘s Herz und in‘s Gehirn“ 
(E&W 12/2014, Seite 8: Karikatur)
Zu schade! So eine schöne Karikatur, und 
ich als Sprachliebhaberin stolpere – wie 
schon öfter – über sprachliche Fehler, 
also in der Schriftsprache – oder habe ich 
die Reform der Reform der Reform der 
Reform verpasst?! Alle versuchen, sooo 
korrekt zu sein, vielleicht gerade in einer 
LEHRERInnenzeitschrift – oder kreativ? – 
und setzen mehr Apostrophs als nötig, 
hier: “… auf‘s Gymnasium“. Ich habe da 
noch andere Vorschläge: hinter‘s Zim-
mer, in‘s Klo, zu‘m Schulleiter, um‘s Le-
ben kommen, Jungen‘s, die Kino‘s … Das 
alles geht mir so an‘s Herz und in‘s Ge-
hirn, dass es mir um‘s Leb‘n lieb wäre, es 
hätte keine Reform‘n gegeb‘n! 
Dorothea Bähr, Hannover

Realschulen nicht ausblenden
(E&W 12/2014, Seite 30 f.: „Länderserie 
Inklusion: Nordrhein-Westfalen“)
Ich komme gerade von der Personalver-
sammlung der Realschulen RP Köln. Die 
Stimmung war angespannt bis explo-
siv. Die Einführung der Sekundarschule  
und die Umset-
zung der Inklusi-
on haben in den 
Realschulen ihre 
Spuren hinterlas-
sen. 
Leider vermisse 
ich, dass sich mei-
ne Gewerkschaft 
auch für die Belange der Realschul-
lehrkräfte einsetzt. So finde ich weder 
in der Zeitschrift „NDS“ noch in „E&W“ 
Artikel, die auf die Probleme und Be-
lastungen am Arbeitsplatz Realschule 
hinweisen.
Die Lehrkräfte an Realschulen – gemein-
sam mit denen an Hauptschulen – haben 
mit 28 Stunden die höchste Wochen-
stundenzahl aller Schulformen in der 
Sek. I. Ebenfalls werden die Realschulen 
in der Schüler-Lehrer-Relation deutlich 
gegenüber den anderen Schulformen 
benachteiligt.
Immer mehr Realschulen arbeiten mitt-
lerweile inklusiv. Doch weder die Schu-
len – es fehlt an räumlicher und säch-
licher Ausstattung, zudem haben die 
Realschulen keine geeignete Schularchi-
tektur für gelingende Inklusion – noch 
die Realschullehrkräfte sind auf die Um-

setzung der Inklusion hinreichend vorbe-
reitet worden. Das hat zu einer immer 
größeren Überbelastung der Pädagogin-
nen und Pädagogen geführt.
Liebe GEW, bitte kämpfe auch für mich, 
damit ich nicht eines Tages frustriert und 
resigniert aus der GEW austreten muss.
Rolf Haßelkus, per E-Mail

Mehr Lehrkräfte für Zirkuskinder
(E&W 2/2015, Seite 26 ff.: „Manege frei 
fürs Schulmobil“)
Mir fiel ein Stein vom Herzen, als ich den 
Artikel über die Beschulung der Zirkus-
kinder las; dieses Thema habe ich immer 
in der E&W vermisst. In die Welt der Be-
ruflich Reisenden führte mein Weg als 
Lehrerin, als ich wegen Mobbing und De-
pressionen aus dem Schulamtsbereich 
Cottbus flüchtete, in die freie, ungewisse 
Welt einer mitreisenden Privatlehrerin, 
finanziellen Wohlstand tauschte ich ge-
gen Gesundheit, Bestätigung und Aner-
kennung. Nicht einen Tag bin ich seither 
wegen Krankheit ausgefallen. Sehr viele 
Schausteller- und Zirkuskinder habe ich 
ein Stück auf ihrem Lebensweg beglei-
tet, war Ansprechpartnerin und Vertrau-
te in ihrer hektischen, fordernden Welt. 
Fest steht: Der Bedarf an Lehrkräften 
für Zirkuskinder steigt, da immer mehr 
reisende Eltern bereit sind, Geld in die 
Zukunft ihrer Kinder zu investieren. Für 
rüstig gebliebene Pädagoginnen und 
Pädagogen im Ruhestand, die nicht auf 
höhere Bezüge angewiesen sind, böte 
sich hier ein lohnendes, Freude ma-
chendes Betätigungsfeld.
Monika Berger (per E-Mail)

„Inklusion auf bayerisch“
(E&W 2/2015, Seite 30 f.: „Die Crux von 
München“)
Als ehrenamtlicher Mitarbeiter in et-
lichen Arbeitskreisen und Inklusions-
vereinen widerspreche ich energisch 
dieser Darstellung der „Inklusion auf 
bayerisch“. Statt der behaupteten er-
höhten Inklusionsquote an den Regel-
schulen erleben wir eine konstante 
Exklusionsquote: Die Förderschulen 
sind voll und ihre Schülerzahlen steigen 
sogar noch relativ zu den Jahrgängen.  
Die Zunahme neu inkludierter Schüle-
rinnen und Schüler ist darauf zurück-

... für ein besseres
ErzieherInnen

verdienen mehr

Die GEW-Kampagne auf der Website: www.gew.de/EGO
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Unterrichtsmaterialien-Shop.de

Ihr Shop für klassische
und kreative Lehrunterlagen

Saygi_45x15.indd   1 06.05.2014   17:06:06

Die Wollmarshöhe

Akutfachkrankenhaus für 
psychosomatische Medizin

www.wollmarshoehe.de

Kurzzeittherapie bei Burn-out
und Stressfolgeerkrankungen

Für Privatversicherte, Beihilfe -
 be rechtigte, Selbstzahler

Stationär, teilstationär, ambulant

Therapeutisch-ganzheitliches
Konzept - moderne Diagnostik
und Therapieplanung

Neurologische und psycho -
kardio logische Abklärung

Zeitgemäße Einrichtung und 
Ausstattung, schönes Ambiente,
nähe Bodensee (Bodnegg)

Gerne senden wir Ihnen 
unser Exposé.

info@klinik-wollmarshoehe.de

Information / Auskunft: 
07520 927-0

Klinik 
Wollmarshöhe

GEW_Kleinanzeige 2014_GEW-print  07.      

Ihre Anzeige in der E&W Erziehung und Wissenschaft
rufen Sie uns an: 0201 843 00 - 31 oder gehen Sie auf

www.erziehungundwissenschaft.de

HERMEDIA Verlag
Postfach 44
93337 Riedenburg
F: 09442/92209-66

Tel.: 09442 / 922 090 Besuchen Sie uns: www.timetex.de

System-Schulplaner 2015/16
• Formate A4 + A5 + A6
• Flexible Formblätter für Schüler-Notenverwaltung
• bis 12 Klassen à 6 Seiten
• Tagesplan bis 11 Unterrichtsstunden
• Jahrespläne für 15/16 u. 16/17, Stundenpläne,
  Vertretungsübersicht etc.
• Einstecktasche für lose Blätter
• Insgesamt 198 Seiten Ab 5,95 €

System-Schulplaner_Anzeige.indd   1 26.01.2015   11:17:26

www.schulorganisation.com

Elterngespräche

Klasse: ___________________________

Schuljahr 20 _____ /_____

Nr. 9095-1230 · F & L Schulorganisation · 59269 Beckum

Elterngespräche
Durchschreibesätze

Die vorliegenden Formblätter erleichtern die Dokumentation der Elterngespräche. 

Diese liegen als Durchschreibesatz vor. So kann die gewünschte Nachhaltigkeit erzielt

werden. Das Original verbleibt in der Schule, die Durchschrift kann ausgehändigt werden. 

Fachlehrerinnen und Fachlehrer sind gebeten, das Protokoll der Klassenleitung 
zugänglich zu machen. 

Hinweis: 
Bevor ein Protokoll erstellt wird, entnehmen Sie bitte einen Formularsatz (2 Blätter) oder

klappen Sie den Umschlag als Durchschreibschutz ein.

F&L Schulorganisation GmbH & Co. KG  ·  Neubeckumer Straße 39  ·  59269 Beckum  ·  Telefon 02521/29905-10  ·  Telefax 02521/29905-50

verkauf@schulorganisation.com  ·  www.schulorganisation.com

Verlagsentwurf  ·  Nachdruck und Wiedergabe jeglicher Art nicht erlaubt  ·  Auflage 08.2014

Elterngespräche Durchschreibesätze  ·  Bestell-Nr. 9095-1232

Schul-Organisation
Elterngespräche 
besser dokumentiert
entweder klassenweise im Heft 
oder im Einzelprotokoll 
mit Durchschrift. 

Bei uns 
erhältlich!

www.schulorganisation.com

Seminarunternehmen
zu verkaufen!

Aufträge im Rhein-/ Ruhrgebiet
Infos unter:

unt.nachfolge@gmx.de

76322_2015_04_Orlowski.indd   1 10.03.2015   11:22:47

Geschenke | Schmuck
Naturkosmetik

Neben Lavera Naturkosmetik 
auch Bio-Pflegeprodukte auf Ba-
sis von Sanddorn, Molke und Ho-
nig, sowie Spezialprodukte, die 
bei Neurodermitis und Problem-
haut angewendet werden. Ver-
schiedene Schmuck-Kollektionen 
mit unterschiedlichem Anspruch.

Besonders interessant: Schmuck 
mit magnetischer Energie.

www.dreiineins.de

71374_2015_04_3in1.indd   1 11.03.2015   12:02:45

EuW_Umbruch_2015_04_S45.indd   45 11.03.2015   12:05:16

// Liebe Kolleginnen und Kollegen, schlaglichtartig 
spiegeln wir in der E&W Diskussionen aus unseren 
Internet-Kanälen wider. Diesmal veröffentlichen  
wir Kommentare zu unserem Kita-Film, mit dem 
wir auf Facebook weit über eine Million Menschen 
erreicht haben. Der Film hat eine rege Debatte mit 
mehr als 1 000 Kommentaren ausgelöst. //

Vik Pippi Tualia: Um einfach mal klarzustellen: Wir sind keine 
„Kindergärtner“, sondern Pädagogen! Sehr toller Film!
Moritz Kaufmann: Ein gutes Video mit einer eindeutigen 
Message. Als Erzieher kann ich das nur so unterschreiben und 
hoffe, dass in Zukunft deutlich mehr in der Öffentlichkeit über 
das Thema debattiert wird!
Scho Si: Ich finde gut, was der Film sagen möchte. Doch mei-
ner Meinung nach sollte dringend ein echtes Bild vermittelt 
werden und das sieht so aus: viele Kinder, wenige Erzieherin-
nen und Erzieher, Überstunden, Überarbeitung bis hin zum 
Burnout und dazu eine geringe Bezahlung. Ein Film, in dem 
genau das gezeigt wird, wäre absolut authentisch.
Christian Petermann: Die Aufwertung der Eingruppierung bei 
den Erziehungsberufen ist überfällig. Ich wünsche der GEW 
viel Erfolg bei den Verhandlungen!

Britta Schleimer: Ich bin Kinderpflegerin auf 30 Stunden pro 
Woche in einer Gruppe zusammen mit einer Kollegin, die 
19,5 Stunden pro Woche da ist. Wir „teilen“ uns die Gruppen-
leitung. Ich leiste im Kindergarten genau dasselbe wie eine 
vollwertig ausgebildete Erzieherin, verdiene aber um Einiges 
weniger, da ich nur in der Entgeltgruppe S3 eingruppiert bin. 
Mit welchem Recht? Es sollte darüber nachgedacht werden, 
ob diese Eingruppierungen noch dem Standard der Zeit ent-
sprechen. Ich denke, da rede ich für viele Mitkollegen.
Kilian Hohl: Ich kann nur an alle, die hier kommentiert haben, 
appellieren: Wehrt euch, macht auf die Missstände aufmerk-
sam! Egal ob Kinderpflegerin, Sozialpädagoge oder Erzieherin!

Unter  oder 
https://www.facebook.com/video.php?v=10153124750971303 
können Sie die Debatte weiter verfolgen und mitdiskutieren!

Social Media
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zuführen, dass v. a. die Schulen mit 
Inklusionsprofil sonderpädagogischen 
Bedarf generieren müssen, um zusätzli-
che personelle Ressourcen zu erhalten. 
Es handelt sich größtenteils um Kinder, 
die vor Jahren noch ohne festgestell-
ten Förderbedarf in den Klassen saßen  
(s. Hans Wocken, Inklusion im Nebel,  
Online-Magazin-Auswege, Januar 2015).  
Noch schlechter bestellt ist es im Ele-
mentarbereich, in dem Bayern mit über 
40 Prozent die niedrigste Inklusionsquo-
te aller Bundesländer aufweist. Fazit: 
Der Freistaat redet inklusiv, handelt aber 
nach wie vor exklusiv.
Günther Schedel-Gschwendtner (per E-Mail)

AD(H)S: Ignoranz gegenüber 
Betroffenen
„Nur vorne in der ersten Reihe tanzt ein 
Junge mit großer, dunkler Brille etwas 
aus der Reihe. Lange steht er verträumt 
neben seinem Tisch, guckt in der Klasse 
herum, flüstert mal mit der Lehrerin oder 
anderen Schülern. Für seine Lösungen 
braucht er länger als andere. Er ist eins 
von drei Inklusionskindern in der Klasse, 
er hat ADHS, doch er gehört dazu.“
Diese AD(H)S-Diagnose beinhaltet kein 
Anrecht auf sonderpädagogische För-
derung, wie es das Zitat suggeriert. 
Das Thema ist leider von Ignoranz ge-
genüber Betroffenen und deren Eltern 
beherrscht. Wenn man, wie die Wissen-
schaft, davon ausgeht, dass vier bis sie-
ben Prozent aller Kinder AD(H)S haben, 
wird deutlich, wie viel Potenzial nicht 
entfaltet, wie viel Unglück von Mädchen 
und Jungen in Kauf genommen wird. 
Ganz zu schweigen von den großen Be-
lastungen, denen die Familien mit ADHS-
Kindern ausgesetzt sind, nur weil Schu-
len sich nicht systematisch und fachlich 
mit dem Thema auseinandersetzen 
sowie betroffe-
nen Kindern und 
Jugendlichen die 
notwendige Un-
terstützung und 
das entsprechen-
de Verständnis 
nicht zukommen 
lassen. Wie oft 
höre ich Begriffe wie „Modediagnose“ 
oder Sätze wie „die Eltern setzen dem 

Kind zuhause bestimmt keine Grenzen“, 
„das Kind ist eben ein wenig verpeilt“. 
Wenn ein Kind dann eine entsprechende 
Diagnose erhält und mit Medikamenten 
in die Lage versetzt wird, in der Schule 
zu „funktionieren“, wie es Lehrkräfte 
erwarten, heißt es „die Eltern setzen ihr 
Kind unter Drogen“.
Dietmar Fliß-Falinski, Ascheberg (AD(H)S – 
Beratungslehrer einer Grundschule)

Fachlich fundierte Informationen zum 
Thema AD(H)S finden Interessierte auf der 
Internetseite www.adhs-deutschland.de

Auf dem Rücken der Frauen
(E&W 2/2015, Seite 36 f.: „Aufstieg 
durch Bildung“)
Von unserem Freund Said in Algerien 
weiß ich, dass die farbenfrohen Gewän-
der und Kopfbedeckungen der Frauen 
seit einigen Jahren tristen schwarzen 
Ganzkörperbekleidungen Platz machen 
müssen. Wahabitische Gemeinden 
in Saudi-Arabien unterstützen diese 
„gottgefällige“ Bekleidung finanziell. 
Die seit Jahren auch bei uns zunehmen-
de Verschleierung der Frauen – teils in 
massivem Schwarz –, die nur ein kleines 
Gesichtsoval freilässt, sollte uns liberal-
toleranten Europäerinnen und Europä-
ern zu denken geben.
Welche gesellschaftlichen Kräfte haben 
ein Interesse an einer Konfrontation 
großer Religionen? Warum wird der 
Kampf auf dem Rücken der weiblichen 
Bevölkerung ausgetragen? Und: Ist der 
vermeintliche Pascha, der Ehemann, 
nicht weit mehr als die Frau Leidtragen-
der der religiösen Forderungen? Denn 
welcher Mann möchte nicht mit seiner 
Frau glänzen! Mit der „Einheitsmaus“ 
ist so etwas nicht zu bewerkstelligen. 
Dieter Schneyinck, Freiburg

Widerspruch
(E&W 3/2015, Seite 45: Leserbrief 
„Trans*geschlechtliches Leben“)
Der Leserbrief von Frau Ramelow kann 
nicht unwidersprochen bleiben. 
Wäre in den Jahren, bevor ich es tat, 
eine „dicke und hässliche“ Transfrau 
an die E&W herangetreten, wäre sicher 
auch über sie berichtet worden – und 
dann wäre bestimmt kritisiert worden, 
dass sich eine solche Zuschreibung für 
eine Veröffentlichung nicht gehöre.

Doch es ging in dem Artikel um mich. 
Und da ich viel Sport treibe, mich ge-
sund ernähre und 
mich zu kleiden 
weiß, berichtete 
die Journalistin, 
was sie sah. Das 
ist doch bitte kein 
„Transportieren 
von antiquierten 
Stereotypen“.
Ja, ich bin eine Femme. Eine Frau, die 
Femininität lebt und kultiviert. Ich mag 
schöne Kleidung, dezentes Make-up, 
meine weibliche Stimme und vieles 
mehr. Im Gegensatz zu der verletzen-
den Unterstellung Frau Ramelows spie-
le ich jedoch keine „Rolle“ und bediene 
auch keine „Klischees“, sondern bin 
heute endlich ich selbst. 
Die moderne Gender-Forschung belegt, 
dass es eine Fülle weiblicher Lebensent-
würfe gibt. Statt „Femme-Bashing“ zu 
betreiben, ist es Aufgabe des modernen 
Feminismus, alle Formen weiblichen Le-
bens zu bestärken und vom Vorwurf der 
Künstlichkeit, der Unterwürfigkeit und 
mangelnder Authentizität zu befreien.
Jede Facette weiblichen Lebens ist da-
mit zu vereinbaren, Feministin zu sein. 
Ich vermittle Schülerinnen auch, dass 
Mathematik und Naturwissenschaften 
sehr wohl Themen für Frauen sind. Ich 
spreche die vielen subtilen Formen 
männlicher Dominanz und Misogynie 
(Anm. d. Red.: Frauenfeindlichkeit) an 
und gehe dagegen vor. Ich habe hun-
derten Menschen gezeigt, dass Frauen 
auch in einer Männerdomäne wie dem 
Tandem-Fallschirmsport ihre Pilotin 
stehen und vieles andere mehr.
Ich lebe endlich das Leben, von dem ich 
immer geträumt habe. Was daran für 
die Emanzipation „kontraproduktiv“ ist, 
kann ich nicht nachvollziehen.
Hannah K. (per E-Mail)

E&W-Briefkasten
Postanschrift der Redaktion: 
Gewerkschaft Erziehung  
und Wissenschaft, 
Postfach 900409, 60444 Frankfurt a. M, 
E-Mail: renate.koerner@gew.de
Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen. Anonym zugesandte 
Leserbriefe werden nicht veröffentlicht.
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Afrika - Safari
Erlebnisreise mit

Expeditionscharakter und
Komfort in Kleingruppen,

individuelle Gestaltung.

Tansania / Sambia / Malawi
Deutsch-Afrikanisches Familienunternehmen
www.musandi-safariclub.de

Safari-Club.indd   1 23.02.2015   18:07:05

Tel 0039 / 0547 / 672727 . Fax / 672767
Via Bartolini 12 . 47042 Cesenatico/Italia

www.real-tours.de
24 h online buchen . info@real-tours.de

SCHULFAHRTEN 2015
Busfahrten à nach Cesenatico mit Ausflügen ab Euro 240,- HP

Busfahrten
à zur Toskana-Küste, à zum Gardasee, à nach Rom, à nach Sorrent, 
à nach Südtirol, à nach Spanien, à nach Griechenland, à nach Prag, 
à nach Paris, à nach London, à nach Berlin, à nach München.

Pakete für Fahrten bei eigener Anreise z. B. per Flugzeug. Bitte fragen 
Sie nach unserem Katalog 2015.

Weitere Informationen auch bei:
R. Peverada  .  Im Steinach 30  .  87561 Oberstdorf

Tel 08322 / 800 222  .  Fax 08322 / 800 223

75513_2014_10_Real-Tours.indd   1 10.09.2014   12:55:11

Behutsam die Welt entdecken

A m e r i k A  ·  A s i e n  ·  A u s t r A l i e n

Alternativ-Tours
Tel. (030) 21 23 41 90

Otto-Suhr-Allee 59
10585 Berlin

✓ Fernreisen weltweit
✓ Studien- und  

Begegnungsreisen
✓ preiswerte Flugtickets 

für Schüleraustausch

www.Alternativ-Tours.de

Klassenfahrten London

mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

london@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

www.travelxsite.de
030-21805214

• Berlin – Stadtführungen
• Schülertouren mit dem Rad,  
   zu Fuß, im Bus

Super-Auswahl an Zielen in ganz Europa – zum Beispiel:

Toscana, 8 Tage, Halbpension, Ausflüge ... ab EUR 235,-

Spanien, 8 Tage, Halbpension, Ausflüge ... ab EUR 220,-

Oder Österreich…Holland…Frankreich…Kroatien…Deutschland

Städtereisen: Berlin, München, Hamburg, Köln, Dresden, Weimar, Freiburg

Amsterdam, Brüssel, Paris, London, Straßburg, Wien, Krakau, Rom, Prag... 

KLASSE REISEN GmbH • www.klasse-reisen.com • mail@klasse-reisen.com

Tel. 030/3030836

Günstige Flugreisen in viele europäische Metropolen...W

2

Anzeige Klasse Reisen_Layout 1  23.10.13  17:13  Seite 1

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

versailles@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu
Klassenfahrten
und Individualreisen
mit dem KanuLAHN

    LOIRE
        MECKLENBURG
              MASUREN

T 02408 / 31 96   0172 / 242 20 80
www.meso-reisen.de

55772_2013_11_Meso.indd   1 08.10.2013   13:57:30

SAMOS - GRIECHENLAND
Familie Taleporou verwöhnt Sie!

8 DZ, ruhige Lage, Nichtraucherhaus,
exzellenter Service u. super Frühstück!

www.pension-ermioni-samos.de

KLASSENFAHRTEN SEGEL- und SURFKURSE
 1 Woche (5 Tg.) Kurs + Vollpension € 169,-
 1 Woche (5 Tg.) Kurs + Übernachtung € 129,-
 Je 12 Personen - 1 Begleiter frei

Ostwind Segelsport GmbH
Am Brackstock
24321 Hohwacht / Ostsee
T 04381 / 9051-0, Fax -10
info@ostwind.com

www.ostwind.com
anerkannt vom DSV, anerkannt vom DMYV, Mitglied im VDS

03.10.-30.04.:

5 Tage Übernachtung/

Vollpension € 79,-

20102_2013_09_Ostwind.indd   1 06.08.2013   15:00:28

ITALIEN: LIGURIEN UND TOSKANA

wunderschöne Ferienhäuser / -whg privater

Vermieter, mit Gärten, ruhig, nicht weit vom

Meer, mittelalterliche Dörfer, herrliche Natur...

Tel.: 089 / 33 37 84, www.litos.de

Insel Rügen: 4-Sterne-Ferienwohnun-
gen für 2-4 Pers., mit Balkon, 2 Schlaf-
zimmer, exklusive Ausstattung, ruhig, 
sonnig, Natur pur, Tel. 038301 60289

www.alte-tischlerei-putbus.de

76062_2015_03_Jens.indd   1 12.02.2015   14:50:26

Infos: 040 / 280 95 90  www.agaria.de  prag@agaria.deia.de

Prag? Nur mit uns!
Geprüft: Alles, was wir anbieten, 
testen wir vorher selbst.

Ihre Reiseleiter in PARIS für Klassenfahrten und Gruppenreisen

Tel.: +33 6 52 22 30 30
www.vinculum-mundi.com

erfahren
agenturunabhängig
preisgünstig

Stadtrundfahrten
Ausflugsprogramme

Rundreisen

74030_2014_09_Lauber.indd   1 11.08.2014   17:54:04

Exklusive Kultur-Leserreisen
Musik und Literatur

an besonderen Orten erleben

www.gew.de/Verlagsreisen

EuW_Umbruch_2015_04_S47.indd   47 11.03.2015   10:44:58
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